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1 Bedeutung der internationalen Aktivitäten 
und Verpflichtungen des Deutschen 
Bundestages 

Um ihrer internationalen Verantwortung gereeht zu wer- 
den, ist es für die Abgeordneten des Deutsehen Bundesta- 
ges zwingend erforderlieh, eine intensive Zusammenar- 
beit mit ausländisehen Politikern und Institutionen zu 
pflegen. So können die Abgeordneten die für ihre Aufga- 
ben notwendigen Informationen und Erfahrungen vor Ort 
sammeln und auf die internationale Lage und auflretende 
Konfliktsituationen in angemessener Weise reagieren. 
Diese wiehtige Funktion nehmen sie im Rahmen ihrer 
Zuständigkeitsbereiehe, als Mitglieder interparlamentari- 
seher Organisationen, als Vertreter der versehiedenen 
Aussehüsse, Kommissionen und Gremien des Bundesta- 
ges oder als Mitglieder bilateraler bzw. multilateraler Par- 
lamentariergruppen wahr, ln Gespräehen mit ihren Parla- 
mentskollegen aus anderen Ländern, mit Regierungen, 
Vertretern der Wirtsehaft, der Zivilgesellsehaft oder kul- 
turellen Einriehtungen erörtern sie aktuelle und bisweilen 
brisante Themen der Gegenwart - seien es die Folgen der 
Globalisierung, der internationale Terrorismus, Armuts- 
bekämpfung, ethnisehe Konflikte, die Bekämpfung von 
AIDS oder die Reduzierung des Kohlendioxid-Aussto- 
ßes, um den Klimawandel zu stoppen. Daneben pflegen 
oder entwiekeln sie Beziehungen zu Staaten, die nieht im 
Mittelpunkt der Kontakte auf Regierungsebene stehen. 

Die internationalen Aktivitäten der Mitglieder des Deut- 
sehen Bundestages dienen darüber hinaus der Kooperation 
und dem Austauseh in zahlreiehen Bereiehen nationaler 
Faehpolitik. ln der EU erfolgt ein Erfahrungsaustauseh zu- 
nehmend auf Gebieten, in denen die Hauptverantwortung 
zwar bei den einzelnen Mitgliedstaaten liegt, eine Zusam- 
menarbeit aber dennoeh erforderlieh erseheint, ln zahlrei- 
ehen Politikbereiehen stehen die EU-Staaten sehon heute 
vor vergleiehbaren Problemen, zum Beispiel im Bereieh 
der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik. Die Zukunft der Al- 
terssieherung etwa ist ein Thema, das alle Mitgliedstaaten 
betrifft. Ein intensiver Erfahrungsaustauseh auf diesem 
Gebiet ermöglieht den Transfer erfolgreieher Strategien 
zwisehen den Staaten. Im Rahmen von Auslandsdienstrei- 
sen können sieh die Parlamentarier in ihrer Funktion als 
Gesetzgeber Informationen über Erfolg verspreehende 
Lösungen einholen, um dann in anstehenden Reformvor- 
haben saehgereehte Entseheidungen treffen zu können. 

Der Deutsehe Bundestag hat sieh vertraglieh verpfliehtet, 
stimm- und mitwirkungsbereehtigte Delegationen an den 
versehiedenen interparlamentarisehen Organisationen 
und Foren zu beteiligen: Der Interparlamentarisehen 
Union (IPU), der Parlamentarisehen Versammlung der 
Organisation für Sieherheit und Zusammenarbeit in Eu- 
ropa (OSZE PV), der Parlamentarisehen Versammlung 
des Europarates (ER PV), der Versammlung der Westeu- 
ropäisehen Union (WEU V) und der Parlamentarisehen 
Versammlung der NATO (NATO PV). Neben diesen be- 
reits länger institutionalisierten Formen interparlamenta- 
riseher Zusammenarbeit ist angesiehts der veränderten 
internationalen Lage das Bedürfnis naeh einer zunehmen- 
den regionalen interparlamentarisehen Kooperation fest- 


zustellen wie etwa im Rahmen der Euromediterranen 
Parlamentarisehen Versammlung (EM PV) oder der Ost- 
seeparlamentarierkonferenz. 

Die Zusammenarbeit mit anderen Staaten ermöglieht, die 
eigenen politisehen Grundüberzeugungen und Positionen 
auf internationaler Ebene zu reflektieren und auf diese 
Weise Denkanstöße zu geben oder Entwieklungen anzu- 
regen. ln Staaten, in denen naeh politisehen Umbrüehen 
Sehritt für Sehritt demokratisehe Strukturen aufgebaut 
werden, kann der Bundestag wiehtige Unterstützungsar- 
beit leisten. So haben Abgeordnete neben erfahrenen Mit- 
arbeitern der Parlamentsverwaltung in den zurüekliegen- 
den Jahren insbesondere in den Staaten Mittelosteuropas 
auf vielfältige Weise zur Entwicklung von demokrati- 
schen Rechts- und Verfassungsstrukturen und zum Auf- 
bau stabiler parlamentarischer Organisationsstrukturen 
beigetragen. 

So selbstverständlich der Bundesregierung die Wahrneh- 
mung der außenpolitischen Verantwortung als eine zen- 
trale Aufgabe zugewiesen ist, so eindeutig ist in den ver- 
gangenen Jahren die zunehmende Parlamentarisierung 
der Außenpolitik festzustellen. 

Sie leitet sich zum einen aus der verfassungsmäßigen 
Kontrollfunktion des Bundestages gegenüber der Re- 
gierung ab und findet gerade im Hinblick auf die auswär- 
tigen Beziehungen und die damit verbundenen außenpoli- 
tischen Tätigkeiten des Parlaments in konkreten 
Bestimmungen des Grundgesetzes ihren Ausdruck. 

Der Bundestag übt nach Artikel 59 Abs. 2 des Grundge- 
setzes (GG) eine wichtige Rolle bei der Ratifizierung völ- 
kerrechtlicher Verträge aus. Zudem werden die Entschei- 
dungen des Plenums wesentlich inhaltlich von den 
Ausschüssen vorbereitet, ln diesem Zusammenhang wur- 
den wegen ihrer besonderen Bedeutung der „Ausschuss 
für die Angelegenheifen der Europäischen Union“ und 
der „Auswärtige Ausschuss“ im Grundgesetz verankert. 

Auch bei der Verhandlung und Überarbeitung europäi- 
scher Vertragswerke und der Einhaltung internationaler 
Abkommen leistet der Deutsche Bundestag einen bedeu- 
tenden Beitrag, ln bestimmten EU-Vorlagen können dem 
Ausschuss für die Angelegenheifen der EU gemäß Arti- 
kel 23 GG sogar die Wahrnehmung der Rechfe des Bun- 
desfages gegenüber der Bundesregierung übertragen werden. 

Die parlamentarische Kontrollfunktion gegenüber der Re- 
gierung im Bereich der auswärtigen Gewalt ist in unserer 
Verfassung traditionell festgeschrieben. Der Epochen- 
wandel seit dem Fall der Mauer 1989 und dem Ende des 
Kalten Krieges, die veränderten Anforderungen an mo- 
derne Sicherheitspolitik und die Ausdehnung des Einsatz- 
rahmens der Bundeswehr in internationalen Einsätzen ha- 
ben die Anforderungen an eine strenge parlamentarische 
Kontrolle weiter wachsen lassen. Dass diese Kompeten- 
zen des Parlaments über Staatsgrenzen hinweg Geltungs- 
wirkung entfalten, hat das Bundesverfassungsgericht in 
zahlreichen Entscheidungen zur Verfassungsmäßigkeit 
von Auslandseinsätzen der Bundeswehr bestätigt. Es hat 
unmissverständlich klargestellt, dass ins internationale 
Umfeld hineinreichende Entscheidungen und Maßnah- 
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men der Regierung an die Zustimmung des deutsehen 
Parlaments gebunden sind. 

Zum anderen ist die zunehmende Parlamentarisierung der 
Außenpolitik als waehsendes politisehes Erfordernis naeh 
internationaler parlamentariseher Zusammenarbeit zu 
verstehen. Dieses ist eine Folge der Prozesse der Regio- 
nalisierung, Europäisierung und Globalisierung sowie der 
von diesen Prozessen ausgehenden Gefahr der Entdemo- 
kratisierung. Eine in diesem Zusammenhang erforderli- 
ehe und dabei verantwortlieh handelnde, grenzüber- 
sehreitende interparlamentarisehe Kooperation, die dem 
weltpolitisehen Wandel im Zuge der Globalisierung, In- 
terdependenz und Institutionalisierung gereeht werden 
muss, ist nur gegeben, wenn die im Parlament entsehei- 
denden Abgeordneten die Mögliehkeit haben, die politi- 
sehe, wirtsehaftliehe und soziale Situation in den jeweili- 
gen Ländern und Regionen zu beurteilen. 

ln der globalisierten Welt ist die internationale Politik von 
den innenpolitisehen Entwieklungen nieht mehr zu tren- 
nen. Es ist ein beständig diehteres Netz der Kooperation 
und eine gegenseitige Abhängigkeit auf zwisehenstaatli- 
eher Ebene zu verzeiehnen, was transparentere Entsehei- 
dungsreehte und die Wahrung von Beteiligungsreehten 
erforderlieh maeht. Der Bundesrepublik Deutsehland 
wird nieht zuletzt als bevölkerungsreiehstem Mitglied- 
staat der EU auf internationaler Ebene zunehmend eine 
entseheidende Rolle zugewiesen. Dieser gestiegenen Ver- 
antwortung Deutsehlands gegenüber seinen Partnern in 
der Welt entsprieht eine angemessene internationale Tä- 
tigkeit des Parlaments neben der Regierungstätigkeit. 

Die Bundesrepublik Deutsehland übernahm im Beriehts- 
zeitraum im ersten Halbjahr 2007 zum zwölften Mal die 
EU-Ratspräsidentsehaft. Diese Präsidentsehaft stellte 
Deutsehland unter das Motto „Europa gelingt gemein- 
sam“. Diesem Motto zufolge begleitete aueh der Deut- 
sehe Bundestag den europäisehen Ratsvorsitz auf parla- 
mentariseher Ebene. 

Neben den europapolitisehen Debatten im Plenum des 
Bundestages, wie beispielsweise der Debatte anlässlieh 
der Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel 
am 14. Juni 2007 zum anstehenden EU-Gipfel, fand im 
Mai die Conferenee of Community and European Affairs 
Committees of Parliaments of the European Union 
(COSAC) in Berlin statt. Die Treffen der COSAC, bei de- 
nen Vertreter der Aussehüsse für Europa- und Gemein- 
sehaflsangelegenheiten der nationalen Parlamente und 
Mitglieder des Europäisehen Parlaments Zusammenkom- 
men, finden halbjährlieh im Land der jeweiligen Rafsprä- 
sidentsehaft sfaff. Der Aussehuss für die Angelegenheifen 
der Europäisehen Union des Deufsehen Bundesfages war 
im Mai 2007 gemeinsam mit dem Aussehuss für Fragen 
der Europäisehen Union des Bundesrates Gastgeber der 
XXXVll. COSAC. 

Sieben Aussehüsse des Bundestages veranstalteten wäh- 
rend der Ratspräsidentsehaft Vorsitzendenkonferenzen in 
Berlin, nämlieh der Auswärtige Aussehuss, der Aus- 
sehuss für wirfsehaftliehe Zusammenarbeif und Enfwiek- 
lung, der Verfeidigungsaussehuss, der Finanz- und der In- 


nenaussehuss sowie der Aussehuss für Ernährung, 
Landwirtsehaft und Verbrauehersehutz und der Aus- 
sehuss für Bildung, Forsehung und Teehnikfolgenab- 
sehätzung. 

Zwei gemeinsame parlamenfarisehe Konferenzen des 
Deufsehen Bundesfages und des Europäisehen Parla- 
menfs mit den nationalen Parlamenten der EU-Mitglied- 
staaten wurden während der Präsidentsehaft in Brüssel 
abgehalten, Themensehwerpunkte waren die „Lissabon- 
Strategie“ bzw. die „Zukunft Europas“. 

Während der Ratspräsidentsehaft tagten einige Aus- 
sehüsse des Deutsehen Bundestages gemeinsam mit den 
Aussehüssen des Europäisehen Parlaments. So reisten der 
Aussehuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, der 
Aussehuss für Arbeit und Soziales, der Aussehuss für 
Kultur und Medien und der Parlamentarisehe Beirat für 
naehhaltige Entwieklung zu Sitzungen naeh Brüssel. 

Das Engagement und die Einbindung des Deutsehen Bun- 
destages in außenpolitisehen Fragen sind aueh deshalb er- 
forderlieh, weil internationale Vereinbarungen direkte 
Wirkung auf die Reehtssphäre der Bürgerinnen und Bür- 
ger entfalten können. Dies gilt in besonderem Maße für 
die EU, deren Reehfsakfe zunehmend die Gesefzgebung 
in Deutsehland beeinflussen oder unmittelbar, ohne wei- 
teren Umsetzungsakt - wie etwa bei EU- Verordnungen - 
Anwendung finden. Anlässlieh wiehtiger internationaler 
Entseheidungen sowie europäiseher Gipfeltreffen stehen 
regelmäßig Debatten im Plenum und in den Aussehüssen 
zu geplanten Reformprozessen auf der Tagesordnung. 
Bereits im Vorfeld der Treffen des Europäisehen Rates 
fasst der Bundestag Besehlüsse zu den anstehenden The- 
men, wodureh die Verhandlungsführung der Regierung 
im Kreis der Mifgliedsfaafen an das Mandat des Parla- 
ments gebunden und damit stärker demokratiseh legiti- 
miert wird. 

Als ein wiehtiger Sehritt zur Ausweitung und Stärkung 
der Parlamentsreehte in diesem Kontext konnte im Sep- 
tember 2006 eine Vereinbarung zwisehen Bundestag und 
Bundesregierung unterzeiehnet werden, die erweiterte 
und zeitlieh gestraffte Unterriehtungspfliehten für die 
Bundesregierung, Fristverkürzungen für die Vorlage von 
Beriehfen und ausführliehere Informationen zu den Sit- 
zungen der Faehministerräte und anderer Gremien vor- 
sieht. Stellungnahmen des Parlaments muss die Regie- 
rung bei ihren Verhandlungen jetzt nieht mehr nur 
berüeksiehtigen, sondern zur Grundlage maehen und ge- 
gebenenfalls sogar einen Parlamentsvorbehalt einlegen. 

Es ist festzuhalten, dass die Bundesregierung zur Steige- 
rung der Akzeptanz und Durehsetzbarkeit ihrer Arbeit da- 
ran interessiert ist, einen ständigen Dialog zu außenpoliti- 
sehen Fragen mit dem Parlament zu führen. Aufgrund 
dessen sind Parlamentarier regelmäßig Mitglieder in Re- 
gierungsdelegationen bei internationalen Konferenzen so- 
wie im Rahmen bi- und multilateraler Treffen. Für diese 
gewaehsenen Erwartungen an die Abgeordneten sind zu- 
sätzliehe Foren des Erfahrungsaustausehes mit anderen 
Parlamentariern sowie von der Regierung unabhängige 
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Möglichkeiten der Meinungsbildung - auch im Ausland - 
unverzichtbar. 

2 Reisen der Präsidiumsmitglieder 

EU-Ratspräsidentschaft/Perspektivische Entwicklung 
der EU 

Nach den gescheiterten Referenden zum EU-Verfas- 
sungsvertrag 2005 haben sich die nationalen Parlamente 
in der darauf folgenden „Reflexionsphase“ intensiver be- 
müht, zu einer stärkeren Identifizierung der Bürger mit 
dem europäischen Projekt, der EU-Erweiterung, der 
Frage der Rechtsetzung und der perspektivischen Ent- 
wicklung der EU beizutragen. Der Deutsche Bundestag 
hat bei der erforderlichen engen Abstimmung der natio- 
nalen Parlamente auf internationaler Ebene während der 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft eine besondere Verant- 
wortung übernommen. Das Gros der Reisen der Präsi- 
diumsmitglieder im Berichtszeitraum galt neben den bila- 
teralen und parlamentarischen Beziehungen daher 
insbesondere der Erläuterung der Ziele und Herausforde- 
rungen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft. Auffällig 
hierbei war, dass auch bei Reisen der Präsidiumsmitglie- 
der ins nichteuropäische Ausland regelmäßig Fragen zur 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft in den Vordergrund 
rückten, beispielsweise bei der Reise des Bundestagsprä- 
sidenten in die Vereinigten Staaten von Amerika im Juni 
2007. 

Sowohl Bundestagspräsident Dr. Norbert Lammert als 
auch andere Mitglieder des Präsidiums reisten zu Konsul- 
tationen nach Brüssel mit dem Ziel, die innereuropäische 
Abstimmung zu zentralen EU-Fragen auch auf parlamen- 
tarischer Ebene voranzutreiben. Gespräche des Bundes- 
tagspräsidenten in Finnland zu Beginn der finnischen 
Ratspräsidentschaft im August 2006 sowie Begegnungen 
der Bundestagsvizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner 
in Slowenien im Mai 2007 standen im Zeichen der Konti- 
nuität der Troika-Ratspräsidentschafl. 

Die Fortführung europapolitischer Themen wurde sowohl 
im Februar 2006 von Bundestagspräsident Dr. Lammert 
als auch im Juli 2006 von Bundestagsvizepräsidentin 
Gerda Hasselfeldt bei politischen Begegnungen in Öster- 
reich angestrebt. Österreich hatte die Ratspräsidentschaft 
Ende Juni 2006 an Finnland abgegeben. Im Nachgang zur 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft nahm der Bundestags- 
präsident im September 2007 an einer Troika-Konferenz 
auf Ebene der Parlamentpräsidenten in Lissabon teil. 

Zur Abstimmung zentraler europäischer Themen reiste 
der Bundestagspräsident mehrfach in weitere Nachbar- 
staaten, beispielsweise nach Frankreich und Polen. Im 
März 2007 folgte der Bundestagspräsident Dr. Lammert 
einer Einladung nach Rom zu einem Festakt anlässlich 
des 50. Jahrestages der Römischen Verträge, bei dem die 
Parlamentspräsidenten der 27 Mitgliedstaaten zugegen 
waren. Bei Reisen nach Tschechien von Bundestagsvize- 
präsidentin Katrin Göring-Eckardt im Mai 2005 und Bun- 
destagsvizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse im Fe- 
bruar 2007 standen neben der Stärkung der bilateralen 
parlamentarischen Beziehungen insbesondere die Frage 


der Entwicklung des Landes nach dem EU-Beitritt 2004 
im Mittelpunkt. Gleiches gilt für die Reise der Bundes- 
fagsvizepräsidenfin Hasselfeldt nach Ungarn im Oktober 
2006, den Besuch von Bundestagsvizepräsidentin 
Dr. h. c. Kästner in Estland im April 2007 sowie die Be- 
gegnungen des Bundestagspräsidenten in Kroatien, Lett- 
land, Litauen und Zypern während der deutschen EU- 
Ratspräsidentschaft. 

Europapolitische Akzente setzte der Bundestagspräsident 
im gleichen Zeitraum u. a. bei Reden anlässlich der ge- 
meinsamen Sitzung des Seimas der Republik Litauen und 
des Sejm und des Senats der Republik Polen zum Jahres- 
tag der Verfassung vom 3. Mai 1791, der ersten geschrie- 
benen Verfassung Europas. Die Themen Europas 
Zukunft, das europäische Verfassungswerk sowie not- 
wendige institutioneile Reformen standen sowohl hier als 
auch bei weiteren Reden u. a. in Luzern, Athen, Riga und 
Dubrovnik im Mittelpunkt. Dabei warnte Bundestagsprä- 
sident Dr. Norbert Lammert vor einem Scheitern des EU- 
Verfassungsvertrages, welches zwangsläufig ein Europa 
der zwei Geschwindigkeiten nach sich ziehen würde, und 
mahnte die dringend erforderliche Modernisierung und 
Vertiefung der EU an. Auch den offiziellen Besuch in 
Kroatien im Mai 2007 nutzte der Bundestagspräsident zur 
Erörterung der EU-Perspektiven der östlichen Balkanlän- 
der. 

Im Rahmen der EU-Erweiterung wurden die parlamenta- 
rischen Kontakte zu den neuen, 2007 der EU beigetrete- 
nen Mitgliedsländern intensiviert. Bundestagsvizepräsi- 
dentin Dr. h.c. Susanne Kästner reiste hierzu im 
Berichtszeitraum mehrfach nach Rumänien, Bundestags- 
vizepräsidentin Petra Pau nahm im Januar 2007 an der 
ersten feierlichen Plenarsitzung der Bulgarischen Volks- 
versammlung nach dem EU-Beitritt teil. Erörtert wurden 
u. a. jeweils Fragen zur Zukunft der Europäischen Union, 
zu erforderlichen Reformprozessen und zum Programm 
der deutschen EU-Ratspräsidentschaft. Im Oktober 2007 
informierte sich Bundestagspräsident Dr. Norbert 
Lammert in Bulgarien und Rumänien über den Stand der 
Reformbemühungen der Länder nach dem EU-Beitritt. 

Demokratisierung/Rechtsstaatsentwicklung/ 
Parlamentarische Zusammenarbeit/Gedenken 

Der Deutsche Bundestag widmet sich intensiv der Stär- 
kung der bilateralen parlamentarischen Zusammenarbeit. 
Einen besonderen Stellenwert nehmen dabei die Bezie- 
hungen zu den Nachbarländern Frankreich und Polen ein. 
Mit beiden Ländern wurden regelmäßige Konsultationen 
vereinbart. Die im jährlichen Wechsel jeweils im anderen 
Land stattfindenden gemeinsamen Präsidiumssitzungen 
stärken die parlamentarischen wie die persönlichen Kon- 
takte. Die langjährigen institutionalisierten Begegnungen 
zwischen dem deutschen und dem französischen Präsi- 
dium wurden im Berichtszeitraum weitergeführt. So 
wurde beispielsweise im April 2006 eine gemeinsame Er- 
klärung zum EU- Sprachenregime verabschiedet und eine 
Arbeitsgruppe kulturelle Vielfalt eingerichtet. Im Februar 
2007 reiste das Bundestagspräsidium nach Frankreich, 
um u. a. über die Rolle der nationalen Parlamente in der 
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EU zu beraten. Mit dem polnisehen Sejm wurde als Er- 
gebnis einer offiziellen Reise des Bundestagspräsidenten 
im Februar 2007 ein vergleiehbares Programm verein- 
bart. Auf der Tagesordnung stehen u. a. ein Gedankenaus- 
tauseh zu aktuellen politisehe Themen, die Abstimmung 
in EU-Fragen oder die Vorbereitung einer gemeinsamen 
Konferenz zum deutseh-polnisehen Gesehiehtsbild. Bun- 
destagspräsident Dr. Lammert hat sieh vor dem Hinter- 
grund der besonderen Beziehungen zu Polen das Ziel ge- 
setzt, die Beziehungen im parlamentarisehen Bereieh 
dureh eine diehte Folge an Begegnungen auf Ebene der 
Parlamentspräsidenten zu intensivieren und so die Grund- 
lage für eine vertrauensvolle Basis der parlamentarisehen 
Zusammenarbeit zu sehaffen. Aueh darum reiste er mehr- 
faeh naeh Polen, zuletzt im Mai 2007 als erster ausländi- 
seher Gast wenige Tage naeh dem Amtsantritt seines 
neuen Amtskollegen. 

Die einzigartigen Beziehungen zum Staat Israel würdigte 
der Bundestagspräsident dureh eine offizielle Reise naeh 
Israel im Januar 2007. Diese verband er mit einem Auf- 
enthalt in Zypern und einem Besueh beim deutsehen Ein- 
satzkontingent UNIFIL. Aueh Bundestagsvizepräsiden- 
tin Göring-Eekardt reiste im Frühjahr 2007 naeh Israel 
und in die Palästinensisehen Autonomiegebiete. Sie 
sehloss an diese Reise Aufenthalte im Libanon und in 
Jordanien an. Die genannten Reisen dienten zusätzlieh 
der Vertiefung der Kenntnisse über die parlamentarisehen 
Systeme und eröffneten Einblieke in die untersehiedli- 
ehen, die politisehen Systeme prägenden Gesellsehafts- 
strukturen. Die Stärkung der bilateralen parlamentari- 
sehen Strukturen stand aueh im Mittelpunkt einer Reise 
des Bundestagspräsidenten in die Vereinigten Staaten von 
Amerika und naeh Kanada im Juni 2007. ln beiden Län- 
dern traf er mit seinen Amtskollegen zusammen, um ne- 
ben den aktuellen innenpolitisehen und parlamentari- 
sehen Entwieklungen in den Ländern u. a. aueh die 
inhaltliehe Ausriehtung der 2007 von Deutsehland auszu- 
riehtenden G8 -Parlamentspräsidentenkonferenz zu erör- 
tern. 

Im Rahmen weiterer Reisen informierten sieh die Präsidi- 
umsmitglieder überdies über versehiedene Formen der 
Wahlsysteme sowie die politisehen Entwieklungen naeh 
Parlaments- und Präsidentsehaftswahlen. ln diesem Zu- 
sammenhang führte Bundestagsvizepräsident Dr. h. e. 
Wolfgang Thierse im März 2007 Gespräehe in Rom, wo 
neben zahlreiehen bilateralen Themen aueh die Reform 
des italienisehen Wahlsystems in Anlehnung an das deut- 
sehe Modell diskutiert wurde. 

Die Präsidiumsmitglieder widmeten sieh zudem der Be- 
obaehtung und Unterstützung von Demokratisierungspro- 
zessen und der Begleitung erfolgreieher demokratiseher 
Prozesse. 

Die offiziellen Besuehe des Bundestagspräsidenten im 
Oktober 2006 in Georgien und Moldau beispielsweise 
fielen in eine Zeit besonders angespannter Beziehungen 
zwisehen Russland und diesen Ländern und boten Gele- 
genheit, letztere zu ermutigen, auf dem eingesehlagenen 
Weg der Demokratisierung und diplomatisehen Konfiikt- 
lösung fortzufahren. 


Fragen der Demokratieentwieklung, der Reehtsstaatlieh- 
keit und der Entwieklung des parlamentarisehen Systems 
standen im Mittelpunkt der Reise von Bundestagsvizeprä- 
sident Dr. Hermann Otto Solms naeh Usbekistan im Sep- 
tember 2006, sowie der Delegationsreise von Bundes- 
tagsvizepräsidentin Gerda Hasselfeldt naeh Algerien und 
Libyen im Januar 2007. Neben der jeweiligen innenpoliti- 
sehen Entwieklung der Länder erörterte die Bundestags- 
vizepräsidentin u. a. wirtsehaftliehe und energiepolitisehe 
Themen sowie Fragen des interkulturellen Dialogs. 

Themen einer Reise von Bundestagsvizepräsidentin 
Dr. h.e. Susanne Kästner naeh Südafrika und Tansania im 
November 2006 waren neben den bilateralen und parla- 
mentarisehen Beziehungen die Demokratieentwieklung, 
der Aufbau der Zivilgesellsehaft, Frauen-, Familien- und 
Gesundheitspolitik sowie die Vorbereitungen zur Fußball- 
WM 2010. Anlass der Reise war die Teilnahme an der Er- 
öffnungssitzung des Panafrikanisehen Parlaments. Die 
Reise von Bundestagsvizepräsidentin Katrin Göring- 
Eekardt naeh Afghanistan im August 2007 diente insbe- 
sondere der Erörterung sieherheitspolitiseher, humanitä- 
rer und mensehenreehtlieher Fragen. 

Bundestagspräsident Dr. Norbert Lammert verband einen 
offiziellen Besueh in der Mongolei im Juli 2006 mit der 
Teilnahme als ranghöehster ausländiseher Repräsentant 
an der 800-Jahr-Feier der mongolisehen Staatsgründung. 
Die Reise bot Gelegenheit, den Demokratisierungspro- 
zess des Landes zu würdigen, die Entwieklung des Lan- 
des zum Reehtsstaat zu unterstützen und die Verantwortli- 
ehen zur Einhaltung der Mensehenreehte zu ermutigen. 

Bundestagsvizepräsidentin Gerda Hasselfeldt reiste im 
Oktober 2006 naeh Ungarn, um an den parlamentarisehen 
Gedenkfeierliehkeiten zum 50. Jahrestag des Ungamauf- 
standes von 1956 teilzunehmen. Bundestags vizepräsiden- 
tin Petra Pau nahm im September 2006 anlässlieh des 
65. Jahrestages des Massakers an der jüdisehen Bevölke- 
rung von Kiew in Babij Jar in Vertretung von Bundes- 
tagspräsident Dr. Lammert an einer Gedenkveranstaltung 
in der Ukraine teil. Den aktuellen Stand des Demokrati- 
sierungsprozesses in dem Land erörterte aueh Bundes- 
tagsvizepräsidentin Katrin Göring-Eekardt bei einer 
Reise im Herbst 2006. 

Wirtschaftliche und kulturelle Beziehungen/ 
interkultureller Dialog 

Im April 2006 reiste Bundestagspräsident Dr. Norbert 
Lammert naeh Ungarn, um als Sehirmherr und im Beisein 
der Präsidentin der Ungarisehen Nationalversammlung 
die von der Deutsehen Botsehaft in Budapest organisierte 
zentrale Veranstaltung der deutsehen Kultur- und Bil- 
dungswoehen, des „Deutsehen Kulturfrühlings“, zu eröff- 
nen. Im November 2007 nahm er auf Einladung der 
Ungarisehen Nationalversammlung an der Gedenkveran- 
staltung zum 60. Jahrestag der Entreehtung und Vertrei- 
bung der Ungamdeutsehen teil. 

ln Polen eröffnete der Bundestagspräsident im März 2007 
gemeinsam mit seinem polnisehen Amtskollegen Jurek 
eine Ausstellung mit Skulpturen von Bernhard Heiliger. 
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Bundestagsvizepräsidentin Hasselfeldt besuchte im Mai 
2006 Schweden und erörterte dort u. a. die Rolle der na- 
tionalen Parlamente im EU -Gesetzgebungsprozess, Fra- 
gen der Bildungs- und Erziehungspolitik, Lösungsansätze 
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie fremd- 
sprachliche Integrationsmodelle an schwedischen Schu- 
len. 

Im Mittelpunkt einer Reise von Bundestagsvizepräsiden- 
tin Dr. h. c. Kästner nach Estland im April 2007 standen 
neben den erwähnten EU-politischen Themenfeldem die 
bilateralen und parlamentarischen Beziehungen sowie in- 
nen-, außen und energiepolitische Aspekte. Bundestags- 
präsident Dr. Norbert Lammert erörterte anlässlich seines 
offiziellen Besuchs in Marokko im November 2006 u. a. 
die Bedeutung der kulturellen Dimension für die Bezie- 
hungen mit Europa. Im Mittelpunkt einer Türkeireise von 
Bundestagsvizepräsident Dr. h. c. Thierse im März 2006 
standen die Themen politischer Islam, Karikaturenstreit, 
Dialog der Kulturen und die Lage religiöser Minderheiten 
in der Türkei. Im August 2007 folgte Bundestagspräsi- 
dent Dr. Lammert einer Einladung seines indischen 
Amtskollegen Chatterjee zur Teilnahme an den Feierlich- 
keiten anlässlich des 60. Jahrestages der Unabhängigkeit 
Indiens. 

3 Reisen der Ausschüsse sowie 
Gegenbesuche 

Die Reisen sowie Gegenbesuche der Ausschüsse, des 
Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung 
und der Enquete-Kommission „Kultur in Deutschland“ 
dienten vornehmlich dazu, Erfahrungen zu aktuellen, 
wichtigen und gemeinsam interessierenden politischen 
Themen auszutauschen und Erkenntnisse für die eigene 
Arbeit zu gewinnen. 

Gesprächspartner waren insbesondere die korrespondie- 
renden Ausschüsse und andere Mitglieder der ausländi- 
schen Parlamente, daneben Vertreter der Regierungen, 
andere Gruppen und Personen des öffentlichen Lebens 
sowie Vertreter von Wissenschaft, Wirtschaft und Verbän- 
den. 

ln den folgenden Abschnitten werden die Reisen und Ge- 
genbesuche ausländischer Parlamentarierdelegationen 
nach den einzelnen Ausschüssen, dem Parlamentarischen 
Beirat für nachhaltige Entwicklung und der Enquete- 
Kommission „Kultur in Deutschland“ gegliedert darge- 
stellt. Die internationalen Aktivitäten wurden unter Be- 
zugnahme auf die inhaltlichen Schwerpunkte des jeweili- 
gen Gremiums dargestellt, wobei sie grundsätzlich 
exemplarisch aufgeführt sind. Es handelt sich demnach 
nicht um eine vollständige Auflistung aller Aktivitäten. 

Ausschuss für Wahlprüfuug, Immuuität uud 
Geschäftsorduuug 

Ein Delegationsbesuch des Ausschusses in Brüssel im 
September 2006 diente dazu, in Gesprächen mit Mitglie- 
dern des Ausschusses für konstitutionelle Fragen und mit 
Mitgliedern des Rechtsausschusses vorwiegend Fragen 
des Geschäftsordnungs-, Parlaments- und Statusrechts der 


Abgeordneten zu erörtern, die zum Geschäftsbereich des 
„1. Ausschusses“ zählen. Dabei wurde insbesondere die 
Ausgestaltung des Immunitätsrechts der Abgeordneten 
im Europäischen Parlament angesprochen, da nach der 
geltenden Rechtslage kein einheitlicher Immunitäts schütz 
gewährleistet sei. Um der Gefahr von Ungleichbehand- 
lungen entgegentreten zu können, wurde über eine Ver- 
einheitlichung, bzw. eine Vereinbarung gewisser Min- 
deststandards diskutiert. Ferner wurde mit deutschen 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments über Mög- 
lichkeiten gesprochen, wie die Europafähigkeit des Bun- 
destages verbessert und die Zusammenarbeit zwischen 
dem Deutschen Bundestag und Europäischem Parlament 
intensiviert werden könnte. 

Anlass einer Delegationsreise nach Südafrika im März 
2007 war das zehnjährige Jubiläum der südafrikanischen 
Verfassung, die sich in weiten Teilen an das Grundgesetz 
anlehnt. Während des Besuchs wurden u. a. Gespräche 
mit Mitgliedern verschiedener Ausschüsse des südafrika- 
nischen Parlaments, Mitgliedern der Menschenrechts- 
kommission, mit der Vizepräsidentin des südafrikanischen 
Parlaments, sowie einem Richter des Verfassungsgerichts 
geführt. Schwerpunktmäßig wurden in den Gesprächen 
die bisherigen Erfahrungen mit der Verfassung, die wei- 
tere Verfassungsentwicklung und die Erfahrungen mit der 
Parlamentarischen Geschäftsordnung erörtert. Fragen des 
Geschäftsordnungs-, Parlaments- und Statusrechts sowie 
die Funktion und Arbeitsweise des Ausschusses wurden 
bei den Besuchen von Delegationen aus der Islamischen 
Republik Mauretanien, der Ungarischen Nationalver- 
sammlung, des Britischen Unterhauses, des Parlaments 
der Republik Kenia, des Parlaments der Republik Zypern 
und der Versammlung des Kosovos in Berlin angespro- 
chen. 

Petitionsausschuss 

Auch während dieses Berichtszeitraums war das interna- 
tionale Interesse am Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages ungebrochen. Es kamen Besucher und Besu- 
cherinnen aus den Ländern China, Kirgisien, Vietnam, 
USA, Georgien, Ukraine, Pakistan, Kenia, Irak, Mongo- 
lei, Thailand und Afghanistan nach Berlin, um sich über 
seine Arbeit zu informieren. Im Verlauf dieser Besuche 
wurde häufig eine Gegeneinladung ausgesprochen, die 
oft mit der Bitte verbunden war, durch einen solchen Be- 
such im Rahmen einer Delegationsreise für die eigene Ar- 
beif der dortigen Petitionseinrichtungen Öffentlichkeit zu 
erzeugen und Wertschätzung zum Ausdruck zu bringen, 
ln einigen Ländern ging es dabei vor allem um die Wah- 
rung von Menschenrechten. 

Eine Ausschussdelegation traf sich im Juni 2006 im Bal- 
tikum mit Vertretern von Petitionsausschüssen, Ombuds- 
einrichtungen, Menschenrechtskommissionen und Vertre- 
tern von Nicht-Regierungsorganisationen, um sich 
umfassend über das Petitions- und Beschwerdewesen in 
den dortigen jungen Demokratien zu informieren sowie 
einen Meinungsaustausch über aktuelle Fragen aus den 
jeweiligen Aufgaben durchzuführen. 
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Nach mehreren Besuchen kambodschanischer und vietna- 
mesischer Abgeordneter beim Deutschen Bundestag, die 
hier mit detaillierten Fragen zur Bearbeitung von Petitio- 
nen die Vorgehensweise des Ausschusses kennenlemen 
konnten, folgten einige Abgeordnete des Ausschusses im 
Oktober 2006 den ausgesprochenen Gegeneinladungen 
nach Kambodscha und Vietnam. Dabei wurden über das 
generelle Kennenlemen der Arbeit hinaus auch konkrete 
inhaltliche Fragen an den Petitionsausschuss des Bundes- 
tages herangetragen: so Fragen über Eheschließungen 
zwischen Vietnamesen und Deutschen, den Verbleib und 
die Lebensumstände von aus Deutschland abgeschobenen 
Vietnamesen sowie über die Situation in den Haftanstal- 
ten in Vietnam und Kambodscha. Außerdem wurde die 
Petition für die Freilassung eines in Vietnam in Haft be- 
findlichen deutschen Staatsbürgers erörtert. Darüber hi- 
naus waren die Entwicklung der Demokratie und der 
Menschenrechte, die Rolle der Frauen in der jeweiligen 
Gesellschaft der beiden Länder sowie die Arbeit deut- 
scher Organisationen der Entwicklungsarbeit unter Bezug 
auf im Bundestag dazu vorliegende Eingaben Thema der 
Gespräche. 

Bei einem Delegationsbesuch in Spanien im Juli 2007 
war es den Abgeordneten wichtig, neben den Kontakten 
zu Petitionsausschüssen bzw. Ombudsleuten Hinter- 
grandinformationen zur dortigen Problematik der Flücht- 
lings- und Migrationsbewegungen zu erhalten. 

Im Oktober 2007 führte eine Delegationsreise nach Bos- 
nien-Herzegowina, Serbien, Mazedonien sowie nach Al- 
banien. ln diesen Ländern fand ein reger Austausch da- 
rüber statt, wie man mit den Anliegen der Bürger umgeht. 

Während der Berichtsperiode wurde ebenfalls aufgrund 
vor allem der Initiativen des Europäischen Bürgerbeauf- 
tragten das Netzwerk zwischen den Europäischen Om- 
budsleuten und Petitionsausschüssen durch gegenseitige 
Besuche intensiviert. Dabei konnte zum Beispiel in Straß- 
burg den Teilnehmern einer Konferenz das im Bundestag 
mit großem Erfolg eingeführte System der öffentlichen 
Petitionen mit Diskussionsforam im Internet vorgestellt 
werden. Daneben war auch die Intensivierung der Arbeit 
des Internationalen Ombudsmanninstitutes (lOl) ein 
wichtiges Anliegen. Durch diese Kontakte auf europäi- 
scher bzw. internationaler Ebene und nicht zuletzt durch 
den Interaetauftritt des Ausschusses ist das Interesse an 
den Aufgaben des Petitionsausschusses groß. Da sich 
viele Länder für Ombudsmann- Systeme nach skandinavi- 
schem Vorbild entschieden haben, ist zu vermuten, dass 
die entgegengebrachte Aufmerksamkeit mit dem Inte- 
resse an den Vor- und Nachteilen der Aufgabenbewälti- 
gung durch einen Petitionsausschuss zu erklären ist. 

Auswärtiger Ausschuss 

Die Ziele der Reisen von Delegationen des Auswärtigen 
Ausschusses und seiner Unterausschüsse im Berichtszeit- 
raum reflektieren aktuelle internationale Konfliktfelder, 
das deutsche Engagement in den Vereinten Nationen so- 
wie den Bedeutungszuwachs neuer aufstrebender 
Mächte. Zu letzterem gehört das demokratische Indien 
genauso wie das kommunistisch regierte China. Beide 


Länder waren Ziel von gleich drei Reisen von Delegatio- 
nen des Auswärtigen Ausschusses. 

Unter Leitung seines Vorsitzenden hielt sich eine Delega- 
tion des Ausschusses im Juli/August 2007 in Delhi und 
Mumbai auf Die Delegation konnte sich einen Eindruck 
von der Leistungsfähigkeit indischer Außen-, Innen- und 
Wirtschaftspolitik verschaffen. Außenpolitisch von Inte- 
resse waren nicht nur das Verhältnis Indiens zu Pakistan 
und die Frage des Kaschmir-Konflikts, sondern auch die 
ausbalancierende Rolle Indiens im Spiel der Großmächte 
USA, China und Russland. Der Unterausschuss „Globali- 
sierung und Außenwirtschaft“ des Auswärtigen Aus- 
schusses hatte bereits im Oktober 2006 Delhi, Chennai, 
Bangalore und Mumbai bereist. Im Vordergrund des Er- 
kenntnisinteresses dieser Delegationsreise standen vor al- 
lem die Voraussetzungen und Folgen der wirtschaftlichen 
Entwicklung Indiens, nicht zuletzt mit Blick auf die Welt- 
wirtschaft. Mit Dubai war ein weiteres internationales 
Wirtschaftszentrum der Golfregion im Zentrum des Be- 
suchs dieses Unterausschusses. 

Der Unterausschuss „Auswärtige Kultur- und Bildungs- 
politik“ hat wie der Auswärtige Ausschuss im Jahr zuvor 
im März 2007 Peking, Nanjing und Shanghai bereist. Im 
Vordergrund des Besuchs dieses Unterausschusses stan- 
den Fragen der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik, 
denen gerade im Vorfeld wichtiger internationaler Ereig- 
nisse (China als Ausrichter der Olympischen Spiele 2008 
und Veranstalter der EXPO im Jahre 2010) besondere Be- 
deutung zukommt. 

Die Reise des Unterausschusses Vereinte Nationen nach 
New York im Oktober/November 2006 bot die Gelegen- 
heit, sich über den aktuellen Stand der umfassenden inne- 
ren Reform der Weltorganisation zu unterrichten und das 
große Interesse Deutschlands an einem Erfolg dieses Re- 
formprozesses zu unterstreichen. Die Delegation konnte 
sich zugleich einen Eindruck von dem gewachsenen Ge- 
wicht Deutschlands in den Vereinten Nationen und den 
damit verbundenen Erwartungen verschaffen. 

Mit dem iranischen Nuklearprogramm befassten sich so- 
wohl der Auswärtige Ausschuss als auch sein Unteraus- 
schuss „Abrüstung, Rüstungskontrolle und Nichtverbrei- 
tung“, der im Oktober 2006 eine Informationsreise nach 
Teheran unternommen hatte. Die dort gewonnenen Er- 
kenntnisse konnten am Sitz der IAEA in Wien einer Ge- 
genprüftmg unlerzogen werden. 

Innenausschuss 

Auch innenpolitische Themen weisen im Zeilaller der Eu- 
ropäisierang und Globalisierung zunehmend einen Aus- 
landsbezug auf Dies isl elwa bei Migrationsfragen offen- 
sichtlich, gilt aber in großem Maße inzwischen auch für 
den Bereich der inneren Sicherheit. So ist eine erfolgver- 
sprechende Bekämpfung des Terrorismus und der Organi- 
sierlen Kriminaliiät nur durch eine enge inleraalionale 
Zusammenarbeil denkbar. Für die Abgeordneten des In- 
nenausschusses slanden daher während ihrer Delegalions- 
reisen im Berichtszeilraum in den Kosovo (April 2006), 
die USA (Juni 2006), nach Bulgarien und Rumänien (Juni 
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2006), Italien (Oktober 2006), Israel (Dezember 2006), in 
die Türkei (April 2007), naeh Litauen, Lettland und Est- 
land (September 2007) sowie in die Niederlande und naeh 
Frankreieh (Dezember 2007) Gespräehe mit den korres- 
pondierenden Parlamentsaussehüssen, Ministerien und 
mit den Behörden und Organisationen im Mittelpunkt des 
Interesses, die sieh mit Problemen der Migration befassen 
oder die für Sieherheitsbelange zuständig sind. Weitere 
zentrale Themen waren der Katastrophensehutz sowie die 
Erfolge und Risiken deutseher Auslandsmissionen im po- 
lizeiliehen Bereieh. Zudem wurden Staatsangehörigkeits- 
fragen und die Situation nationaler Minderheiten erörtert. 

Im Zusammenhang mit der Migrationsproblematik wur- 
den dabei vor allem Fragen der Integration von Flüehtlin- 
gen (Kosovo, Italien) oder Einwanderern (USA, Italien, 
Israel, Niederlande, Frankreieh) behandelt sowie die Zu- 
sammenarbeit mit Herkunftsländern der Migranten, etwa 
dureh Vorintegrationskurse (Türkei). Die Lage der ethni- 
sehen Minderheiten war ebenfalls ein Grund für die Aus- 
sehussmitglieder, sieh vor Ort zu informieren (Kosovo, 
Rumänien, Bulgarien, Baltikum). Aueh die Grenzsiehe- 
rung vor dem Hintergrund des Sehengen-Prozesses be- 
sehäftigte mehrmals den Aussehuss (Bulgarien, Rumä- 
nien, Italien, Baltikum). Regelmäßig standen im Rahmen 
der Reisen Besuehe von deutsehen Polizeikräften vor Ort 
auf dem Programm, die in untersehiedliehen Auslands- 
missionen Dienst tun, sei es im Rahmen einer VN-Mis- 
sion (Kosovo), der EU-Beobaehtermission am Grenz- 
übergang zwisehen dem Gaza-Streifen und Ägypten 
(Israel) oder zur Unterstützung des Aufbaus einer Grenz- 
polizeiorganisation (Rumänien, Bulgarien). Gespräehe zu 
den generellen Planungen der VN-Polizeimissionen und 
zum Aufbau einer ständigen VN-Polizeikapaziät fanden 
während der USA-Delegationsreise in New York statt. 
Besondere Bedeutung für die Aussehussarbeit hatten In- 
formationen und Meinungsaustauseh über die Zusam- 
menarbeit der Sieherheitsbehörden bei der Bekämpfung 
des internationalen Terrorismus und der Organisierten 
Kriminalität (USA, Israel), die aueh unter den Aspekten 
des Datenaustausehes und Datensehutzes intensiv disku- 
tiert wurde. Anlass für Delegationsreisen war darüber 
hinaus der Wunseh naeh Information über die Fortsehritte 
von Gastländern im Bereieh Justiz und Inneres kurz vor 
dem EU Beitritt (Rumänien, Bulgarien) bzw. im Hinbliek 
auf die laufenden Beitrittsverhandlungen (Türkei). 
Sehließlieh waren Koordination und Krisenmanagement 
im Katastrophenfall wiehtiges Thema einer Reise (USA), 
bei der sieh die Delegationsmitglieder außerdem über die 
eindrueksvollen Hilfsleistungen des Teehnisehen Hilfs- 
werks naeh der Hurrikankatastrophe von New Orleans in- 
formieren konnten. 

Sportausschuss 

Antwort zu finden auf die Frage der Effizienz und des 
sinnvollen Einsatzes öffentlieher Gelder für Zweeke der 
Sportförderung ist eine der Daueraufgaben des Sportaus- 
sehusses des Deutsehen Bundestages, die jedes Jahr neu 
zu beurteilen und zu hinterfragen ist. Unverziehtbar für 
eine Antwort im Bereieh der Spitzensportförderung des 
Bundes ist hierfür unter anderem die Kenntnis der Verfah- 


ren und Strukturen der internationalen Konkurrenz und 
des Verhältnisses von Maßnahmen und Wirkungen im in- 
ternationalen Bereieh. Ziel der Reise einer Delegation des 
Sportaussehusses zu den Olympisehen Winterspielen 
naeh Turin im Jahr 2006 war es deshalb aueh, sieh vor Ort 
an den versehiedenen Austragungsstätten über die Leis- 
tungen der deutsehen Olympiateilnehmer zu informieren 
und in Gespräehen mit Faehverbandsexperten und Faeh- 
politikem national und international die Leistungssport- 
förderung und ihre Wirkung zu vergleiehen. Daneben 
waren Aspekte der Sieherheit von sportliehen Großveran- 
staltungen ebenfalls Gegenstand der Gespräehe mit inter- 
nationalen Gespräehspartnem. 

Die Reise des Sportaussehusses naeh Osaka und Tokio in 
Japan im Herbst 2006 diente dem Ziel, in Gespräehen mit 
japanisehen Sportorganisationen die Untersehiede der 
Spitzensportförderung und der Talentsuehe auszuloten 
und mögliehe Übertragbarkeiten auf das deutsehe System 
der Spitzensportförderung zu prüfen. Anlass hierfür war 
unter anderem die wesentlieh bessere Entwieklung Japans 
im Verhältnis zu Deutsehland im Ländervergleieh im 
Spitzensport. Überdies besehreitet Japan völlig neue 
Wege in der Sportwissensehaft, die sieh von den sport- 
wissensehaftliehen Ansätzen in Deutsehland erheblieh 
unterseheiden. 

Daneben informierte sich der Ausschuss über den Stand 
der Vorbereitungen der Leichtathletikweltmeisterschaften 
für 2007 in Osaka, um hieraus gegebenenfalls Schlussfol- 
gerungen für die Leichtathletik- WM 2009 in Berlin zu 
ziehen. Die Reise nach Peking und Shanghai im Herbst 
2007 verfolgte das Ziel, einen Eindruck von dem Stand 
der Vorbereitungen für die Olympischen und Paralympi- 
schen Spiele 2008 zu bekommen und die Voraussetzun- 
gen für die Athletinnen und Athleten sowie die Barriere- 
freiheit für Menschen mit Behinderungen zu klären. Die 
Ausschussdelegation besuchte zudem die Special Olym- 
pics World Summer Games 2007 in Shanghai. 

Rechtsausschuss 

Die Delegationsreise des Rechtsausschusses im Juni 2007 
nach Rumänien und Bulgarien hatte zum Ziel, sich 
ebenso wie bei früheren Besuchen in Polen und Tsche- 
chien sowie in den baltischen Staaten über die in beiden 
Ländern laufenden Justizreformen zu informieren und 
den jeweils deutschen Rechtsstandpunkt zu vermitteln. 
Im Vordergrund des ausführlichen Erfahrungsaustausches 
standen die Diskussion über den Stand der Anpassung der 
nationalen Gesetzgebung an das EU-Recht, die Bemü- 
hungen im Kampf gegen die Korruption und die Organi- 
sierte Kriminalität sowie die Terrorismusabwehr. In bei- 
den Staaten hatte die Delegation Gelegenheit zum 
Austausch mit Mitgliedern der dortigen Rechtsauschüsse. 
Es fanden Gespräche mit führenden Vertretern von Regie- 
rung und Opposition, mit Vertretern der obersten Gerichte 
und der Generalstaatsanwaltschaft sowie mit den Kolle- 
gen aus den korrespondierenden Ausschüssen der Parla- 
mente statt. Gespräche mit Vertretern der Zivilgesell- 
schaft und ehemaligen Stipendiaten des Bundestages 
haben dafür gesorgt, dass die in den politischen Gesprä- 
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chen entstandenen Eindrüeke ergänzt oder teilweise aueh 
revidiert werden konnten. 

Die Delegationsreise naeh Argentinien und Chile im Ok- 
tober 2006 diente der Information über aktuelle politisehe 
und reehtliehe Rahmenbedingungen im Reehts- und Jus- 
tizbereieh. Im Vordergrand des intensiven Meinungsaus- 
tausehs standen die in beiden Ländern laufenden Justizre- 
formen, die Mensehenreehte sowie der Stand der 
Aufarbeitung der unter den Militärregimes begangenen 
Mensehenreehtsverletzungen. ln Chile kamen darüber hi- 
naus vertiefend konkrete Gespräehe über das ehilenisehe 
Reehtssystem, welehes stark dureh deutsehen Einfluss 
geprägt ist, sowie zur Modifizierung des Strafprozesses 
und Neuordnung der Zuständigkeiten von Militärge- 
riehtsbarkeit und Polizei hinzu, ln Argentinien stellte sieh 
heraus, dass noeh ein erheblieher Naehholbedarf in vielen 
Bereiehen des Reehts, vor allem im Strafvollzug besteht, 
ln beiden lateinamerikanisehen Ländern standen der De- 
legation hoehrangige Gespräehspartner aus Politik, Rieh- 
tersehaft und Anwaltsehaft zur Verfügung. 

ln einer gemeinsamen Sitzung mit dem Aussehuss für 
verfassungsreehtliehe Angelegenheiten des italienisehen 
Abgeordnetenhauses in Berlin im März 2007 wurden Fra- 
gen der Föderalismusreform in Deutsehland unter beson- 
derer Berüeksiehtigung der Rolle des Bundesrates und 
des Bundesverfassungsgeriehts sowie der Entwieklung 
und den Problemen der Föderalisierang des italienisehen 
Staates erörtert. Im Mai 2007 verhandelten die beiden 
Aussehüsse in Rom unter Beteiligung des Vorsitzenden 
des Aussehusses für konstitutionelle Fragen des Europäi- 
sehen Parlaments sowie deutseher und italieniseher Wis- 
sensehaftler über die Mögliehkeit einer Wiederbelebung 
des europäisehen Verfassungsprozesses, ln einer gemein- 
samen Erklärung braehten die Vorsitzenden beider Aus- 
sehüsse zum Ausdraek, dass von den nationalen Parla- 
menten und dem Europäisehen Parlament maßgebliehe 
Impulse für die zu erstrebende Ausarbeitung eines euro- 
päisehen Grundgesetzes ausgehen müssen. 

Finanzausschuss 

Als eine Folge der Fortentwieklung der Europäisehen 
Union und aueh der Globalisierung ist Steuergesetzge- 
bung sehon lange nieht mehr ein Politikfeld, auf dem der 
nationale Gesetzgeber gewissermaßen unumsehränkt ent- 
seheiden kann. So sind zum Beispiel Regelungen zur Un- 
temehmensbesteuerang (Steuersätze, Bemessungsgrand- 
lagen) in anderen EU-Mitgliedstaaten hierfür ebenso von 
Bedeutung wie Doppelbesteuerangsabkommen mit Län- 
dern wie Indien, Brasilien oder den Vereinigten Staaten 
von Amerika. Die enorm zugenommenen Mögliehkeiten 
im Kapitalverkehr auf und zwisehen den weltweiten Fi- 
nanzmärkten sowie die zunehmend internationale Betäti- 
gung vieler Unternehmen stellen aueh den deutsehen 
Steuer- und Finanzmarktgesetzgeber vor völlig neue, 
komplexe Fragen und maehen die grenzüb ersehreitende 
Zusammenarbeit von Regierungen, Parlamenten und Fi- 
nanzaufsiehten notwendiger denn je. 

Wie muss ein europäiseh und international konkurrenzfä- 
higes Sfeuerreeht in Deufsehland aussehen, ohne gleieh- 


zeifig efwa den Grandsafz der Sfeuergereehtigkeif sowie 
die Erhaltung des Steuersubstrats als Voraussetzung staat- 
liehen Handelns preiszugeben? Wie lassen sieh interna- 
tional arbeitende Finanzmärkte und deren Intermediäre an 
„Spielregeln“ binden, ohne den Primat des Marktes und 
seiner konkurrenzlosen Entwieklungskräfte in Frage zu 
stellen? 

Wie kommen die für die Finanzaufsieht zusfändigen Sf ei- 
len der Nationalsfaafen zu besserer (sehnellerer) Zusam- 
menarbeif? Und wie befördert man die Einsieht zur Not- 
wendigkeit hierfür? Welehe Mögliehkeifen besfehen, 
aueh die bilaterale Zusammenarbeit der Finanzpolitiken 
zu stärken bzw. diese auszubauen? ln welehen Ländern 
gibt es - so zum Beispiel aueh im Bereieh des Versiehe- 
rangswesens bzw. der privaten Daseinsvorsorge, für das 
der Finanzaussehuss ebenso verantwortlieh zeiehnet - 
Aufbau- bzw. Entwieklungssituationen, die von deut- 
sehen Erfahrungen gut profitieren könnten und hierbei 
zugleieh positive Wirkungen aueh für Waehsfum und Be- 
sehäftigung in Deufsehland hätten? 

Dies sind nur einige der Fragestellungen, die Delegatio- 
nen des Finanzaussehusses bei ihrem Besueh in Großbri- 
tannien und Irland (April 2006), in Tokyo (Juli 2006), an- 
lässlieh der Teilnahme an der Jahrestagung von IWF und 
Weltbank in Singapur (September 2006) und in Washing- 
ton (Oktober 2007), bei ihrem Besueh in Indien (Februar 
2007) sowie in Brasilien und Argentinien (Juli 2007) mit 
Parlamentariern, Regierangsvertretem, Vertretern von In- 
dustrieunternehmen, Versieherangen, Banken und Auf- 
siehtsbehörden in den vorgenannten Ländern erörterten 
und deren Ergebnisse in die laufende, nationale Arbeit 
einbezogen werden konnten. 

Haushaltsausschuss 

Anders als die Faehaussehüsse, die sieh in der Regel mit 
dem Gesehäftsbereieh eines Bundesministeriums befas- 
sen, ist der Haushaltsaussehuss aufgrund seiner Zustän- 
digkeit für den Gesamfefaf und alle kosfenwirksamen 
Einzelmaßnahmen auf allen Faehgebiefen fäfig. Dies 
spiegelt sieh aueh in seiner Reisetätigkeit wider, indem 
der Aussehuss im Beriehtszeitraum Auslandsreisen zu 
den versehiedensten Themen und Politikfeldem unter- 
nahm. So führten die Reisen sowohl in Länder, in denen 
es um aus dem Bundeshaushalt finanzierte Einzelprojekte 
ging, als aueh in solehe Länder, in denen sieh die Delega- 
tionsmitglieder über dortige Wege zur Lösung ausgesueh- 
ter politiseher Probleme informierten. 

Der Haushaltsaussehuss begleitet durehsehnittlieh einmal 
im Jahr einen Bundeswehr- Versorgungsflug in afrikani- 
sehe Länder, die im Rahmen der im Einzelplan des Aus- 
wärtigen Amtes etatisierten und dureh das Bundesminis- 
terium der Verteidigung verwalteten Ausstattungshilfe 
Materialien und Beratungshilfe erhalten, ln diesem Kon- 
text besuehte im Frühjahr 2006 eine Delegation Tansania, 
im Frühjahr 2007 Mali und Ghana. Bei beiden Reisen 
wurde dem Aussehuss bei konkreten Projektbesuehen die 
Effektivität der deutsehen Hilfe vor Augen geführt. Ins- 
besondere werden Krankenstationen und Werkstätten ma- 
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teriell unterstützt; durch Bundeswehr-Beratergruppen er- 
folgt Personalschulung bzw. Personalausbildung. 

Weitere Schwerpunkte waren im Bereich Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz im Juli 2006 Rei- 
sen nach Brasilien als ein Land, aus dem Lebensmittel 
nach EU-Norm von Deutschland importiert werden, und 
im April 2007 in die Ukraine und nach Russland, wo 
deutsche Beratung im Ackerbau, der Viehzucht und in der 
Emährungsindustrie dankbar angenommen wird. Im Be- 
reich der Mittelbereitstellung für Gesundheitsmaßnahmen 
- und hier insbesondere bei der AIDS-Bekämpfüng und - 
Prävention - bereiste eine Delegation im Juli 2006 die 
Republik Südafrika und Malawi. Auch bei dieser Reise 
zeigte sich, dass die Haushaltsmittel im Kampf gegen 
HIV/AIDS sinnvoll eingesetzt werden. 

Im Zuge der ersten Erfahrungen mit der Umgestaltung 
von Sozial- und Arbeitslosenhilfe (Hartz-Reform) infor- 
mierte sich eine Delegation über die Sozialsysteme der 
USA (August 2006), der Niederlande und Großbritan- 
niens (Juli 2006). Die Situation in Spanien und Marokko 
angesichts der ständig wachsenden Zahl illegaler Zuwan- 
derer aus Afrika in die EU war Gegenstand einer weiteren 
Informationsreise von Mitgliedern des Haushaltsaus- 
schusses im April 2007. Sie diente dazu, anhand der 
gewonnenen Informationen die von der Bundesregierung 
und der EU auf dem Gebiet der illegalen Zuwanderung 
diskutierten Maßnahmen besser beurteilen zu können. 

Bei zwei Reisen in die Volksrepublik China (Februar und 
Juli 2007), wovon eine auch nach Japan führte, wurden 
die Exportmöglichkeiten deutscher - aus dem Bundes- 
haushalt geförderter - Technologie im Verkehrsbereich 
(Magnetbahn, Systeme zur Mauterhebung, Rad-Schiene- 
Technik) erörtert und Konkurrenzprodukte begutachtet. 
Daneben wurde festgestellt, dass die an China immer 
noch unter dem Stichwort „Entwicklungshilfe“ geleiste- 
ten Mittel diesem Begriff nicht mehr entsprechen. Bei der 
technischen und finanziellen Zusammenarbeit mit China 
handelt es sich um die Zurverfügungstellung von rück- 
zahlbaren Krediten, um die Regierungsberatung sowie 
um Aus- und Weiterbildungshilfen. Dies sind Maßnah- 
men, die aus deutscher Sicht durchaus siimvoll sind und 
partnerschaftlich abgewickelt werden. So ist an die ge- 
sundheitliche Bedrohung bei SARS oder der Vogelgrippe 
zu erinnern: Eine frühzeitige Erkennung und Gegenmaß- 
nahmen mit deutscher Hilfe bereits im Gebiet der Seu- 
chenentstehung nutzt auch den Menschen hier in 
Deutschland. 

Ausschuss für Wirtschaft uud Techuologie 

Der Ausschuss beschäftigte sich im Berichtszeitraum un- 
ter anderem maßgeblich mit grundsätzlichen wirtschafts- 
politischen Themen in den Bereichen Energiepolitik, Bü- 
rokratieabbau und innovative Technologien. Ein weiteres 
Schwerpunktthema betraf die Förderung des Mittelstands 
als Rückgrat der deutschen Wirtschaft sowie die regio- 
nale Wirtschaftsförderung im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirfschafts- 
struktur“. 


Um sich im Rahmen der Beratungen zum Bürokratieab- 
bau über die Erfahrungen mit dem Standard-Kosten-Mo- 
dell zu informieren und eine mögliche Übertragung des 
Systems auf Deutschland zu prüfen, reiste eine Delega- 
tion des Ausschusses im Mai 2006 in die Niederlande. 
Wesentliche Erkenntnisse dieser Reise fanden später in 
der Einrichtung des Normenkontrollrates und der Einfüh- 
rung des Standard-Kosten-Modells ihren Niederschlag. 
Im Zenfrum der Südafrika-Reise im September 2006 
standen Fragen zur Energie- und Rohstoffsicherung. Bei 
der Delegationsreise nach Indien im April 2007 waren 
Fragen zum Marktzugang und zur Investitionssicherheit 
deutscher Unternehmen unter besonderer Berücksichti- 
gung von mittelständischen Unternehmen die zentralen 
Programmschwerpunkte . 

Schließlich verfolgten in dem Berichtszeitraum zwei De- 
legationsreisen des Unterausschusses „Regionale Wirt- 
schaftspolitik“ den Zweck, sich in Gesprächen mit Vertre- 
tern der lokalen Politik und Wirtschaft ein Bild über die 
Herausforderungen und Erfolge der regionalen Wirt- 
schaftspolitik im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zur 
„Verbesserung der Regionalen Wirtschaftstruktur“ zu ma- 
chen. Hierzu besuchte eine Delegation im September 
2006 Mecklenburg- Vorpommern und im April 2007 eine 
weitere Gruppe die Region Ostbayem. 

Im Kontext des innereuropäischen Abstimmungsprozes- 
ses in den Bereichen Energiepolitik, Wettbewerbspolitik 
und Innovationspolitik standen die Besuche der EU- Wett- 
bewerbskommissarin Kroes im März 2007 und des Aus- 
schusses für Industrie, Forschung und Energie des Euro- 
päischen Parlamentes im Mai 2007. Die Bedeutung einer 
gemeinsamen europäischen Energiepolitik unterstrichen 
ebenso die Besuche einer dänischen parlamentarischen 
Delegation im November 2006 und einer Delegation aus 
den baltischen Staaten sowie aus Polen im Mai 2007. Das 
Thema „Euro-Zone - Konvergenz oder Auseinanderdrif- 
ten“ war Gegenstand der Reise von Mitgliedern des Aus- 
schusses für Wirtschaft und Technologie zum interparla- 
mentarischen Treffen in Brüssel im Februar 2007. 

Zu den Herausforderungen in der Energieversorgung hat 
sich der Ausschuss im Rahmen einer Delegationsreise in 
die Vereinigten Arabischen Emirate und nach Katar im 
Oktober/November 2007 informiert. Weitere Themen 
waren dabei Logistikausbau und Diversifizierungsan- 
strengungen in beiden Ländern. 

Ausschuss für Eruähruug, Laudwirtschaft uud 
Verbraucherschutz 

Ein Schwerpunkt der Arbeit des Ausschusses gilt der 
Agrarwirtschaft und den ländlichen Räumen - national, 
EU-weit und global. Dabei wird die Agrarpolitik wesent- 
lich von der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU 
mitbestimmt; ebenso spielt der Agrarbereich in den 
WTO-Verhandlungen eine wichtige Rolle. Im Rahmen 
der Gemeinsamen Agrarpolitik stehen deren Reform so- 
wie die Einbindung der neuen Mitgliedstaaten im Vorder- 
grund des Interesses. Aber auch die in den Zuständig- 
keitsbereich des Ausschusses fallenden Themen wie 
Verbraucherschutz, Lebensmittelsicherheit, grüne Gen- 
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technik und Bioenergie haben angesiehts zunehmender 
Globalisierung eine über den nationalen Bereieh hinaus- 
gehende Bedeutung. Die in der Zeit von Herbst 2005 bis 
Ende Dezember 2007 durehgeführten Reisen und Besu- 
ehe des Aussehusses für Ernährung, Landwirtsehaft und 
Verbrauehersehutz dienten daher neben der Pflege der 
Kontakte der Information darüber, wie die Gastgeberstaa- 
ten bzw. Gaststaaten diese Politikfelder gestalten. 

So wurden bei den Reisen des Aussehusses in die Nieder- 
lande (Mai 2006), naeh Irland (Juni 2006), Spanien 
(ApriPMai 2007) und Sehweden (Juni 2007) Fragen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik mit untersehiedlieher, der Be- 
deutung in den Mitgliedstaaten entspreehender Gewieh- 
tung erörtert. Insbesondere mit Spanien wurden die anste- 
hende Reform der Marktordnung Wein diskutiert und die 
jeweiligen Positionen hierzu verdeutlieht. Themen- 
sehwerpunkte in der Diskussion mit Sehweden bildeten 
die Frage des Umfangs der Reduzierung der Direktbeihil- 
fen und die Bedeutung der emeuerbaren Energien für die 
Land- und Forstwirtsehaff. 

ln Irland und in Norwegen (Juni 2007) sfanden Fragen 
der Fisehereipolitik im Vordergrund der Gespräehe. Ins- 
besondere waren dabei die Chaneen und Vorfeile von 
Aquakulturen für eine naehhaltige Fisehereipolitik sowie 
die mit ihren sehwerwiegenden wirtsehaflliehen Auswir- 
kungen drängende, grenzübergreifende Problematik der 
illegalen Fiseherei zentrale Themen der Besuehe. Wäh- 
rend einer Delegationsreise naeh Russland (Oktober 
2007) wurden Fragen des Agrarhandels und die Rolle der 
Landwirtsehaft im Rahmen der strategisehen Partner- 
sehafl von EU und Russland thematisiert. Beim Besueh 
versehiedener landwirtsehaftlieher Betriebe und Verarbei- 
tungsuntemehmen gewannen die Abgeordneten einen au- 
thentisehen Überbliek über die russisehe Agrarwirtsehafl. 

Sehwerpunkte der Reise naeh Argentinien und Uruguay 
(Oktober 2006) waren die Erörterung der Positionen die- 
ser Länder im Rahmen der Verhandlungen des Mereosur 
mit der Europäisehen Union sowie in den WTO- Verhand- 
lungen und den entspreehenden Auswirkungen auf den 
europäisehen Markt. Anlässlieh seiner Reise naeh Rumä- 
nien (September 2006) maehte der Aussehuss sieh ein 
Bild von dem Stand der Vorbereitung Rumäniens für den 
EU-Beitritt. 

Darüber hinaus haf der Aussehuss aus Anlass der Interna- 
tionalen Grünen Woehe in Berlin im Januar 2006 eine 
spanisehe und im Januar 2007 eine baltisehe Parlamenta- 
rierdelegation naeh Berlin eingeladen. Im Rahmen des 
Besuehsprogramms wurden insbesondere mit den Vertre- 
tern der baltisehen Staaten Fragen zur Zukunft ländlieher 
Räume innerhalb der EU erörtert. 

Ausschuss für Arbeit uud Soziales 

Die in den vergangenen Jahren sehr hohe Arbeitslosigkeit 
in Deutsehland sowie die immer deutlieher werdenden 
Auswirkungen der Globalisierung auf die Arbeitsmärkte 
waren für den Aussehuss für Arbeit und Soziales in der 
Beriehtsperiode maßgebliehe Gesiehtspunkte bei der 
Wahl seiner Auslandsreisen. Ziel war es, in versehiede- 


nen Staaten zu sehen, mit welehen Instrumenten dort Ar- 
beitsmarktpolitik gestaltet wird und wie erfolgreieh oder 
weniger erfolgreieh diese unter den jeweiligen Rahmen- 
dingungen sind. Ein besonderes Interesse galt dabei Maß- 
nahmen zur Arbeitsmarktintegration von jugendliehen 
Arbeitslosen mit geringer Qualifikation, von Berufsrüek- 
kehrem, Arbeitslosen mit Migrationshintergrund sowie 
älteren Arbeitnehmern. Bei den Reisen wurde im Sinne 
von „best practice“ naeh Ansätzen gesueht, die mögli- 
eherweise aueh in Deutsehland neue Impulse bringen 
könnten. Angesiehts einer kontroversen öffentliehen 
Diskussion über eine stärkere Flexibilisierung des Ar- 
beitsmarktes informierte sieh der Aussehuss in diesem 
Zusammenhang aueh über Arbeitsreehtsreformen, Kündi- 
gungssehutzregelungen, Mindestlöhne sowie dem Ver- 
hältnis der Tarifvertragsparteien in anderen Staaten, ln 
engem arbeitsmarktpolitisehem Zusammenhang standen 
insbesondere in europäisehen Zielländem aueh Fragen 
der Arbeitskräftemigration sowie der Eingliederung von 
Migranten in den Arbeitsmarkt. Ebenfalls immer wieder 
diskutiert wurde die Frage möglieher Arbeitsplatzverla- 
gerungen in Billiglohnländer im Rahmen der Globalisie- 
rung. 

ln diesem Kontext bildeten die Frage der Arbeitskräfte- 
migration sowie mögliehe Auswirkungen einer Gewäh- 
rung der vollen Freizügigkeit für Arbeitnehmer neuer 
EU-Beitrittsstaaten einen Sehwerpunkt der Reise im 
April 2006 naeh Bulgarien. Neuseeland wurde im August 
2006 besueht, da versehiedene internationale Organisatio- 
nen wie OECD oder Weltbank dieses Land wegen seiner 
radikalen Deregulierungspolitik beim Arbeitsmarkt und 
Arbeitsreeht immer wieder als beispielhaft anführen. Im 
Oktober 2006 wurden Dänemark und Sehweden besuehf, 
die mif gänzlieh unfersehiedliehen Ansäfzen im infema- 
tionalen Vergleieh eine überaus erfolgreiehe Arbeifs- 
marktpolitik betreiben, insbesondere was die Erwerbsbe- 
teiligung älterer Arbeitnehmer betrifft. Aueh bei 
auswärtigen Sitzungen in Brüssel im April 2007 waren in 
allen Gespräehen das von der Kommission vorgelegte 
Grünbueh Modernes Arbeitsreeht sowie das Konzept der 
Flexieurity zentrale Themen, ln Großbritannien und Ir- 
land im Juni 2007 wurden gleiehfalls Themen wie Flexi- 
bilisierung oder Mindestlöhne untersueht. Bei der Reise 
naeh Brasilien, Uruguay und Argentinien im August 2007 
ging es darum, die oben genannten Themen unter dem 
Aspekt der Globalisierung zu beleuehten, wobei insbe- 
sondere der Frage naehgegangen wurde, welehe Auswir- 
kungen geringere Sozialstandards in Sehwellenländem 
auf den deutsehen Arbeitsmarkt haben. 

Ebenfalls in der Beriehtsperiode hatte der Aussehuss eine 
Delegation des Nationalen Volkskongresses Chinas zu 
Gast. Während die ehinesisehe Wirtsehaft seit Jahren 
enorme Waehstumsraten aufweist und insgesamt als über- 
aus erfolgreieh anzusehen ist, ist das soziale Sieherungs- 
system außerordentlieh unterentwickelt. Zugleich führt 
die rasante Wirtschaftsentwicklung zu gravierenden Brü- 
chen im traditionellen chinesischen Gesellschaftssystem, 
die Sicherungssysteme zunehmend dringender machen. 
Entsprechend interessierte sich die chinesische Delega- 
tion vor allem für Fragen der Alfersvorsorge, der Behin- 
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dertenpolitik sowie der Bekämpfung der Marginalisie- 
rung einzelner Bevölkerungsgruppen. 

Verteidigungsausschuss 

Maßgeblich für die Wahl der Ziele der vom Verteidi- 
gungsausschuss durchgeführten Auslandsreisen waren 
vornehmlich die Einsatzgebiete der Bundeswehr - auch 
und insbesondere wegen anstehender Mandatsverlänge- 
rungen. Im Übrigen informierte sich der Ausschuss zu ak- 
tuellen Problemfeldem und internationalen Entwicklun- 
gen mit Berührungspunkten zur Verteidigungspolitik, in 
deren Zentrum zum einen die Aufrechterhaltung der gu- 
ten Beziehungen zu den Bündnispartnern und zum ande- 
ren der Aufbau und die Intensivierung von Kontakten zu 
Partnern im Bereich Ost- und Südosteuropa sowie Asien 
stand. Die Delegationsreisen im Berichtszeitraum ermög- 
lichten den Mitgliedern des Verteidigungsausschusses vor 
allem, in den Einsatzgebieten der Bundeswehr ein umfas- 
sendes Bild über politische Fortschritte und Entwicklun- 
gen, aktuelle Fragen sowie Probleme der eingesetzten 
Truppen vor Ort zu erlangen. 

Der Verteidigungsausschuss unternahm im Mai 2006 eine 
Delegationsreise in die USA, bei der Gespräche zur Ver- 
besserung der bilateralen Beziehungen, zu Themen der 
globalen Entwicklung, speziell im Nahen Osten und zur 
Lage in Darfur, im Mittelpunkt standen. Eine Delega- 
tionsreise in den Kosovo, ebenfalls im Mai 2006, diente 
der Information über die Sicherheitslage, den Entwick- 
lungsstand in Bezug auf den Status des Kosovos und der 
Umstrukturierung der Task Force. Im September 2006 
begleiteten Mitglieder des Verteidigungsausschusses den 
Bundesminister der Verteidigung bei seiner Reise nach 
Djibuti, Gabun und in den Kongo, die einen Besuch des 
deutschen Einsatzkontingents Operation Enduring 
Freedom (OEF) in Djibuti und des Einsatzkontingents 
EUFOR RD Congo beinhaltete. Im Oktober 2006 be- 
suchte der Verteidigungsausschuss im Rahmen einer De- 
legationsreise Afghanistan. Die Reise, die neben einem 
Aufenthalt in Kabul einen Besuch aller drei Stationie- 
rungsorte der deutschen Einsatzkräfte in Nordafghanistan 
umfasste, ermöglichte einen vertieften Eindruck zu vielen 
regelmäßig im Ausschuss beratenen Einzelaspekten der 
Mandatserfüllung. Eine Reise im November 2006 in den 
Libanon, nach Israel und Zypern zum deutschen Einsatz- 
kontingent UNIFIL wurde zu intensiven Gesprächen mit 
den jeweiligen Verteidigungsministern genutzt. Die Reise 
wurde mit einem Besuch des deutschen Einsatzkontin- 
gents UNIFIL, welches seinen Stützpunkt im Hafen 
Limassol hat, abgerundet, während dessen sich die Mit- 
glieder über die aktuelle Lage im Mittelmeerraum infor- 
mieren konnten. 

Im Jahr 2007 fand im Mai eine weitere Delegationsreise 
nach Zypern zum Deutschen Einsatzkontingent UNIFIL 
statt. Im Rahmen des Besuchs informierten sich die Mit- 
glieder über die aktuelle Einsatzsituation der Bundes- 
wehrkräfte. Im Juni 2007 reiste eine Delegation des Ver- 
teidigungsausschusses erneut nach Afghanistan, um das 
deutsche Einsatzkontingent ISAF zu besuchen, wobei 
Themen im Zusammenhang mit dem Einsatz der Tor- 


nado-Staffel im Vordergrund standen. Eine weitere Dele- 
gationsreise im Juni 2007 führte den Verteidigungsaus- 
schuss in den Kosovo und nach Bosnien-Herzegowina. 
Die jüngsten innenpolitischen Entwicklungen zur Status- 
frage des Kosovo einschließlich der Auswirkung auf den 
Auftrag von KFOR sowie die Truppenreduzierung bei 
EUFOR bildeten die Themenschwerpunkte. 

Schließlich besuchte eine Delegation des Verteidigungs- 
ausschusses Ende Oktober 2007 die USA und Kanada, ln 
Washington nahm die Delegation unter anderem an einem 
„Roundtable“ zum Thema Afghanistan teil und führte 
Gespräche zu bilateralen Fragen der Sicherheits- und Ver- 
teidigungspolitik mit Vertretern von Parlament und Re- 
gierung. ln Kanada informierte sich die Delegation insbe- 
sondere über die Bewertung des kanadischen Einsatzes in 
Afghanistan durch Parlament und Bevölkerung Kanadas. 
Die Erkenntnisse der Reise gewannen aktuelle Bedeutung 
vor dem Hintergrund der unmittelbar bevorstehenden 
Entscheidung über die Fortsetzung des OEF-Mandats. 

Der Verteidigungsausschuss konnte im Berichtszeitraum 
ferner ein großes Interesse internationaler Besucher ver- 
zeichnen. Unter anderem wurden Delegationen aus den 
USA, den Niederlanden, Albanien, China, Israel, 
Ukraine, Georgien, Afghanistan, Tschechien und Schwe- 
den zu Gesprächen mit Mitgliedern des Ausschusses 
empfangen. Hauptthemen waren dabei aktuelle Entwick- 
lungen in den internationalen und bilateralen Beziehun- 
gen, sicherheitspolitische Entwicklungen in verschiede- 
nen Regionen der Welt und deren Bewertung, 
Bündnisfragen und Fragen zu internationalen Einsätzen 
der Bundeswehr. 

Ausschuss für Familie, Seuioreu, Fraueu uud Jugeud 

Die vom Ausschuss für die 16. Wahlperiode festgelegten 
Arbeitsschwerpunkte bestimmten weitgehend auch die 
Themen für die Delegationsreisen im Berichtszeitraum. 
Frauenrechte, „Zwangsverheiratungen“ und sogenannte 
„Ehren“- oder „Schandmorde“ bildeten das Thema einer 
im Mai 2006 durchgeführten Delegationsreise in die Tür- 
kei. Ziel war es, zusätzliche Erkenntnisse für die Beurtei- 
lung der dem Ausschuss zur Beratung vorliegenden 
Anträge zu gewinnen und sich über die Menschenrechts- 
situation von Frauen und Mädchen zu informieren. Die 
Reise einer Delegation zur 51. Frauenrechtskonferenz 
(FRK) zum Thema „Diskriminierung und Gewalt gegen 
Mädchen“ nach New York im Februar 2007 hatte zum 
Ziel, Einblicke in die internationale Gleichstellungspoli- 
tik zu gewinnen. Zentrale Themen von Gesprächen mit 
europäischen Fachpolitikerinnen und -politikem einer im 
März 2007 durchgeführten eintägigen auswärtigen Aus- 
schusssitzung in Brüssel waren die Rechte der Frau und 
die Gleichstellung der Geschlechter, Chancengleichheit 
und allgemeine und berufliche Bildung, Kultur und Ju- 
gend. 

Eine seniorenpolitische Reise führte den Ausschuss im 
Mai 2007 nach Finnland und Dänemark. Beide Länder 
haben bereits sehr früh auf die Herausforderungen des de- 
mographischen Wandels reagiert und praktische Ansätze 
zur Gestaltung einer aktiven Seniorenpolitik entwickelt. 
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Auf dem Programm standen Gespräche mit dem finni- 
schen Institut für Arbeitsmedizin, Arbeitgebern, Gewerk- 
schaften sowie Parlamentsabgeordneten und Regierungs- 
Vertretern. 

Vor dem Hintergrund der Diskussion um den Ausbau der 
Kindertagesbetreuung als einem der zentralen Themen 
der Familienpolitik in Deutschland reiste im Oktober 
2007 eine Delegation des Ausschusses nach Paris und 
Straßburg. Anliegen dieser Reise war es, Informationen 
über die französische Familienpolitik, über die Kinderta- 
gesbetreuung, ihre Finanzierung, die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sowie die frühkindliche Entwicklung 
zu gewinnen und Fragen der Integration benachteiligter 
Jugendlicher zu diskutieren. 

Der Unterausschuss „Bürgerschaftliches Engagement“ 
informierte sich im Juli 2007 in Großbritannien über die 
britischen Erfahrungen zu diesem Thema sowie der ge- 
setzlichen und regulativen Rahmenbedingungen für ge- 
meinnützige und sonstige Non-Profit-Organisationen. 

Eine Delegation des Unterausschusses „Kinderkommis- 
sion“ reiste im November 2007 nach Tschechien, um sich 
über die Bemühungen der tschechischen Seite zur Verbes- 
serung der Bedingungen für Roma-Kinder zu informieren 
sowie Einfluss- und Handlungsmöglichkeiten der EU zu 
prüfen. 

Ausschuss für Gesuudheit 

Der Ausschuss führte im Berichtszeitraum sieben Delega- 
tionsreisen durch, um sich über ausgewählte Reformen 
anderer Staaten in den auch für die Bundesrepublik 
Deutschland zentralen gesundheitspolitischen Hand- 
lungsfeldem zu informieren. Ziel war es, praxisvalide 
Fakten, neue Argumente, Ansätze und Impulse für die ge- 
sundheitspolitische Diskussion zu erhalten. Ein besonde- 
rer Fokus wurde auf die Erfahrungen anderer Länder bei 
der nachhaltigen Finanzierung der Kranken- und Pflege- 
versicherung und der Verbesserung der Leistungseffi- 
zienz des Systems durch stabile Finanzstrukturen und 
andere Maßnahmen, wie etwa die Kosten-Nutzen-Bewer- 
tung von Arzneimitteln und die Ausgestaltung des Apo- 
thekenwesens in Großbritannien, gelegt. Weitere Infor- 
mationsbesuche galten der auch auf Deutschland 
ausstrahlenden HlV-Ausbreitung in Osteuropa und dem 
beispielgebenden spanischen Organspendemodell. Fer- 
ner erörterte der Gesundheitsausschuss bei zwei auswärti- 
gen Sitzungen in Brüssel im Mai 2006 und Dezember 
2007 die Auswirkungen der geplanten EU-Dienstleis- 
tungsrichtlinie auf das nationale Gesundheitswesen sowie 
weitere ausgewählte Fragen der europäischen Gesund- 
heitspolitik. 

Im April 2006 informierte sich eine Delegation des Aus- 
schusses in den Niederlanden über die Wirkungen der 
dortigen Gesundheitsreform und ihre gesellschaftliche 
Akzeptanz. Schwerpunkt der Reise im Juni 2006 nach 
Estland und Russland war die Besorgnis erregende Situa- 
tion in Bezug auf die dortige Verbreitung von HIV/AIDS 
und Tuberkulose, ln Singapur und Japan im Oktober 2006 
standen Fragen der nachhaltigen Finanzierung der Kran- 


ken- bzw. Pflegeversicherung im Mittelpunkt, die sich 
aus der demographischen Entwicklung für das Gesund- 
heits- und Pflegeversicherungssystem ergeben. Zentrales 
Thema der Reise nach Finnland im Mai 2007 waren die 
speziellen Erfahrungen Finnlands bei der Prävention 
nichtübertragbarer Krankheiten, die auf dem sogenannten 
Nordkarelien-Projekt basieren und die in die fortdauernde 
Diskussion über ein Präventionsgesetz für die Bundesre- 
publik Deutschland einfließen sollen. 

Im Mittelpunkt der London-Reise im Juni 2007 standen 
die Kosten-Nutzen-Bewertung von Arzneimitteln sowie 
das Apothekenwesen bzw. die Arzneimittelversorgung. 
Darüber hinaus wurden Fragen hinsichtlich der Stamm- 
zellforschung sowie die Rolle des National Institut for 
Health and Clinical Exellence (NICE) erörtert. Im Sep- 
tember 2007 informierte sich eine Delegation über das 
vom Europarat in seinem jüngsten Bericht als beispielge- 
bend eingestufte spanische Organspende- und -transplan- 
tationssystem, das zu mehr als einer Verdoppelung der 
Rate von Organspenden geführt hat. 

Ausschuss für Verkehr, Bau uud Stadteutwickluug 

Im Bereich des Eisenbahnwesens wird in der 16. Wahlpe- 
riode über wichtige Weichenstellungen für die Zukunft 
der Deutschen Bahn diskutiert. Dabei geht es vor allem 
um die Frage einer Teilprivatisierung der Deutsche Bahn 
AG. Für den Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung war es daher besonders wichtig, sich im Rah- 
men seiner Delegationsreisen im Berichtszeitraum über 
die Erfahrungen in anderen Ländern bei der Ausgestal- 
tung der Rahmenbedingungen für das Eisenbahnwesen zu 
informieren. Von besonderem Interesse waren hier die bei 
einem Besuch in Japan im April 2006 gewonnenen Erfah- 
rungen. Dort ist nach der Privatisierung der Staatsbahnen 
eine Reihe von größeren Privatbahnen in den Markt ein- 
getreten. Dem gleichen Themenbereich widmete sich 
eine Delegationsreise nach Kanada im September 2007. 

Öffentlich-Private Partnerschaften werden als eine Mög- 
lichkeit angesehen, wichtige Verkehrsinfrastrukturpro- 
jekte trotz knapper öffentlicher Mittel schneller zu reali- 
sieren. Erfahrungen anderer Länder mit solchen 
Finanzierungsmodellen sind vor diesem Hintergrund von 
großer Bedeutung. Daher bildete auch dieses einen 
Schwerpunkt bei der Wahl der Delegationsreisen des 
Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. So 
hat sich beispielsweise eine Delegation des Ausschusses 
ausführlich über Public Private Partnership beim Bau und 
Betrieb des neuen Flughafens in Athen informiert. 
Ebenso bot der Japan-Besuch Gelegenheit, sich ein Bild 
von dem fast flächendeckenden System der Public Private 
Partnership bei der Errichtung sowie dem Betrieb von 
Autobahnverbindungen mit hohem Verkehrsaufkommen 
zu machen. 

Die EU-Ratspräsidentschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land im ersten Halbjahr 2007 und der Beitritt neuer Mit- 
gliedstaaten prägten im Berichtszeitraum die Themen der 
internationalen Aktivitäten des Ausschusses für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung im Bereich der Europäischen 
Union, ln einer Ausschusssitzung im Februar 2006 führte 
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der Ausschuss ein ausführliches Gespräch mit dem Vize- 
präsidenten der EU-Kommission und Kommissar für 
Verkehr, Jacques Barrot. Bei einem Gespräch mit einer 
Delegation des Verkehrs- und Telekommunikationsaus- 
schusses des finnischen Reichstags im Oktober 2006 in 
Berlin ging es vor allem um die Themen Seeverkehr und 
Transeuropäische Netze. Bei einem Besuch in Griechen- 
land im Oktober 2006 standen unter anderem Vorschläge 
der EU-Kommission im Bereich der Seeschifffahrt im 
Vordergrund der Diskussion. Im Februar 2007 reiste eine 
Delegation des Ausschusses zu einer gemeinsamen Sit- 
zung mit Mitgliedern der Verkehrsausschüsse des Euro- 
päischen Parlaments und der Parlamente der Mitglied- 
staaten nach Brüssel. 

Im Rahmen eines Besuchs des Ausschusses in den neuen 
EU-Mitgliedsländem Rumänien und Bulgarien im April 
2007 wurden vor allem die Auswirkungen der Beitritte 
auf das Verkehrsgewerbe und der Ausbau der transeuro- 
päischen Verkehrsnetze thematisiert. Bereits im Mai 2006 
traf der Ausschuss mit dem bulgarischen Minister für Re- 
gionalentwicklung und Raumordnung in Berlin zusam- 
men. Gespräche mit einer Delegation des Parlaments von 
Malta führte der Ausschuss im September 2007. Fragen 
des Ausbaus der Verkehrsinfrastruktur standen im No- 
vember 2007 bei einer gemeinsamen Sitzung des Aus- 
schusses mit Mitgliedern des Parlaments der Tschechi- 
schen Republik im Vordergrund. 

Vor dem Hintergrund der Klimadiskussion führte eine 
Delegation des Ausschusses am Rande der 36. ICAO- 
Vollversammlung in Montreal im September 2007 Ge- 
spräche mit maßgeblichen Vertretern dieser Organisation 
zu allen wichtigen Fragen des zivilen Luftverkehrs. Be- 
sondere Bedeutung nahm dabei die Frage der Umweltaus- 
wirkungen des Luftverkehrs beziehungsweise die Redu- 
zierung von Schadstoffen ein. Die CO 2 - Verminderung 
war auch Gegenstand von Gesprächen in der Entwick- 
lungszentrale von General Motors in Detroit über verbes- 
serte und alternative Antriebstechniken sowie neue Fahr- 
zeugkonzepte. 

Querschnittsthemen, bei denen sich aus den Erfahrungen 
anderer Länder wertvolle Hinweise gewinnen lassen, sind 
die Themen Stadtumbau und Stadtplanung. Bei den Dele- 
gationsreisen des Ausschusses für Verkehr, Bau und 
Sfadtenfwicklung im Berichfszeifraum wurde daher auch 
immer das Gespräch mit kommunalen Planungsbehörden 
gesucht. Auch bei einem Gespräch mit einer brasiliani- 
schen Delegation im April 2006 in Berlin standen Fragen 
der Raumordnung und der Städteplanung im Vorder- 
grund. Im November 2006 empfing der Ausschuss für 
Verkehr, Bau und Stadfentwicklung eine Delegation des 
Verkehrsausschusses des indonesischen Parlaments zu ei- 
nem Gedankenaustausch. 

Ausschuss für Umwelt, Naturschutz uud 
Reaktorsicherheit 

Die Reiseziele betrafen insbesondere Länder mit einem 
ausgeprägten Nachholbedarf auf dem Umweltsektor wie 
die Länder der ehemaligen Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten (GUS) und die neuen osteuropäischen EU-Mit- 


gliedstaaten. Ursächlich für den Nachholbedarf sind ins- 
besondere eine unferdurchschniftliche Energieeffizienz 
bei gleichzeifig zunehmendem Wachsfum, ein unausge- 
wogenes Verhältnis von Trinkwasserentnahmen zu den 
verfügbaren Trinkwasserressourcen und eine drastische 
Zunahme von Abfällen bei unzureichenden Möglichkei- 
fen der Abfallverbringung. Darüber hinaus sind noch im- 
mer erhebliche Anstrengungen bei der Verbesserung der 
Sicherheitskultur von Atomkraftwerken zu leisten. Vor 
diesem Hintergrund sollte ein Dialog aufgenommen wer- 
den, der deutlich macht, dass sich wirtschaftliches 
Wachstum und Umweltschutz nicht ausschließen. Viel- 
mehr werden große Leitmärkte der Zukunft eine starke 
ökologische Dimension aufweisen. 

Anlässlich des 20. Jahrestages der Tschernobyl-Katastro- 
phe führte der Ausschuss im April 2006 eine Delegations- 
reise in die Ukraine und nach Belarus durch, ln Deutsch- 
land hatte die Katastrophe den Effekt, dass ein 
Bundesumweltministerium eingerichtet wurde und sich 
der Umweltausschuss konstituierte. Der Atomkraftwerks- 
Gau führte zu einer Veränderung der Besetzung der Strah- 
lenschutzgremien und beflügelte den Ausbau der emeuer- 
baren Energien. Belarus hat nach dem Reaktorunfall 
Pläne für Kernkraftwerke gesfoppf. ln der Energiepolitik 
der Ukraine ist Kemkraft wieder ein wichtiger Pfeiler der 
Energieversorgung. Laut der Energiestrategie der Ukraine 
vom März 2006 soll aber auch der Energieeinsparung 
eine Schlüsselrolle zukommen, ln diesem Zusammen- 
hang sind deutsche Energieeffizienztechnologien sehr ge- 
fragt. 

Die Reise nach Rumänien und Bulgarien im Mai/Juni 
2007 gab einen kursorischen Überblick über Fortschritte 
und Mängel der rumänischen und bulgarischen Umwelt- 
politik nach dem EU-Beitritt. Es wurde durchweg deut- 
lich, dass sich ein Umweltbewusstsein der Bevölkerung 
noch entwickeln muss. Die Regierungen in Sofia und Bu- 
karest haben zwar Fortschritte bei den nötigen Gesetzen 
erzielt; bei deren Anwendung gibt es aber noch große 
Defizite. Die Übergangsregelungen für Bulgarien in den 
Bereichen infegrierfe Vermeidung und Verminderung von 
Umwelfverschmutzungen, Deponierung bestimmter flüs- 
siger Abfälle, Großfeuerungsanlagen und kommunale 
Abwasser laufen bis 2012 bzw. 2015. Rumänien wurden 
ein- bis zwölfjährige Übergangsfrisfen auf Gebiefen wie 
Abwasserreinigung in Städten, Trinkwasser, Emissionen 
flüchtiger organischer Verbindungen durch bestimmte 
Anlagen und Abfallbehandlung gewährt. Sowohl in Ru- 
mänien als auch in Bulgarien besteht Interesse an deut- 
scher Umwelttechnologie. 

Im engen zeitlichen Zusammenhang mit der UN-Klima- 
schutzkonferenz auf Bali führte der Ausschuss Anfang 
Dezember 2007 eine Delegationsreisereise nach Singapur 
und Borneo (Indonesien) durch. Themen waren die kom- 
plexen Probleme von Klima-, Regenwald- und Arten- 
schutz sowie innovative Finanzierungsinstrumente und 
High-Tech-Lösungen. 

Auf Einladung des Bundestages hatte der Ausschuss im 
Juni 2007 eine Delegation des Chinesischen Nationalen 
Volkskongresses zu Gast. Hinter der rasanten Entwick- 
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lung der chinesischen Wirtschaft trat der Umweltschutz 
oft zurück, ln China gibt es daher erheblichen Nachhol- 
bedarf auf allen umweltrelevanten Gebieten. Dies könnte 
positive Effekte für das Wirtschaftswachstum in 
Deutschland haben. Auf großes Interesse stieß bei der 
Delegation der Innovationsatlas über Umwelttechnolo- 
gien in Deutschland. Auf der Prioritätenliste der von der 
Delegation gewünschten Themen stand die Kreislaufwirt- 
schaft in Deutschland an erster Stelle. 

Ausschuss für Meuscheurechte uud humauitäre Hilfe 

Mit seinen Delegationsreisen kann sich der Ausschuss 
vor Ort ein Bild von der generellen Situation der Men- 
schenrechte machen, insbesondere aber auch von den 
Verhältnissen etwa in Gefängnissen und Krankenhäusern 
in diktatorischen und die Menschenrechte verletzenden 
Staaten, darüber hinaus von den Arbeitsmöglichkeiten in- 
ternationaler Organisationen, Nichtregierungsorganisa- 
tionen, Menschenrechtsaktivisten, Journalisten und Ge- 
werkschaftern. Die Abgeordneten des Ausschusses 
bemühen sich dabei um ein vielschichtiges und umfassen- 
des Bild und führen deshalb stets Gespräche mit Regie- 
rung und Parlament des jeweiligen Landes sowie Vertre- 
tern der Zivilgesellschaft, ln der Regel werden Länder 
besucht, in denen die Menschenrechtssituation besonders 
prekär ist. So fuhr eine Delegation des Ausschusses im 
Juni 2006 in den Sudan und nach Uganda, wo es vor al- 
lem auch darum ging, sich von der Situation der Men- 
schen in den Flüchtlingscamps in der Darfur-Region und 
im Norden Ugandas ein Bild zu verschaffen. Darüber hi- 
naus sollte in Gesprächen mit den Regierungsverantwort- 
lichen deren Verhandlungsbereitschaft und Willen für 
eine friedliche Lösung des Konflikts eruiert werden. 

Mit der Loslösung der Zentralasiatischen Republiken aus 
der ehemaligen Sowjetunion haben diese eine neue Be- 
deutung für die Kooperation mit der EU erlangt. Den Ab- 
geordneten des Ausschusses für Menschenrechte und hu- 
manitäre Hilfe war es deshalb wichtig, sich auch mit 
Blick auf die geplante Zentralasienstrategie der EU und 
der Bundesregierung einen Überblick über die Situation 
der Menschenrechte in dieser Region zu verschaffen. Da- 
her reiste eine Ausschussdelegation im Oktober 2006 
nach Usbekistan, um die Bereitschaft der dortigen Regie- 
rung zu überprüfen, die Vorkommnisse von Andijan im 
Mai 2005 aufzuarbeiten und den Prozess der zunehmen- 
den Verschlechterung der Arbeitsmöglichkeiten der 
Nichtregierungsorganisationen und der Menschenrechts- 
aktivisten zu stoppen. Eine Delegation fuhr im April 2007 
nach Turkmenistan, wo es durch den plötzlichen Tod des 
Präsidenten im Dezember 2006 Veränderungen gegeben 
hatte, die zu Hoffnungen für eine bessere Entwicklung 
der Menschenrechte in diesem Land Anlass gaben. 

Der Nahe Osten ist eine der Regionen, die dauerhaft im 
Blickpunkt des Ausschusses ist. Auf einer Delegations- 
reise nach Israel und die Palästinensischen Gebiete im 
Februar 2007 ging es vor allem um die humanitäre Situa- 
tion in Flüchtlingslagern für Palästinenser sowie politi- 
sche, soziale und wirtschaftliche Entwicklungsmöglich- 
keiten in den Palästinensischen Autonomiegebieten. 


Im Focus des Ausschusses steht darüber hinaus Latein- 
amerika. Eine Delegation führte im September 2007 in 
Kolumbien und Peru Gespräche zu den Problemen, die 
sich aus Drogenanbau und Drogenhandel in den beiden 
Ländern ergeben. Zudem waren die Entwaffnung und Re- 
integration von Paramilitärs und Rebellenorganisationen, 
Opferversöhnung und Re-Migration sowie Entschädi- 
gung der Binnenvertriebenen Gegenstand der Gespräche, 
ln Peru ging es zudem um die Umsetzung der Empfeh- 
lungen der Wahrheits- und Versöhnungskommission und 
darum, mit welchen Programmen die Regierung gegen 
die wachsende Armut in der Bevölkerung vorgeht, von 
der in zunehmendem Maße Kinder und Jugendliche be- 
troffen sind. 

Ausschuss für Bilduug, Forschuug uud 
Techuikfolgeuabschätzuug 

Bildung, Forschung und Innovation sind die zentralen 
Handlungsfelder für die Zukunft Deutschlands. Der Aus- 
schuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab- 
schätzung gestaltet diesen Prozess mit. Bei Reisen inner- 
halb Europas stehen der Stand der Gestaltung des 
gemeinsamen europäischen Hochschulraumes (Bologna- 
Prozess), Hochschulmarketing, Hochschulkooperatio- 
nen, Studierendenaustausch sowie der Aufbau und die 
Vernetzung von gemeinsamen Forschungsaktivitäten im 
Vordergrund. International sind die anwendungsorien- 
tierte Forschung und Beispiele erfolgreicher Zusammen- 
arbeit zwischen Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
ebenso Schwerpunkte der Reisen gewesen wie Entwick- 
lung und Vermarktung von Hoch- und Schlüsseltechnolo- 
gien (Bio- und Gentechnik, Nanotechnologie, nachhaltige 
Energieversorgung). Bei allen Reisen liegt das besondere 
Augenmerk auf den Lebens- und Arbeitsbedingungen 
deutscher Wissenschaftler im Ausland und auf deren 
Rückkehrmöglichkeiten. 

Forschungsthemen wie Stammzell- und Gesundheitsfor- 
schung, Klimawandel sowie Küstenschutz waren neben 
Hochschulmarketing sowie Themen der bilateralen und 
europäischen Bildungs- und Forschungszusammenarbeit 
Programmschwerpunkte der ersten Delegationsreise im 
April 2006 in die Niederlande. Im Juni 2006 konnte sich 
eine Delegation im Rahmen einer Reise nach Kalifor- 
nien über neueste Entwicklungen im Bereich der Bil- 
dungs- und Forschungspolitik der USA informieren. Ins- 
besondere wurden Anregungen zur Förderung der 
Rückkehr von im Ausland tätigen deutschen Wissen- 
schaftlern gewonnen. Vor dem Hintergrund des EU-Bei- 
tritts Rumäniens und Bulgariens waren im Oktober 2006 
in Bukarest und Sofia Fragen eines gemeinsamen euro- 
päischen Hochschulraumes, europäische Forschungsför- 
derung und -kooperationen, Kooperationen zwischen 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, Weiterentwick- 
lung des Studierendenaustausches, berufliche Aus- und 
Weiterbildung sowie Förderung der deutschen Sprache 
Schwerpunkte der Gespräche. Das weltgrößte For- 
schungszentrum auf dem Gebiet der Teilchenphysik, das 
CERN, war Ziel einer Reise im November 2006, an der 
auch der für diesen Titel des Bundeshaushalts zustän- 
dige Berichterstatter teilnahm. Darüber hinaus konnte 



Drucksache 16/7841 


-16- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


die Delegation an einer Sitzung der Parlamentskommis- 
sion für Wissenschaft, Bildung und Kultur des National- 
rates der Schweiz teilnehmen und sich über Fragen der 
Forschungsforderung und der ferfiären Bildungspolitik, 
vor allem zu Berufsbildung/Europäischer Qualifikations- 
rahmen austauschen. 

Hauptziel der Reise im Februar 2007 nach Bangalore und 
Delhi in Indien war eine Vertiefung der indisch-deutschen 
Kooperationen bei Bildung, Wissenschaft und Forschung. 
Im Juli 2007 konnte sich eine Delegation in Russland 
(Moskau und St. Petersburg) ein Bild von der russischen 
Bildungs- und Forschungslandschaft machen. Nament- 
lich war die Arktisforschung ein Schwerpunkt. Im Rah- 
men der Jahrestagung des GAIN 2007 in San Francisco/ 
USA im September 2007 nahm eine Delegation an Ge- 
sprächen und Diskussionen teil. 

ln Erwiderung einer Delegationsreise des Ausschusses 
nach Indonesien im Frühjahr 2005 hat eine Delegation 
des indonesischen Partnerausschusses im März 2007 den 
Bundestag besucht. Erörtert wurden Themen wie Koope- 
rationen zwischen Universitäten, gemeinsame For- 
schungsprojekte, unter anderem im Bereich von Aquakul- 
turen, und der ganzen Bandbreite der auch bildungs- und 
forschungspolitisch dringenden Aufbauleistungen für das 
Tsunami-Kafasfrophenge-biet. Im Dezember 2007 konnfe 
sich eine Delegation in Israel über die Situation der israe- 
lischen Forschungs- und Hochschullandschaft, über die 
deutsch-israelische Forschungszusammenarbeit sowie 
über die Forschungsarbeiten des multilateralen BMBF- 
Projektes zum integrierten Wassermanage-ment am unte- 
ren Jordan/Toten Meer informieren. Die Gespräche mit 
Vertretern der Regierung, Abgeordneten der Knesset- 
Ausschüsse für Forschung, Technologie und für Bildung 
sowie hochrangigen Wissenschaftlern und Institutsleitern 
wurden unter anderem über die Themenschwerpunkte 
Stammzellen- und Umweltforschung, Wasseraufberei- 
tung, Ausbildungs- und Universitätssystem sowie sozial- 
wissenschaftliche Grundlagenforschung in Israel geführt. 

Ausschuss für wirtschaftliche Zusammeuarheit uud 
Eutwickluug 

Für die Arbeit dieses Ausschusses sind Reisen in die Part- 
nerländer von grundlegender Bedeutung, da eine Kon- 
trolle und Beurteilung der Entwicklungszusammenarbeit 
der Bundesregierung ohne ihre Überprüfung im jeweili- 
gen Land unvollständig bliebe. Ziel der Reisen des Aus- 
schusses ist es jeweils, sich davon zu überzeugen, ob die 
staatliche Entwicklungszusammenarbeit an den richtigen 
Stellen ansetzt und ob sie koordiniert, zielgerichtet und 
effektiv geleistet wird. Stets werden auch Projekte der 
multilateralen und der nichtstaatlichen, aber aus Mitteln 
des Bundeshaushalts unterstützten Entwicklungszusam- 
menarbeit besucht, und es wird geprüft, welchen Beitrag 
Deutschland hierbei zur Erreichung der entwicklungspo- 
litischen Ziele leistet. Der Ausschuss macht sich in Ge- 
sprächen mit Parlamentariern, Regierungsmitgliedem 
und Vertretern der Zivilgesellschaft sowie durch Projekt- 
besuche von der Umsetzung der Maßnahmen und dem 
Gelingen der Projekte vor Ort ein konkretes Bild. 


Im April 2006 reiste eine Delegation des Ausschusses 
nach China. Im Vordergrund standen dabei die Bereiche 
Abwasser- und Abfallentsorgung sowie Umweltschutz. 
Neben der Entwicklung beim Aufbau der „sozialistischen 
Marktwirtschaft chinesischer Prägung“ spielte der Ver- 
lauf des deutsch-chinesischen Rechtsstaatsdialogs eine 
entscheidende Rolle. Die Reise nach Israel und in die Pa- 
lästinensischen Gebiete im Juli 2006 stand unter dem Ein- 
druck des Wahlsieges der Hamas. Schwerpunkte waren 
die Frage des Beitrages der Entwicklungszusammenarbeit 
zur Konfiiktminderung und die Einschätzung der Haltung 
der Hamas in ihrer Regierungsverantwortung. 

Im August 2006 besuchte der Ausschuss Kolumbien und 
Venezuela, ln Kolumbien wurde der Aspekt „Friedens- 
entwicklung und Krisenprävention“ beleuchtet und in Ve- 
nezuela u. a. die Rolle des Landes auf dem lateinamerika- 
nischen Kontinent unter Präsident Chavez erörtert. 
Namibia und Angola waren Ziele im Oktober 2006. Wäh- 
rend es in Namibia um die Umsetzung der Landreform, 
die Bekämpfung von HIV/Aids und die Aufarbeitung der 
deutschen Kolonialzeit ging, standen in Angola Fragen 
der Rohstoffnutzung auf der Agenda. 

Bei der Reise im April 2007 nach Bolivien und Peru, bei- 
des Schwerpunktländer der deutschen Entwicklungszu- 
sammenarbeit, ergründete der Ausschuss Themen wie 
Verwaltungs- und Justizreform, Wasserversorgung und 
Abwasserentsorgung sowie nachhaltige ländliche Ent- 
wicklung. Auch die Drogenproblematik in beiden Län- 
dern wurde angesprochen. Malawi und Mosambik, zwei 
der ärmsten Länder der Welt, bereiste eine Delegation des 
Ausschusses im August 2007. Dort legte sie ihr besonde- 
res Augenmerk auf den Bereich Gesundheitsversorgung 
und die Bekämpfung von HIV/AIDS. Außerdem interes- 
sierte die Lage in den Bereichen Bildung, ländliche Ent- 
wicklung und nachhaltige Wirtschaftsentwicklung. Da 
Deutschland an Mosambik Budgethilfe leistet, unter- 
suchte die Delegation auch die Erfolge und Misserfolge 
dieser Form von Entwicklungszusammenarbeit. 

Ausschuss für Tourismus 

Weihnachten 2004 brachte eine gewaltige Flutwelle nicht 
nur Tod und Verwüstung über weite Landstriche Süd- und 
Südostasiens, sondern schädigte in einigen Regionen 
auch den Tourismus nachhaltig. Der Ausschuss hat sich 
intensiv mit den Folgen des Tsunami für den Tourismus 
in den befroffenen Regionen auseinandergesefzf. Nationa- 
len Nafurlandschaften schenk! der Ausschuss besondere 
Aufmerksamkeif, da diese sowohl für die touristische 
Nutzung und damit der Regionalentwicklung wie für den 
Naturschutz eine große Chance darstellen. Zu den natur- 
nahen Urlaubsformen gehören u. a. Wassertourismus und 
Ferien auf dem Bauernhof, die sich in Deutschland zwar 
wachsender Beliebtheit erfreuen, deren Potenzial aber bei 
weitem noch nicht ausgeschöpft ist. Heilbäder und Kur- 
orte sind ein wichtiges Standbein für den Tourismus in 
Deutschland, auf das der Ausschuss sein besonderes Au- 
genmerk richtet. Durch die Einsparung im Gesundheits- 
wesen sind viele Heilbäder und Kurorte gezwungen, ihr 
Angebot zu erweitern. Die Auswirkungen der EU- 
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Osterweiterung auf die deutsche Tourismuswirtschaft be- 
schäftigten den Ausschuss seit Mai 2004. 

Die erste Reise in der 16. Wahlperiode führte im April 

2006 in die vom Tsunami betroffenen Länder Malediven, 
Sri Lanka und Thailand. Ziel der Reise war eine Be- 
standsaufnahme der Auswirkungen des Tsunami und eine 
Einschätzung der Entwicklung des Tourismus in diesen 
bei Deutschen besonders beliebten Urlaubsdestinationen, 
ln Sri Lanka und Thailand wurden darüber hinaus mit 
deutschen Spendengeldem finanzierte Hilfsprojekte be- 
sucht. Ziel einer Reise nach Estland, Lettland und Litauen 
im Juni 2006 war es, sich in den jeweiligen Ländern über 
die Entwicklung der Tourismusbranche seit dem Beitritt 
zur Europäischen Union zu informieren. Insbesondere 
Naturtourismus ist dominierender Devisenbringer Costa 
Ricas, das zu den so genannten „Mega-Biodiversität-Län- 
dem“ der Erde gehört. Eine Delegationsreise im Februar 

2007 ergab ein umfassendes Bild der von Natur und Um- 
weltschutz geprägten Ausformung des costaricanischen 
Tourismus. Im Rahmen dieser Reise wurde auch Mexiko 
besucht, das mit Nachdruck die Tourismusforderung ver- 
folgt, allerdings bisweilen unter Vernachlässigung dabei 
aufkommender Risiken in umweit- und sozialpolitischer 
Hinsicht. Bei einer Reise nach Kroatien, Slowenien und 
Südtirol im September 2007 konnte die Delegation von 
den dortigen Erfahrungen profitieren. Kroatien ist beson- 
ders erfolgreich im Wassertourismus, Zugpferd der slo- 
wenischen Tourismusindustrie ist der Kur- und Wellness- 
tourismus, der fast 33 Prozent der Übernachtungen 
generiert. Südtirol verzeichnet bei Ferien auf dem Bau- 
ernhof eine kontinuierliche Steigerung. 

Ausschuss für die Augelegeuheiteu 
der Europäischeu Uuiou 

Der Ausschuss unternahm im Berichtszeitraum Delega- 
tionsreisen in die Länder, die halbjährlich wechselnd die 
Ratspräsidentschaft in der EU innehaben, um sich über 
deren jeweilige Schwerpunkte zu informieren. Delegatio- 
nen besuchten im Februar 2006 Wien, im Juni 2006 Hel- 
sinki, im Juni 2007 Lissabon und im November 2007 
Ljubljana. Zu den Gesprächsthemen gehörten beispiels- 
weise die Lissabon-Strategie, die Finanzielle Vorausschau 
2007 bis 2013, der Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts, die Zukunft des europäischen Integrations- 
prozesses sowie die EU-Erweiteiung und die Europäische 
Nachbarschaftspolitik. 

Nachdem die Europäische Union im Oktober 2005 Bei- 
trittsverhandlungen mit Kroatien aufgenommen hatte, 
reiste eine Delegation im Juni 2006 nach Zagreb, um sich 
über den Stand der Vorbereitungen Kroatiens auf den Bei- 
tritt zur EU und die politischen Erwartungen des Landes 
an eine spätere EU-Mitgliedschaft unterrichten zu lassen. 

Eine Delegation des Ausschusses für die Angelegenhei- 
ten der Europäischen Union nimmt regelmäßig an der 
COSAC teil, die Vorsitzenden an deren vorgeschalteten 
Vorsitzendentreffen. Diese dienen unter anderem regel- 
mäßig der inhaltlichen Vorbereitung der „Hauptkonfe- 
renz“. Gegenstand der Beratungen der COSAC in Wien 
waren der europäische Verfassungsprozess, nächste 


Schritte zur Subsidiaritätskontrolle durch die nationalen 
Parlamente und demographische Aspekte der Lissabon- 
Strategie. Die COSAC in Helsinki begrüßte unter ande- 
rem die Dialogbereitschaft der Europäischen Kommis- 
sion mit den nationalen Parlamenten und sprach sich für 
regelmäßige Debatten über die „Jährliche Polifische Sfra- 
fegie“ der Kommission aus, die ersfmals auf die Tages- 
ordnung der im Mai 2007 unfer der deufschen Rafspräsi- 
dentschaft durchgeführten Konferenz gesetzt wurde. 
Außerdem wurden in Berlin die Rolle der EU bei Klima- 
wandel und Klimaschutz, die Zukunft Europas und die 
Beziehungen der EU zu ihren östlichen Nachbarn erör- 
tert. Bei der COSAC in Estoril (Portugal) wurden unter 
anderem der Reformvertrag und die EU-mediterrane Di- 
mension debattiert. 

Der österreichische EU-Ratsvorsitz organisierte gemein- 
sam mit dem österreichischen Parlament und dem Bun- 
desland Niederösterreich in St. Pölten im April 2006 ein 
Treffen zum Thema „Europa fängt zu Hause an - Subsi- 
diaritätskonferenz 2006“, an dem eine Delegation des Eu- 
ropaausschusses teilnahm. 

Verschiedene Ausschüsse des Europäischen Parlaments 
hatten Mitglieder der nationalen Parlamente der EU-Mit- 
gliedstaaten zu Veranstaltungen nach Brüssel eingeladen. 
An den vom Ausschuss für Wirtschaft und Währung or- 
ganisierten Begegnungen zum Thema „Wie lässt sich 
Wachstum im Euro-Raum fordern?“ im Februar 2006 und 
zum Thema „Der Euroraum - Konvergenz oder Diver- 
genz?“ im Februar 2007 sowie an der vom Rechfsaus- 
schuss abgehaltenen öffentlichen Anhörung im Mai 2007 
zum Thema „Die Anwendung der Rechtsvorschriften der 
Gemeinschaft“ nahmen ebenso Mitglieder des Ausschus- 
ses für die Angelegenheiten der Europäischen Union teil 
wie an der im Oktober 2007 vom Ausschuss für Umwelt- 
fragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit 
durchgeführten Tagung zum Klimawandel und an dem 
vom Ausschuss für konsfifutionelle Fragen im Dezember 
2007 organisierten Treffen „Der Vertrag von Lissabon - 
eine neue Grundlage für die Zukunft Europas“ . 

Ausschuss für Kultur uud Medieu 

Die auswärtige Kultur- und Bildungspolitik bildet die 
dritte Säule der Außenpolitik und wird neben den wirt- 
schaftlichen und politischen Außenbeziehungen ge- 
pflegt. Grundlage der gemeinsamen Politik von Regie- 
rung und Parlament ist die Überzeugung, dass kultureller 
Austausch als Fundament für gegenseitiges Versfändnis 
unverzichfbar isf und zu wechselseitigem Respekt ver- 
hilft. Außerdem ist es im eigenen Interesse, dass Deutsch- 
land mit seiner reichen Kultur auch jenseits seiner 
Grenzen für Sympathie wirbt, ein zeitgemäßes Deutsch- 
landbild vermittelt und Deutsch als attraktive Fremdspra- 
che anbietet. Mit einer Reihe von Ländern verbindet 
Deutschland ein Kulturabkommen, das dann die Grund- 
lage für den Ausfausch bildef. 

Auf seinen Reisen haf sich der Ausschuss für Kulfur und 
Medien in ausgewählfen Regionen selbsf ein Bild davon 
gemacht, wie vorhandene Kulturabkommen umgesetzt 
oder noch ausstehende Kulturabkommen verhandelt wer- 
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den. Er hat sich vor Ort angesehen, wie die Steuergelder 
eingesetzt werden, die den Mittlerorganisationen für die 
Kultur- und Bildungspolitik zur Verfügung sfehen. Er haf 
in den Jahren 2006 und 2007 Georgien, Libyen und Alge- 
rien, Kolumbien sowie Indien besuch! und dabei die Ar- 
beif des Goethe-lnstitufs und des Deufschen Akademi- 
schen Auslandsdiensfes, deufscher Auslandsschulen, 
Stiftungen oder des Deutschen Archäologischen Instituts 
an Ort und Stelle kennengelemt. Er hat sich über den Zu- 
stand von herausragenden kulturellen Stätten informiert, 
die die UNESCO als Welterbe der Menschheit anerkannt 
hat. Der Ausschuss hat sich zudem mit den Schwierigkei- 
ten in vielen Regionen der Welt befasst, solche Orte zu 
schützen und zu erhalten. Er hat von den Hoffnungen er- 
fahren, die in aufstrebenden Gesellschaften mit dem Kul- 
turtourismus verbunden werden. 

Jenseits der Kulturpolitik befindet sich die Medienpolitik 
stets auch im Blickfeld des Ausschusses. Immer gehören 
Gespräche mit offiziellen Stellen sowie mit Journalistin- 
nen und Journalisten zum Programm der Abgeordneten, 
die sich einen Eindruck von der wirtschaftlichen Situation 
der Medien, den Arbeitsbedingungen in diesem Sektor 
und dem Grad an Pressefreiheit verschaffen wollen. 

Mit der Entwicklung der Neuen Medien befasst sich 
schwerpunktmäßig der gleichnamige Unterausschuss des 
Ausschusses für Kultur und Medien. Dessen besonderes 
Interesse galt in der ersten Hälfte der Wahlperiode den 
jüngsten Beitrittsländem der Europäischen Union. Eine 
dreiköpfige Delegation bereiste deshalb im Frühsommer 
2007 Lettland und Litauen und konnte nach ihrer Rück- 
kehr aus eigener Anschauung über den Umgang dieser 
Transformationsgesellschaften mit den neuen Techniken 
im Medienbereich berichten. 

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige 
Entwicklnng 

Zentrale Ziele der EU-Nachhaltigkeitsstrategie vom Juni 
2006 sind Klimawandel und Energie, nachhaltiger Ver- 
kehr, nachhaltiger Konsum und Produktion, Erhaltung 
natürlicher Ressourcen sowie Fragen des demographi- 
schen Wandels. Im Vergleich der einzelnen nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategien sowie der Überprüfung des 
Fortschritts der EU-Strategie bestimmten diese Themen 
die Zusammentreffen des Parlamentarischen Beirats mit 
Parlamentariern, Regierungsvertretem und Nichtregie- 
rungsorganisationen im Berichtszeitraum. 

Schlussfolgerungen aus den jüngsten Studien zur Klima- 
veränderung für das politische Handeln wurden mif dem 
Verfasser der Sfudie zur Ökonomie des Klimawandels, 
Sir Nicholas Sfem, im November 2006 und mif dem Vor- 
sifzenden des IPCC (Infergovemmenfal Panel on Climafe 
Change), Dr. Rajendra K. Pachauri, im Mai 2007 in Ber- 
lin diskutiert. 

Nachhaltige Produktion und nachhaltiger Verbrauch als 
notwendige Beiträge im Bereich Klimaschutz sowie 
nachhaltiger Verkehr und nachhaltige Energiepolitik bil- 
deten die thematischen Schwerpunkte der auswärtigen 
Sitzung im Februar 2007, bei der unter anderen EU-Vize- 


kommissionspräsident Verheugen, Abgeordnete des Eu- 
ropäischen Parlaments und Vertreter von Nichtregie- 
rungsorganisationen zu Gast waren. Im Bereich des 
Verkehrs spielten Themen wie Luftverkehr, Produktion 
von Biokraftstoffen ebenso eine Rolle wie der Ausbau 
des Schienenverkehrs, ln der Energiepolitik bestimmten 
Themen wie Energieeffizienz und Ausbau emeuerbarer 
Energien die Diskussion, in der unter anderem bemängelt 
wurde, dass bisher klare Signale der Klimapolitik fehlten. 

Austausch und Vernetzung der nationalen Parlamente und 
konkretes Vorgehen im Bereich der Nachhaltigkeitspoli- 
tik und die Erlangung der Akzeptanz der Bevölkerung 
waren in Brüssel ebenso wichtige Themen wie bei der 
Delegationsreise im Mai 2007 nach Lissabon und Ma- 
drid. Einige Folgen des Klimawandels, wie zum Beispiel 
Wasserknappheit und Wüstenbildung, sind in Südeuropa 
bereits deutlich zu spüren. Einen hohen Stellenwert be- 
sitzt daher in Portugal und Spanien die Förderung emeu- 
erbarer Energien. Beide Länder sind daran interessiert, 
die Ansätze bilateraler Zusammenarbeit, zum Beispiel im 
Bereich von Solarenergie und Biomasse, weiter auszu- 
bauen. Angestrebt wird aber auch ein verbindlicher euro- 
päischer Rahmen. Neben den Themen der Energiepolitik, 
wie Ener-gieeffizienz und Ausbau emeuerbarer Energien 
waren die Verkehrspolitik sowie die Schaffung von Ar- 
beitsplätzen für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer vor dem Hintergmnd der demographischen Entwick- 
lung wichtige Themen. 

Enquete-Kommission „Kultur in Deutschland“ 

Die Enquete-Kommission „Kultur in Deutschland“ hat 
den Auftrag, die Rahmenbedingungen für Kunst und Kul- 
tur in Deutschland zu untersuchen und Vorschläge für 
ihre Verbessemng zu entwickeln. Ziel einer Delegations- 
reise nach Österreich und in die Schweiz im Juli 2006 
war es, sich über die Kulturpolitik der beiden Länder zu 
informieren; der Schwerpunkt lag auf Fragen der öffentli- 
chen und privaten Förderang und Finanziemng von Kul- 
tur, der Kulturdokumentation, der Kulturwirtschaft sowie 
der Arbeit der Kulturbetriebe. Auch sollte der kulturpoli- 
tische Dialog und Kulturaustausch im deutschsprachigen 
Raum gepflegt werden. 

ln Österreich werden die Kompetenz des Bundes, Kunst, 
Theater und Museen zu fordern, vom Bundeskanzleramt 
und dem Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur wahrgenommen. Speziell in Niederösterreich 
besteht eine besondere Kompetenzverteilung zwischen 
öffentlichen (Kulturverwaltung) und privaten Trägem 
(Niederösterreichische Kulturwirtschafts-GmbH). 

ln der Schweiz sind im Wesentlichen die Schweizer Kul- 
turstiftung Pro-Helvetia und das Bundesamt für Kultur 
für die öffentliche KulturfÖrdemng auf „Bundesebene“ 
zuständig. Die Schweizer Kulturstiftung Pro-Helvetia ist 
eine Stiftung öffentlichen Rechts mit dem Auftrag, kultu- 
relle Bestrebungen von gesamtschweizerischem Interesse 
zu fördern. Das Bundesamf für Kultur erarbeitet alle vier 
Jahre zusammen mit der Stiftung einen Leistungsvertrag 
und eine so genannte „Botschaft“, welche in ein Vierjah- 
resprogramm mündet. Das Bundesamt hat im Wesentli- 
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chen zwei Kemaufgaben: die Erhaltung des kulturellen 
Erbes und die Förderung der kulturellen Vielfalt. 

Daneben findet in der Schweiz eine stark auf privater Ini- 
tiative beruhende KulturfÖrderung statt, ln erster Linie zu 
nennen sind hier die Fondation Beyeler, eine in eine Stif- 
tung überführte Sammlung für Kunst der Klassischen 
Moderne, und die kulturelle Förderung durch den so ge- 
nannten „Migros Kulturprozent“. Migros, ein genossen- 
schaftlich organisiertes Wirtschaftsuntemehmen, gibt ein 
Prozent des Umsatzes in Kulturbereiche, wobei ein weiter 
Kulturbegriff zugrunde gelegt wird. 

Die Ergebnisse dieser Delegationsreise der Enquete- 
Kommission sind in Form von „Kulturpolitischen Merk- 
posten“ als mögliche Handlungsfelder für die Kulturpoli- 
tik in Deutschland in den Schlussbericht der Kommission 
eingeflossen. Zu nennen ist ferner die Einrichtung einer 
parlamentsübergreifenden „Arbeitsgruppe Deutscher 
Bundestag - Schweizer und Österreichischer Nationalrat - 
Landtag des Fürstentums Liechtenstein“. Mit ihr wird ein 
stärkerer kulturpolitischer Dialog der Parlamente 
Deutschlands, Österreichs, der Schweiz und des Fürsten- 
tums Liechtensteins angestrebt. 

4 Reisen zu den Konferenzen und Sitzungen 
der interpariamentarischen 
Organisationen 

Der Deutsche Bundestag entsendet Abgeordnetendelega- 
tionen zu den Konferenzen und Sitzungen der Interparla- 
mentarischen Union (IPU), der Parlamentarischen Ver- 
sammlung der OSZE (OSZE PV), der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates (ER PV), der Versamm- 
lung der Westeuropäischen Union (WEU V), der Parla- 
mentarischen Versammlung der NATO (NATO PV), der 
Euromediterranen Parlamentarischen Versammlung (EM PV) 
und der Ostseeparlamentarierkonferenz. Der Bundestag 
ist zudem Beobachter bei der Parlamentarischen Ver- 
sammlung der Schwarzmeerwirtschaftskooperation. 

Mit Ausnahme der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates und der Versammlung der WEU, die regel- 
mäßig am Sitz dieser beiden Organisationen tagen, also in 
Straßburg und in Paris, finden die Konferenzen und Sit- 
zungen aller übrigen interparlamentarischen Versamm- 
lungen an unterschiedlichen Orten auf Einladung der 
jeweiligen Mitgliedsländer statt. Sitzungen und Konfe- 
renzen dieser interparlamentarischen Versammlungen 
bzw. ihrer Organe werden dementsprechend auch in 
Deutschland abgehalten. 

Die Mitglieder der deutschen Delegation in der Parlamen- 
tarischen Versammlung des Europarates, die aufgrund 
Artikel IX des geänderten Brüsseler Vertrages mit den 
Mitgliedern der deutschen Delegation in der Versamm- 
lung der WEU identisch sind, werden zu Beginn jeder Le- 
gislaturperiode aufgmnd des Gesetzes über die Wahl der 
deutschen Vertreter zur Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates vom Deutschen Bundestag gewählt. Die 
Mitglieder der deutschen Delegationen aller übrigen in- 
terparlamentarischen Versammlungen werden von den 
Fraktionen nach dem Verhältnis ihrer Stärke benannt, ln 


zahlreichen Organisationen haben Mitglieder des 
Deutschen Bundestages Funktionen übernommen, als 
Präsidenten, Vizepräsidenten, Ausschussvorsitzende, Ge- 
neralberichterstatter u. a. Die bei allen Konferenzen ge- 
wonnenen Informationen und Erfahrungen fließen in die 
parlamentarische Arbeit des Deutschen Bundestages ein. 

Die Konferenzen aller interparlamentarischen Versamm- 
lungen werden durch regelmäßige Sitzungen der deut- 
schen Delegationen am Sitz des Deutschen Bundestages 
bzw. am jeweiligen Konferenzort vorbereitet, begleitet 
und ausgewertet. Über alle regulären Konferenzen und 
Sitzungen interparlamentarischer Versammlungen wer- 
den amtliche Unterrichtungen erstellt, die als Bundestags- 
drucksachen verteilt und in den zuständigen Ausschüssen 
beraten werden. Sie enthalten die Beiträge der Mitglieder 
der deutschen Delegationen, weitere wichtige Debatten- 
beiträge sowie sämtliche Beschlüsse der Vollversamm- 
lung der jeweiligen Organisationen, ln den übrigen Fällen 
werden Konferenzberichte erstellt. 

Interparlamentarische Union (IPU) 

Ziel der 1889 gegründeten IPU ist der Erfahrungs- und 
Meinungsaustausch zwischen Parlamentariern aller Län- 
der zu politischen, wirtschaftlichen und sozialen Fragen. 
Die IPU will darüber hinaus einen parlamentarischen Bei- 
trag zum Schutz der Menschenrechte und zum besseren 
Verständnis der Arbeitsweise repräsentativer Institutionen 
erbringen. Der IPU gehören 146 nationale Parlamente so- 
wie als Assoziierte sieben Parlamentarische Versammlun- 
gen an. Ihrem Selbstverständnis nach stellt die IPU die 
parlamentarische Dimension der Vereinten Nationen 
(VN) dar. Ein Meilenstein auf diesem Weg war die Ver- 
leihung eines Beobachterstatus bei der Generalversamm- 
lung der VN im Jahr 2002. 

Der Deutsche Bundestag ist seit 1951 Mitglied der IPU. 
Die zu den Konferenzen der IPU entsandte deutsche De- 
legation besteht aus acht Abgeordneten, die sich in der 
16. Wahlperiode im Verhältnis 3:2: 1:1:1 auf die Fraktio- 
nen verteilen. Delegationsleiter ist der Präsident des 
Deutschen Bundestages, Dr. Norbert Lammert. 

Die IPU kommt zweimal jährlich zu Konferenzen zusam- 
men, in der ersten Jahreshälfte auf Einladung verschiede- 
ner Parlamente der Welt, in der zweiten Jahreshälfte für 
eine abgekürzte Sitzung am Sitz des internationalen Se- 
kretariats in Genf Im Berichtszeitraum haben die 
113. Versammlung in Genf (Oktober 2005), die 114. Ver- 
sammlung in Nairobi (Mai 2006), die 115. Versammlung 
in Genf (Oktober 2006), die 116. Versammlung in Nusa 
Dua (Mai 2007) und die 117. Versammlung in Genf (Ok- 
tober 2007) stattgefimden. Zu den zentralen Themen ge- 
hörten die Förderung der Demokratie, die Hilfe beim 
Aufbau demokratischer Institutionen und die Zusammen- 
arbeit zwischen den Parlamenten und den Vereinten Na- 
tionen insbesondere hinsichtlich der Terrorismusbe- 
kämpfung und der Sicherung der internationalen 
Energieressourcen. Darüber hinaus wurden unter ande- 
rem die Erreichung der Milleniums-Entwicklungsziele im 
Hinblick auf das Schuldenproblem und die Beseitigung 
von Armut und Korruption erörtert. 
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Unter den geopolitischen Gruppen in der Interparlamen- 
tarischen Union kommt der 1974 in Tokio gegründeten 
Gruppe der Zwölf Plus eine hohe Bedeutung zu. Der 
Name geht auf die EG-Staaten zurück, die 1974 den geo- 
graphischen Kern der Gruppe bildeten. Heute gehören ihr 
die Mitgliedstaaten des Europarates (mit Ausnahme 
Russlands und der Ukraine) sowie Australien, Kanada, 
Neuseeland und Israel an. Das Europäische Parlament 
und die Parlamentarische Versammlung des Europarates 
sind Beobachter. Die Mitgliedstaaten dieser Gruppe füh- 
len sich durch gemeinsame politische Anschauungen, 
Wertvorstellungen und Ziele verbunden. Jedes Land ent- 
sendet zu den Beratungen der Gruppe zwei Parlamenta- 
rier. 

Die Gruppe der Zwölf Plus ist im Berichtszeitraum zu re- 
gelmäßigen Sitzungen jeweils an den Konferenzorten zu- 
sammengetreten. Die Gruppe erarbeitet gemeinsam Reso- 
lutionsentwürfe und Stellungnahmen und stimmt sich in 
allen Bereichen der Beratungsthemen der IPU sowie der 
personellen und Sachentscheidungen ab. Ein aus acht 
Mitgliedern bestehendes Lenkungsgremium erarbeitet die 
Richtlinien der Arbeit der Gruppe der Zwölf Plus und 
trifft zu regelmäßigen Beratungen zusammen. Unter Teil- 
nahme des Präsidenten des Deutschen Bundestages, 
Dr. Norbert Lammert, trat das Lenkungsgremium im Be- 
richtszeitraum in Ottawa, Brüssel und London zusam- 
men. 

Neben den jährlichen Konferenzen der IPU gibt es Son- 
der- und Regionalkonferenzen und Sitzungen ihrer Or- 
gane. So führte die IPU am 11. und 12. Dezember 2006 
eine parlamentarische Konferenz zur Welthandelsorgani- 
sation (WTO) in Genf durch, an der sieben Abgeordnete 
des Deutschen Bundestages teilnahmen. 

Parlamentarische Versammlung der OSZE 
(OSZE PV) 

Aus der 1975 in Helsinki gegründeten KSZE ist nach 
Ende des Kalten Krieges die Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) hervorgegangen. 
Ihr gehören alle Staaten in Europa, die Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion, die USA und Kanada an. 

1991 auf Grund der „Charta von Paris“ für ein neues Eu- 
ropa in Madrid gegründet, hat es sich die OSZE PV zur 
Aufgabe gemacht, Mechanismen zur Konfliktverhütung 
und zur Konfliktbewältigung zu entwickeln, den Ausbau 
und die Festigung der demokratischen Institutionen in 
den OSZE- Mitgliedstaaten zu unterstützen und an der 
Weiterentwicklung der institutionellen Strukturen der 
OSZE mitzuwirken. Der Parlamentarischen Versamm- 
lung gehören 56 Mitgliedsparlamente an. Der Deutsche 
Bundestag ist vom Beginn an Mitglied und entsendet 
13 Abgeordnete. 

Leiter der deutschen Delegation ist der Vizepräsident des 
Deutschen Bundestages, Dr. h.c. Wolfgang Thierse. Hans 
Raidel (CDU/CSU) ist seit 2007 Schatzmeister der OSZE 
PV, Uta Zapf (SPD) leitet die Arbeitsgruppe Belarus. 

Jährlich findet eine Jahrestagung der OSZE PV in einem 
Mitgliedsland statt. Im Berichtszeitraum waren dies die 


Brüsseler Tagung im Juli 2006 sowie im Jahr darauf das 
Treffen in Kiew. Seit 2001 hält die Versammlung auch 
eine jährliche Wintertagung in Wien ab, zu der ebenfalls 
alle Delegierten eingeladen sind. Eine weitere Tagung hat 
sich jeweils im Herbst eta-bliert, die neben der Sitzung 
des Ständigen Ausschusses ein Forum Mittelmeer um- 
fasst. Im Berichtszeitraum waren Valetta auf Malta 
(2006) und das slowenische Portoroz (2007) die Tagungs- 
orte. Daneben veranstaltet die OSZE PV Konferenzen, 
die sich vertieft mit spezifischen Einzelfragen der OSZE- 
“Körbe“ befassen. Ein weiterer Schwerpunkt war das 
Thema „Wahlbeobachtung“. Die Versammlung setzte 
sich dafür ein, dass Parlamentarier auch in Zukunft eine 
Schlüsselrolle bei Wahlbeobachtungen spielen. Regelmä- 
ßig nehmen auch Abgeordnete des Deutschen Bundesta- 
ges an den zahlreichen Wahlbeobachtungsmissionen der 
OSZE PV teil. So gab es im Berichtszeitraum eine deut- 
sche Teilnahme an der Beobachtung der wichtigen Wah- 
len unter anderem in Aserbaidschan, Kasachstan, Bela- 
rus, Montenegro, Bosnien-Herzegowina, Lettland, 
Serbien sowie der Türkei. 

Inhaltlich haben die OSZE-Parlamentarier die Regierun- 
gen der Mitgliedsländer bei mehreren Gelegenheiten dazu 
aufgefordert, die Feldmissionen der Organisation unter 
besonderer Berücksichtigung der Balkan-Mission ver- 
stärkt zu unterstützen. Ein weiterer Schwerpunkt war das 
Thema Wahlbeobachtung. Die Versammlung setzte sich 
dafür ein, dass Parlamentarier auch in Zukunft eine 
Schlüsselrolle bei Wahlbeobachtungen spielen. 

Parlamentarische Versammlung des Europarates 
(ER PV) 

Der 1949 gegründete Europarat mit Sitz in Straßburg ist 
eine zwischenstaatliche politische Organisation, der 
47 Mitgliedsländer angehören. Zielsetzung des Europara- 
tes ist der Schutz und die Stärkung der pluralistischen De- 
mokratie und der Menschenrechte, die Behandlung aktu- 
eller politischer, wirtschaftlicher und sozialer Fragen 
sowie die Förderung der kulturellen europäischen Identi- 
tät. Er hat wesentlichen Anteil an der Schaffung eines eu- 
ropäischen Rechtsraumes und leistet wichtige Beiträge 
zur Integration der Transformationsländer. Deutschland 
ist seit 1950 Mitglied im Europarat. Die ER PV ist ein 
wichtiges institutionell verankertes Organ des Europara- 
tes. 

Der Deutsche Bundestag entsendet 18 ordentliche Mit- 
glieder in die Parlamentarische Versammlung, die sich 
nach dem Schlüssel 7:6:2:2:1 auf die Fraktionen vertei- 
len. Die deutsche Delegation stellt mit ihrem Delega- 
tionsleiter Joachim Hörster (CDU/CSU) zugleich einen 
der Vizepräsidenten, Eduard Lintner (CDU/CSU) ist Vor- 
sitzender des Monitoringausschusses. 

Die PV ER tritt viermal jährlich zu Plenartagungen, in der 
Regel in Straßburg, zusammen. Daneben finden zahlrei- 
che Ausschusssitzungen in Straßburg und Paris sowie in 
den Mitgliedsländern des Europarates statt. So tagte im 
März 2007 der Sozialausschuss und im November 2007 
der Monitoringausschuss in Berlin. 
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Die Mitglieder der ER PV setzen sich mit zentralen ge- 
sellschaftlichen Problemen und Fragen der europäischen 
Politik auseinander. Seit Beginn der 1990er Jahre spielen 
besonders die Probleme beim Aufbau der neuen Demo- 
kratien in Mittel- und Osteuropa eine wichtige Rolle, in 
jüngster Zeit war die Versammlung aber auch Vorreiter 
bei der Diskussion von Mindeststandards auf dem Gebiet 
der biomedizinischen Forschung oder der Datensicherheit 
im Internet. 

Seit dem Jahr 2007 steht in jeder Sitzungswoche ein Sit- 
zungstag unter einem bestimmten Schwerpunktthema. 
Bisher waren dies beispielsweise der Stand der Men- 
schenrechte und Demokratie in Europa und Fragen des 
interkulturellen und interreligiösen Dialoges. Ein weite- 
res wichtiges Instrument der ER PV ist das Monitoring- 
verfahren, in dem die Versammlung die Einhaltung der 
gemeinsam beschlossenen Standards in den Mitgliedstaa- 
ten überprüft. Weiterhin organisiert auch die ER PV 
Wahlbeobachtungsmissionen, an denen Mitglieder der 
deutschen Delegation regelmäßig teilnehmen. 

Parlamentarische Versammlung der NATO 
(NATO PV) 

Aufgabe der NATO PV ist es, den Diskussions- und 
Transformationsprozess des NATO-Bündnisses parla- 
mentarisch zu begleiten. Die Versammlung versteht sich 
als Bindeglied zwischen den Parlamenten der 26 Mit- 
gliedstaaten und dem Nordatlantikrat. Durch langjährige 
persönliche Beziehungen und das dadurch gewachsene 
Vertrauen können Meinungsverschiedenheiten offener 
angesprochen werden als zwischen Regierungsvertre- 
tem. Thematische Schwerpunkte sind die Kooperation 
zwischen der EU und der NATO, die transatlantischen 
Beziehungen und das Verhältnis zu Russland. 

Die deutsche Delegation in der NATO PV, die von 
Dr. Karl A. Lamers (CDU/CSU) geleitet wird, besteht aus 
zwölf Mitgliedern des Deutschen Bundestages und sechs 
Mitgliedern des Bundesrates. Die Mitglieder des Deut- 
schen Bundestages verteilen sich nach dem Schlüssel 
5:4:1: 1:1 auf die Fraktionen. Lothar Ibrügger (SPD) hat 
das Amt des Schatzmeisters der Versammlung inne. 

Die NATO PV tritt jährlich zu einer Frühjahrstagung 
(2006: Paris; 2007: Madeira) und zu einer Herbsttagung 
(2005: Kopenhagen; 2006: Quebec; 2007: Reykjavik) in 
den Mitgliedsländern zusammen, ln den Ausschüssen 
werden die Berichte der zuvor gewählten Berichterstatter 
beraten. Während der Herbsttagungen verabschiedet die 
Versammlung entsprechende Resolutionen, die sich an 
den Rat und/oder die Mitgliedsländer richten. Die fünf 
Fachausschüsse und deren Unterausschüsse tagen drei- 
bis viermal jährlich. Der Unterausschuss „Transatlanti- 
sche Sicherheits- und Verteidigungskooperation“ tagte im 
November 2007 in Berlin und Potsdam. Die Sonder- 
gruppe Mittelmeer tritt etwa zweimal jährlich zusammen. 
Zwischen den Plenartagungen tagt der Ständige Aus- 
schuss, um über die laufenden Geschäfte zu beraten. Das 
so genannte Rose-Roth Programm unterstützt Staaten bei 
der Bewältigung der Herausforderungen des Transitions- 
prozesses. 


Zu den inhaltlichen Schwerpunkten der Diskussionen in 
der Versammlung gehörte im Berichtszeitraum die größte 
Operation des Bündnisses, die ISAF-Operation in Afgha- 
nistan. ln teilweise kontrovers geführten Debatten disku- 
tierten die Delegierten über den besten Weg für den Wie- 
deraufbau des von jahrzehntelangen Kriegen zerstörten 
Landes. Im Mittelpunkt stand vor allem die Frage des En- 
gagements der einzelnen Mitgliedsländer in den verschie- 
denen Teilen des Landes, die von unterschiedlichen Si- 
cherheitsrisiken geprägt sind. 

Versammlung der Westeuropäischen Union/ Inter- 
parlamentarische Europäische Versammlung für 
Sicherheit und Verteidigung (WEU V) 

Die Versammlung der Westeuropäischen Union (WEU V)/ 
Interparlamentarische Europäische Versammlung für 
Sicherheit und Verteidigung befasst sich mit Fragen der 
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
(ESVP) der Europäischen Union sowie der Rüstungsko- 
operation. ln der Versammlung sind Mitglieder der natio- 
nalen Parlamente aus den zehn Vertragsstaaten des geän- 
derten Brüsseler Vertrages von 1954 vertreten. An den 
Sitzungen der Versammlung und ihrer Ausschüsse neh- 
men ferner Mitglieder der nationalen Parlamente aus acht 
assimilierten Mitgliedstaaten, drei assoziierten Partner- 
ländern und fünf Beobachterstaaten teil. Leiter der aus 
18 Mitgliedern bestehenden deutschen Delegation ist 
Gerd Höfer (SPD), vertreten wird er von Eduard Lintner 
(CDU/CSU). 

Zweimal jährlich finden ordentliche Vollversammlungen 
in Paris statt mit dem Ziel, Entschließungen und Empfeh- 
lungen an die Staats- und Regierungschefs und an die 
Mitgliedstaaten der WEU zu beraten und zu verabschie- 
den. Daneben tagen regelmäßig die sechs ständigen Aus- 
schüsse. Einmal jährlich findet ein wissenschaftliches 
Kolloquium statt, so am 6. und 7. Februar 2007 in Berlin 
zum Thema „Die Europäische Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik - Quo vadis?“. Abgeordnete der WEU V be- 
suchten im Jahr 2006 im Rahmen einer Sitzung die Inter- 
nationale Luft- und Raumfahrtausstellung (ILA) in 
Berlin. 

Die Missionen im Rahmen der Europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik in Bosnien-Herzegowina und in 
der Demokratischen Republik Kongo beschäftigten die 
Delegierten in den vergangenen Jahren kontinuierlich, ln 
Bosnien-Herzegowina ging es im Wesentlichen darum, 
den Stabilisierungsprozess abzusichem und die Rahmen- 
bedingungen für die Entwicklung des Landes positiv zu 
gestalten. Im Berichtszeitraum konnte die internationale 
militärische Präsenz in Bosnien-Herzegowina deutlich re- 
duziert werden. Im Kongo engagierte sich die Europäi- 
sche Union auf Anfrage der Vereinten Nationen, um die 
Präsidentschaftswahlen im Sommer 2006 abzusichem. 
Die Bundeswehr hatte mit mnd 750 Soldaten einen we- 
sentlichen Anteil an der EUFOR-Mission im Kongo. An- 
gesichts der bevorstehenden Unterzeichnung des EU-Re- 
formvertrages von Lissabon rückte auch die Zukunft der 
europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik wie- 
der in den Mittelpunkt der Debatte. 
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Euromediterrane Parlamentarische Versammlung 
(EM PV) 

Die am 2. Dezember 2002 gegründete Euromediterrane 
Parlamentarische Versammlung (EM PV) soll den Gedan- 
kenaustausch zwischen den Parlamenten der Mittelmeer- 
region und der EU fördern, der euromediterranen Zusam- 
menarbeit durch die stärkere Institutionalisierung der 
parlamentarischen Dimension neue Impulse verleihen 
und den Dialog der Kulturen verstärken. Die EM PV ist 
in den so genannten Barcelona-Prozess eingebunden, der 
den institutioneilen Rahmen für die Mittelmeerpolitik der 
EU darstellt. 

Die Versammlung setzt sich aus 240 Parlamentariern zu- 
sammen, von denen jeweils die Hälfte aus den Partnerlän- 
dern im Mittelmeerraum und der Europäischen Union 
entsandt werden. Deutschland stehen drei Sitze in der PV 
zu, Delegationsleiter ist Hans Raidel (CDU/CSU). Die 
Versammlung hat zur Bearbeitung ihrer Aufgaben drei 
ständige Ausschüsse sowie einen ad-hoc Ausschuss für 
die Rechte der Frau eingerichtet. 

ln der EM PV werden wirtschaftliche, politische und kul- 
turelle Fragen diskutiert, die den Mittelmeerraum betref- 
fen. Hierbei hat der Nahostkonflikt besonderen Stellen- 
wert. Die Tatsache, dass Parlamentarier aus den 
Anrainerstaaten des Mittelmeerraumes und aus den Mit- 
gliedstaaten der EU in einen direkten inhaltlichen Dialog 
treten können, verleiht der EM PV eine wichtige Funk- 
tion im kulturellen und politischen Austausch zwischen 
Europa, Israel und der arabischen Welt. 

An der 2. Jahresversammlung 2006 in Brüssel und an der 
3. Jahresversammlung 2007 in Tunis nahmen jeweils 
zwei Abgeordnete des Deutschen Bundestages teil. 

Ostseeparlamentarierkonferenz 

Die Ostseeparlamentarierkonferenz (Baltic Sea Parlia- 
mentary Conference - BSPC) hat das Ziel, die gemein- 
same Identität des Ostseeraums durch eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen nationalen und regionalen 
Parlamenten zu stärken. Die BSPC soll politische Aktivi- 
täten in der Region initiieren und leiten, die demokrati- 
schen Institutionen in den Teilnehmerstaaten unterstützen 
und stärken sowie den Dialog zwischen Regierungen, 
Parlamenten und der Zivilgesellschaft verbessern. 

Seit 1991 tagt die Ostseeparlamentarierkonferenz einmal 
im Jahr. 1998 wurde beschlossen, die parlamentarische 
Zusammenarbeit durch die Einrichtung offizieller Struk- 
turen zu verbessern. 2005 wurde eine neue Geschäftsord- 
nung verabschiedet, mit der die Konferenz gestärkt und 
ihre Strukturen ausgebaut werden sollen. Ein Erweiterter 
Ständiger Ausschuss tagt zweimal im Jahr; der Ständige 
Ausschuss tritt drei- bis viermal im Jahr zusammen. 

Jedes Mitgliedsparlament kann vier bis fünf Delegierte 
stellen. Die Delegation des Deutschen Bundestages wird 
in der 16. Wahlperiode von Franz Thönnes (SPD) gelei- 
tet. Neben dem Bundestag entsenden auch Schleswig- 
Holstein, Mecklenburg- Vorpommern, Hamburg und Bre- 
men Delegationen. Die jährliche Plenarversammlung fin- 


det abwechselnd in den jeweiligen Mitgliedsländern statt. 
Das Sekretariat der BSPC befindet sich beim Nordischen 
Rat in Kopenhagen. 

Die 16. Ostseeparlamentarierkonferenz fand auf Einla- 
dung des Deutschen Bundestages vom 27. bis 28. August 
2007 in Berlin statt. Vertreter der nationalen und regiona- 
len Parlamente der 1 1 Ostseeanrainerstaaten, des Ostsee- 
rates, der Baltischen Versammlung, des Europäischen 
Parlaments, der Parlamentarischen Versammlung des Eu- 
roparates und des Nordischen Rates nahmen an der Kon- 
ferenz teil, in deren Mittelpunkt thematisch die Zusam- 
menarbeit im Ostseeraum, Arbeit und soziale Wohlfahrt 
sowie integrierte Meerespolitik standen. 

Parlamentspräsidentenkonferenzen (PPK) 

Die Parlamentspräsidenten der Mitgliedstaaten der EU 
treffen sich jährlich, die Parlamentspräsidenten der Mit- 
gliedstaaten des Europarates alle zwei Jahre zum 
Meinungs- und Informationsaustausch zu parlamentsspe- 
zifischen Fragen. Hinzu kommen Parlamentspräsidenten- 
konferenzen unterschiedlicher regionaler Zusammenset- 
zung, beispielsweise die Euromediterrane-PPK sowie die 
G8-PPK. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages nahm an den 
Parlamentspräsidentenkonferenzen der EU-Mitgliedstaa- 
ten teil, die im Juni 2006 in Kopenhagen u. a. zur Ratio- 
nalisierung der europäischen interparlamentarischen Or- 
ganisationen sowie zur Unterstützung für Parlamente von 
neuen und sich entwickelnden Demokratien und im Mai 
2007 in Bratislava zur Zukunft Europas stattfanden. Er 
nahm darüber hinaus an der Parlamentspräsidentenkonfe- 
renz der Europaratsmitglieder im Mai 2006 in Tallinn zur 
parlamentarischen Diplomatie und zur Förderung der plu- 
ralistischen Demokratie und an der Tagung der Parla- 
mentspräsidenten der G8-Staaten im September 2006 in 
St. Petersburg teil, ln St. Petersburg erörterten die Parla- 
mentspräsidenten „Legislative Mittel zur Begegnung 
neuer Herausforderungen und Bedrohungen“ sowie „In- 
ternationale Rechtsaspekte bei der Gewährleistung der 
globalen Energiesicherheit“. 

Anfang September 2007 war der Präsident des Deutschen 
Bundestages Gastgeber der Konferenz der Parlamentsprä- 
sidenten der G8-Staaten in Berlin. Die Präsidenten erör- 
terten die Bedeutung und die Zusammenarbeit der Parla- 
mente in einer globalisierten Welt sowie die Frage, 
welchen Beitrag die Parlamente zu einem nachhaltigen 
Klimaschutz und zu einer höheren Energieeffizienz leis- 
ten können. 

5 Reisen der Parlamentariergruppen sowie 
Gegenbesuche 

Der Deutsche Bundestag unterhält internationale Bezie- 
hungen durch Parlamentariergrappen, die in Verbindung 
mit einem oder mehreren Staaten stehen, ln der 16. Wahl- 
periode gibt es 53 Parlamentariergruppen, wovon 35 bila- 
terale und 18 multilaterale Gruppen sind. Hinzu kommt 
ein Länderbeauftragter für die Republik Moldau. Die Par- 
lamenfariergruppen sfehen als inferfrakfionelle Gremien 
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ohne Geschäftsordnung oder Satzung den Abgeordneten 
aller Fraktionen offen. Jeder Abgeordnete darf bis zu fünf 
Parlamentariergruppen angehören. Im Vorstand sind alle 
Fraktionen gleich stark vertreten. Die Zusammensetzung 
der weiteren Mitglieder ist nicht an die im Plenum beste- 
henden Mehrheitsverhältnisse gebunden. 

Die Reisen und Besuche im Rahmen dieser bilateralen 
und multilateralen Parlamentariergruppen dienen dem 
kontinuierlichen Kontakt zu Abgeordneten der Partner- 
staaten und dem fortlaufenden Dialog über die für sie 
wichtigen und politisch aktuellen Themen. Daneben tref- 
fen sich die Mitglieder mit Vertretern aus Politik, Verwal- 
tung und der Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Kultur und 
Medien, um über die politische und gesellschaftliche 
Lage in den Partnerstaaten informiert zu sein. 

Für bilaterale Parlamentariergruppen besteht die Mög- 
lichkeit, einmal in einer Legislaturperiode jeweils eine 
Delegationsreise mit bis zu sieben Abgeordneten in den 
Partnerstaat durchzuführen. Den Parlamentariern des 
Partnerstaates gegenüber kann eine Einladung zu einem 
Gegenbesuch in der Bundesrepublik Deutschland aus- 
gesprochen werden. Für multilaterale Parlamentarier- 
gruppen gilt, dass sie zweimal in einer Wahlperiode in 
ausgewählte der in der Parlamentariergruppe zusammen- 
gefassten Staaten reisen können. 

Sowohl die Besuche als auch die Reisen tragen zu einem 
besseren Verständnis des jeweils anderen Staates bei, in- 
dem die Mitglieder und Gäste einen umfassenden Ein- 
blick in die Funktionsweise des politischen Systems, in 
das Staats- und Rechtssystem, in Wirtschaft, Wissen- 
schaft und Gesellschaft sowie in die Kultur erhalten. Da 
allein der freundschaftliche Bezug zu dem jeweiligen 
Partnerstaat im Vordergrund steht, können selbst politisch 
heikle Themen angesprochen werden, die bei offiziellen 
Gesprächen nicht immer behandelt werden. Dies trägt zu 
einem offenen und damit oft kritischen Dialog auch bei 
sehr sensiblen Themen bei. Nicht zuletzt leisten die Viel- 
zahl und die unterschiedliche Herkunft der Gesprächs- 
partner aus den verschiedensten Bereichen einen Beitrag 
zu einem gegenseitigen und ausgewogenen politischen 
Verständnis. Durch ihre besondere Sachkenntnis über den 
Partnerstaat sind die Parlamentariergruppen zu einer An- 
laufstelle für ausländische Gäste mit unterschiedlichsten 
Interessen und Zielsetzungen geworden. 

ln der ersten Hälfte der 16. Legislaturperiode lag ein 
Schwerpunkt auf der Intensivierung der internationalen 
Kontakte. Dabei spielte die deutsche EU-Ratspräsident- 
schaft nicht nur im innereuropäischen Bereich unter zahl- 
reichen Gesichtspunkten eine entscheidende Rolle. Auch 
der G8-Gipfel im Juni 2007 in Deutschland trug im Vor- 
feld dazu bei, dass bei Gesprächen der Parlamentarier- 
gruppen die G8-relevanten Themen des Klimawandels 
und der Globalisierung unter Berücksichtigung der natio- 
nalen Interessen im Vordergrund standen. Auch die rasant 
zunehmende Bedeutung Chinas und des gesamten asiati- 
schen Raumes als Wirtschaftsmacht war Thema der Be- 
gegnungen der Parlamentarier. Positiv bewertet werden 
konnten die Erfolge in den Bereichen der Entwicklungs- 
zusammenarbeit und den Demokratiebestrebungen ein- 


zelner Länder, insbesondere auf dem afrikanischen Konti- 
nent. 

Im Folgenden wird eine Kurzübersicht über die Reisen 
und Gegenbesuche der Parlamentariergruppen in alpha- 
betischer Reihenfolge gegeben. Trotz vielfältiger ander- 
weitiger Aktivitäten sind einige Parlamentariergruppen 
nicht genannt, da deren Reisen oder Besuche durch aus- 
ländische Delegationen erst für die zweite Hälfte der Le- 
gislaturperiode geplant sind. 

Parlamentariergruppe Arabischsprachige Staaten des 
Nahen Ostens 

(Bahrain, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Kuwait, 
Libanon, Oman, Saudi-Arabien, Syrien, Vereinigte 
Arabische Emirate, Arbeitsgruppe Palästina) 

Der Nahostkonfiikt und die Entwicklungen im Irak sowie 
damit verbundene sicherheits- und außenpolitische As- 
pekte sind wegen der aktuellen politischen Relevanz 
wichtige Themen, mit denen sich die Parlamentarier- 
gruppe immer wieder beschäftigte. Zudem wurde in der 
laufenden Wahlperiode auch über die Menschenrechts- 
lage und die Stellung der Frau in den arabischen Staaten 
sowie über den Islam und die Integration muslimischer 
Mitbürger in Deutschland diskutiert. 

Ziel der Reise in den Jemen und nach Saudi Arabien im 
Juni 2006 war es, sich über die Demokratisierung der 
Institutionen und die jeweilige bilaterale wirtschaftliche 
Zusammenarbeit im Rahmen von Gesprächen mit Mit- 
gliedern der nationalen Volksvertretungen und Repräsen- 
tanten der Regierungen und der Zivilgesellschaften zu 
informieren. Im Jemen standen Fragen zur Entwicklungs- 
politik, die Ergebnisse der Parlamentswahlen und die be- 
vorstehenden Präsidentschaftswahlen im Vordergrund. 
Angesprochen wurde zudem die Lage in einigen Krisen- 
regionen wie Somalia, Irak und Iran, ln beiden besuchten 
Ländern wurde der deutschen Delegation eine kritische 
Einschätzung zur Lage im Irak und Iran gegeben. Hervor- 
zuheben ist zudem die Kontaktaufnahme der Delegation 
mit der Organisation der Islamischen Konferenz (OlC), 
welche als zwischenstaatliche internationale Organisation 
die islamische Welt repräsentieren soll. 

Die Delegationsreise nach Syrien, Jordanien und in die 
Palästinensischen Gebiete im Mai 2007 stand im Zeichen 
des Friedensprozesses in der Region. So wurden in Syrien 
vor allem das Verhältnis zu Israel und dem Libanon sowie 
die Friedensinitiative der Arabischen Liga aus dem Jahr 
2002 diskutiert. Die jordanischen Gesprächspartner ho- 
ben vornehmlich die Rolle der Europäischen Union, ins- 
besondere Deutschlands, zur Beendigung des Konfliktes 
hervor. Die Auswirkungen des Irakkrieges auf die Region 
sowie mögliche Lösungswege wurden ebenfalls in beiden 
Staaten intensiv thematisiert. Einen umfassenden Ein- 
druck von den Folgen der Konflikte auf die humanitäre 
Situation der Bevölkerung gewann die Delegation durch 
Besuche von palästinensischen und irakischen Flücht- 
lingszentren und in Gesprächen mit Vertretern des Hohen 
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen (UNHCR) 
sowie zuständigen Regierungsvertretem. ln Ramallah, 
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Ostjerusalem und Hebron standen die aktuelle politisehe 
und humanitäre Situation in den Palästinensisehen Gebie- 
ten und die israelisehe Siedlungspolitik im Vordergrund. 

Informationen über das politisehe System der Bundesre- 
publik Deutsehland standen im Vordergrund bei dem Be- 
sueh einer Delegation der beratenden Versammlung aus 
Saudi-Arabien im November 2007. Die Arbeits- und 
Funktionsweise des Deutsehen Bundestages, Aufgaben 
und Reehte eines Abgeordneten sowie das deutsehe 
Wahlreeht wurden in Gespräehen unter anderem mit dem 
Vorsitzenden des Aussehusses für Wahlprüfung, Immuni- 
tät und Gesehäftsordnung beleuehtet. Dureh den Besueh 
des Bundesrates und der Landesvertretung Rheinland- 
Pfalz erhielt die Delegation ferner Einblieke in das föde- 
rative System in Deutsehland. Aber aueh das Thema Bil- 
dung, insbesondere der Studentenaustauseh zwisehen 
Deutsehland und Saudi-Arabien, wurde mit Vertretern 
des Aussehusses für Bildung, Forsehung und Teehnikfol- 
genabsehätzung, des Bundesministeriums für Bildung 
und Forsehung sowie des Goethe-Instituts intensiv erör- 
tert. ln diesem Zusammenhang spraeh die Delegation aus 
Saudi Arabien die Sehwierigkeiten bei der Einreise und 
der Visaerteilung an. 

Parlamentariergruppe ASEAN 

(Brunei, Indonesien, Kambodscha, Laos, Malaysia, 
Myanmar, Philippinen, Singapur, Thailand, Vietnam) 

Hauptanliegen der Parlamentariergruppe ist es, die 
ASEAN-Region im deutsehen und europäisehen Raum 
bekannter zu maehen. ln der Beriehtszeit stand aueh die 
Formulierung und Verabsehiedung einer Charta dureh die 
ASEAN-Mitgliedstaaten im Mittelpunkt. Diese hat den 
Wandel von einem rein ökonomisehen zu einem der EU 
ähnliehen Bündnis zum Ziel. Die erhebliehen Unter- 
sehiede in den Verfassungen und in der wirtsehaftliehen 
Entwieklung sowie die Vielfalt der Religionen in den 
zehn Mitgliedstaaten ersehweren jedoeh die Verabsehie- 
dung einer solehen Charta. 

Im Februar 2007 besuehte eine Delegation der Parlamen- 
tariergruppe Singapur, Brunei und Indonesien. Trotz einer 
gewissen Skepsis zeigten sieh alle Gespräehspartner 
überzeugt, dass der bisher erarbeitete Text für die Charta 
auf dem ASEAN-Gipfel in Singapur Ende 2007 verab- 
sehiedet wird. Darüber hinaus wurde in allen drei Län- 
dern der dureh die Brandrodung in Indonesien verur- 
saehte Smog („Haze“) thematisiert, ln Indonesien standen 
die Demokratieentwieklung, die positive wirtsehaftliehe 
Entwieklung der Provinz Aeeh naeh dem Tsunami und 
die mögliehen Gefahren einer islamisehen Radikalisie- 
rung auf dem Gespräehsprogramm. Treffen in Singapur 
ergaben, dass Deutsehland und Singapur mit den gleiehen 
Problemen der demographisehen Entwieklung, der Ab- 
wanderung gut ausgebildeter junger Mensehen und der 
Integration von Ausländem zu kämpfen haben, ln Branei 
war erstmals eine Delegation des Deutsehen Bundestages 
zu Gast. Sehwerpunkt der Gespräehe war neben den 
Mögliehkeiten der Stärkung demokratiseher Stmkturen 
die wirtsehaftliehe Zukunft des Landes, wenn das Öl- und 
Gasvorkommen vollkommen ausgebeutet sein wird. 


Der Besueh einer Delegation von vietnamesisehen 
Abgeordneten im Oktober 2006 diente vorrangig dem 
Kennenlemen der Funktionsweise der deutsehen Demo- 
kratie einsehließlieh des föderalen Systems, der Haus- 
haltsgesetzgebung und der Kontrolle der Regiemng dureh 
das Parlament. Der Besueh galt außerdem der Unterstüt- 
zung des politisehen Dialogs mit Vietnam und den The- 
men Ausbau des Reehtsstaates, Transformationsprozess 
und Wirtsehaftsreformen in Vietnam. 

Deutsch-Australisch-Neuseeländische 

Parlamentariergruppe 

Sowohl im Rahmen einer Delegationsreise naeh Austra- 
lien und Neuseeland im August 2007 als aueh anlässlieh 
von Besuehen einer australisehen Abgeordnetendelega- 
tion im April 2007 und der neuseeländisehen Parlaments- 
präsidentin im September 2007 in Berlin wurden als zen- 
trale politisehe Fragen von beiderseitigem Interesse die 
Themen Klimawandel und Energiepolitik, Arbeitsmarkt- 
politik und Migration sowie internationale Sieherheitspo- 
litik erörtert. Die Reise naeh Australien und Neuseeland 
lieferte insbesondere vertiefende Einblicke und besseres 
Verständnis für die Entwicklungen in der asiatisch-pazifi- 
schen Region. 

Ebenso wurde von nahezu allen Gesprächspartnern die 
wachsende Bedeutung Chinas sowohl als Handelspartner 
als auch als stabilisierender Faktor im pazifischen Raum 
thematisiert. Sowohl in Australien als auch in Neuseeland 
wurde der Delegation vermittelt, dass eine der Maßnah- 
men, die dort erfolgreich gegen den Fachkräftemangel 
auf dem Arbeitsmarkt ergriffen würde, die gezielte An- 
werbung von Arbeitskräften aus dem Ausland sei. Es 
wurde deutlich, dass sowohl in Neuseeland als auch in 
Australien die Themen Klimawandel, Energiesicherheit, 
Energieeffizienz und Einsatz emeuerbarer Energien noch 
nicht lange auf der politischen Agenda stehen und jetzt 
als politische Herausforderungen angenommen werden. 

Deutsch-Belgisch-Luxemburgische 

Parlameutariergruppe 

Bei einem zweitägigen Aufenthalt in Luxemburg im 
Februar 2007 führte eine Delegation der Parlamentarier- 
gruppe Gespräche über die deutsche EU-Ratspräsident- 
schaft und den notwendigen Ausbau der Verkehrsverbin- 
dungen zwischen Deutschland und Luxemburg. Man 
kam außerdem zu dem Ergebnis, dass Verbesserungsbe- 
darf hinsichtlich der kulturellen Vertretung Deutsch- 
lands in Luxemburg durch Stiftungen und Institute be- 
stehe und man in Zukunft an einer entsprechenden 
Initiative arbeiten werde. Es zeigte sich, dass beide Sei- 
ten ein großes Interesse an der Fortführung ihrer Zusam- 
menarbeit nicht nur im Rahmen europäischer Belange 
haben. 

Deutsch-Brasilianische Parlamentariergruppe 

Im April 2007 und damit kurz nach der Neukonstituie- 
rung des nationalen Parlaments und der Länderparla- 
mente Brasiliens fand eine Delegationsreise nach Brasi- 
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lien statt. Somit stand die Reise nieht nur im Zeiehen von 
Diskussionen mit Vertretern der Legislative, Exekutive 
sowie mit Vertretern versehiedener Stiftungen über die 
positive wirtsehaftliehe Entwieklung des Landes und die 
damit einhergehende Steigerung des allgemeinen Lebens- 
standards der Bevölkerung, sondern aueh über die not- 
wendigen Reformen im Bereieh der inneren Sieherheit 
des Landes und einer mögliehen Reform des brasiliani- 
sehen Wahlsystems. Neben einem umfassenden Gespräeh 
über die Einstellung Brasiliens zum Umweltsehutz und 
zum Verhalten beim drohenden Klimawandel wurde von 
brasilianiseher Seite auf eine mögliehe Förderung der be- 
stehenden bilateralen Beziehungen dureh eine Umstruk- 
turierung der Vereinten Nationen hingewiesen. 

Deutsch-Britische Parlamentariergruppe 

Eine Delegation der Britiseh-Deutsehen Freundsehafts- 
gruppe des britisehen Unter- und Oberhauses traf sieh im 
Rahmen eines Besuehs im November 2006 in Berlin zu 
zahlreiehen Diskussionen mit Abgeordneten des Deut- 
sehen Bundestages zu den Sehwerpunktthemen deutsehe 
EU-Ratspräsidentsehaft und aktuelle internationale Kri- 
sen. Dabei wurden einzelne Krisenregionen und mögliehe 
Ansätze für Konfliktlösungen betraehtet. Im Hinbliek auf 
die deutsehe EU-Ratspräsidentsehaft wurden die Voraus- 
setzungen einer Wiederbelebung des europäisehen Ver- 
fassungsvertrages erörtert. Bei den außen- und sieher- 
heitspolitisehen Gespräehen konzentrierte man sieh auf 
die Zukunft des Irak sowie die dureh den Sieherheitsrat 
der Vereinten Nationen und die NATO zu ergreifenden 
Maßnahmen. 

Deutsch-Chinesische Parlamentariergruppe 

Der Wunseh naeh Vertiefung der gegenwärtigen Bezie- 
hungen zwisehen dem Deutsehen Bundestag und dem 
Nationalen Volkskongress fand im Rahmen einer Delega- 
tionsreise der Deutseh-Chinesisehen Parlamentarier- 
gruppe im April 2007 in zahlreiehen Treffen mit hoehran- 
gigen politisehen Gespräehspartnem sowohl von der 
zentralen Ebene als aueh der Provinz- und der lokalen 
Ebene seinen Ausdruek. Gegenstand der Gespräehe war 
wiederholt eine mögliehe Kooperation in den Bereiehen 
Umweltsehutz und Energiepolitik sowie das Bestreben 
der ehinesisehen politisehen Verantwortungsträger, das 
Konzept der „Harmonisehen Gesellsehaft“ auf allen Ebe- 
nen zu verwirkliehen. Des Weiteren wurde die Notwen- 
digkeit einer verstärkten Zusammenarbeit zwisehen 
Deutsehland und der EU einerseits und China anderer- 
seits zur Bewältigung internationaler Krisen und Heraus- 
forderungen betont. 

Deutsch-F ranzösische Parlamentariergruppe 

Im Rahmen der von der Deutseh-Französisehen Parla- 
mentariergruppe in enger Abstimmung mit ihrer Partner- 
gruppe der Französisehen Nationalversammlung gemein- 
sam bearbeiteten Themen besuehte im März 2007 eine 
Delegation aus deutsehen und französisehen Parlamenta- 
riern das Eurokorps in Straßburg und die Deutseh-Fran- 
zösisehe Brigade in Müllheim und Immendingen. Die 


Delegation informierte sieh über Zusammensetzung, Auf- 
gabenstellung, Kommandostrukturen und Einsatzfähig- 
keit dieser multinationalen militärisehen Einheiten. Dabei 
wurde deutlieh, dass diese Verbände nur mit der politi- 
sehen Unterstützung dureh die Parlamente im Sinne einer 
gemeinsamen Europäisehen Sieherheits- und Verteidi- 
gungspolitik weiterentwiekelt werden können. 

Bei einer Delegationsreise naeh Frankreich im Juni 2006 
wurden Fragen der künftigen Energieversorgung beraten. 
Ein wichtiger Teilaspekt dabei war die unterschiedliche 
Haltung in beiden Ländern zu Chancen und Risiken von 
Kernenergie sowie zum staatlichen Einfluss auf die Un- 
ternehmen der Energiewirtschaft. Es wurden ebenfalls de- 
zentrale Projekte aus dem Bereich der emeuerbaren Ener- 
gien vorgestellt, denen auch in Frankreich angesichts der 
sich weltweit verknappenden Rohstoffreserven wach- 
sende Bedeutung beigemessen wird. Daneben vermittelte 
der Gedanken- und Erfahrungsaustausch mit Vertretern 
einzelner Gebietskörperschaften konkrete Einblicke in 
die Organisation des französischen Staates auf Ebene der 
Regionen und Departements. 

Im Oktober 2006 trafen Politiker, Wissenschaftler und 
Vertreter der Zivilgesellschaft aus Deutschland und 
Frankreich zum 5. Parlamentarierkolloquium „Paris - 
Berlin“ in Potsdam zusammen, um gemeinsam über Er- 
folg versprechende neue Wege und die erforderlichen ge- 
sellschaftlichen Rahmenbedingungen für eine gelungene 
Integration von Zuwanderem zu diskutieren. Mit beson- 
derem Augenmerk auf die Bereiche Bildungs- und Ar- 
beitsmarktpolitik, gesellschaftliche Teilhabe und Vermitt- 
lung kultureller Werte wurde über verschiedene Konzepte 
zur Integration von Migranten gesprochen. 

Deutsch-Japanische Parlamentariergruppe 

Die gleichgelagerten Problemstellungen Deutschlands 
und Japans in den Bereichen Demographie, Energie und 
Umwelt zeigten sich während der Delegationsreise nach 
Japan im April 2007 bei zahlreichen politischen Gesprä- 
chen. Weitere wichtige Themen waren die chinesisch-ja- 
panischen Beziehungen, die regionale Sicherheitslage in 
Ostasien und die Fortentwicklung der japanischen Sicher- 
heitspolitik sowie der Ausbau der Beziehungen Japans 
zur NATO. Bei Gesprächen in einzelnen japanischen Re- 
gionen wurde deutlich, wie intensiv und systematisch 
sich Wirtschaft und Gesellschaft in Japan mit dem Thema 
der alternden Gesellschaft auseinandersetzen und wie 
zielgerichtet man sich in Japan auf die Entwicklung von 
Lösungen für die damit zusammenhängenden Probleme 
konzentriert. Da es gerade in diesen Bereichen sehr ähnli- 
che Strukturen und Probleme in beiden Ländern gibt, wa- 
ren sich beide Seiten einig, dass ein entsprechend großes 
Potential für Erfahrungsaustausch und lohnende Koope- 
ration besteht. 

Deutsch-Kanadische Parlamentariergruppe 

Im Rahmen des Besuchs einer Delegation der Kanadisch- 
Deutschen Freundschaftsgruppe im Oktober 2006 in 
Deutschland waren für die Parlamenfarier die Themen 
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Verteidigung, Migration und Integration sowie Energie- 
und Wirtsehaftspolitik, die in Gespräehen mit hoehrangi- 
gen Parlaments- und Regierungsvertretem vertieft 
werden konnten, von besonderem Interesse. Weitere Ge- 
spräehe mit Vertretern eines Landesparlaments und Ge- 
meindevertretem beinhalteten neben dem Anliegen der 
Verbesserung der Handelsbeziehungen die aktuelle politi- 
sehe und wirtsehaftliehe Entwieklung beider Länder so- 
wie das föderale System Deutsehlands. 

Deutsch-Koreanische Parlamentarier gruppe 

(Demokratische Volksrepublik Korea, Republik Korea) 

Die Parlamentariergruppe hat sieh die Unterstützung des 
Annäherungsprozess zwisehen beiden koreanisehen Staa- 
ten zum Ziel ihrer Arbeit gesetzt. Der Besueh einer Dele- 
gation der Koreanisehen Demokratisehen Volksrepublik 
im Oktober 2006 in Berlin stand unter dem Einfluss der 
sehwierigen internationalen Lage, die Meldungen über 
Atomwaffentests in Nordkorea hervorgerufen hatten. Die 
Vertreter der Deutseh-Koreanisehen Parlamentarier- 
gruppe waren während des Besuehes bestrebt, das Thema 
wiederholt aufzugreifen und zu diskutieren. Die Delega- 
tion signalisierte, dass ein Dialog zur Lösung der Kon- 
fliktsituation aufreehterhalten werden sollte. 

Hingegen konnte man sieh im Rahmen der Reise einer 
deutsehen Delegation im Mai/Juni 2007, die sowohl naeh 
Nord- als aueh Südkorea führte, auf die Ergebnisse der 
Wiederaufnahme des Dialogs zwisehen der Demokrati- 
sehen Volksrepublik Korea und den USA konzentrieren. 
Von besonderer Bedeutung waren dabei die Entwieklun- 
gen bei der Umsetzung der Erklärung aus den Seehs-Par- 
teien-Gespräehen vom September 2005 und der nordko- 
reaniseh-amerikanisehen Erklärung vom Februar 2007 
sowie die damit verbundenen wirtsehaflliehen und politi- 
sehen Fortsehritte des Landes. Ansatzpunkte für die wei- 
tere bilaterale Zusammenarbeit ergaben sieh vor allem bei 
den Wirtsehaftsabkommen, Sportbeziehungen, alternati- 
ven Energien sowie dem längerfristigen Übergang zur 
Entwieklungszusammenarbeit. Die Bedeutung des Be- 
suehs wurde aueh dureh die erstmalige Genehmigung un- 
terstriehen, eine Parlamentarierdelegation direkt von 
Pjöngjang naeh Seoul Weiterreisen zu lassen. 

Die Gespräehe in Südkorea zeigten erneut, dass Deutseh- 
land von Südkorea aufgrund der gemeinsamen Teilungs- 
erfahrung und des deutsehen Gewiehts in der EU als 
Sehrittmaeher bei der Ausgestaltung der Beziehungen 
Südkoreas zu Nordkorea und zur EU wahrgenommen 
wird. Die Gespräehe drehten sieh dementspreehend um 
die erzielten Ergebnisse des Besuehs in Nordkorea sowie 
die Einsehätzung der deutsehen Delegation hinsiehtlieh 
der Entwieklung des Atomkonflikts und der Wiederauf- 
nahme des Dialogs mit den USA. Ein weiterer Themen- 
sehwerpunkt war der Umgang Südkoreas mit nordkorea- 
nisehen Flüehtlingen. 

Deutsch-Kroatische Parlamentariergruppe 

Hauptanliegen der Arbeit der Parlamentariergruppe ist 
die Unterstützung des Integrationsprozesses in Europa. 


Folglieh lag der inhaltliehe Sehwerpunkt der Gespräehe, 
die eine Delegation dieser in der 16. Wahlperiode neu ge- 
gründeten Parlamentariergruppe im Oktober 2006 in 
Kroatien führte, auf dem Beitrittsprozess des Landes zur 
Europäisehen Union. Dabei wurden sowohl die deutli- 
ehen Fortsehritte bei den Verhandlungen und der Umset- 
zung des gemeinsehaftliehen Besitzstandes der EU in 
kroatisehe Gesetze als aueh noeh nieht gelöste Probleme 
wie die Justiz- und die Verwaltungsreform, die Landwirt- 
sehaftsstruktur sowie die Kosten der Umsetzung von Um- 
weltstandards erkennbar. Darüber hinaus fand ein intensi- 
ver Meinungsaustauseh über die Vor- und Naehteile bei 
der Aufnahme von neuen Mitgliedsfaafen sfatt - nieht zu- 
letzt vor dem Hintergrund der Beitrittsbestrebungen 
Kroatiens in die EU im Jahre 2009. Im Rahmen der Ge- 
spräehe zur Innen- und Außenpolitik wurden einzelne As- 
pekte der Minderheitenpolitik und der Vertretung der 
Minderheiten im kroatisehen Parlament sowie die Bezie- 
hungen zu den Naehbarstaaten naeh dem Zerfall Jugosla- 
wiens erörtert. 

Parlamentariergruppe Maghreh-Staaten 

(Algerien, Libyen, Marokko, Mauretanien, Tunesien) 

Die Intensivierung der parlamentarisehen Beziehungen 
und die Begleitung des Demokratisierungsprozesses in 
den Maghreb -Staaten stellten die Arbeitssehwerpunkte 
der Parlamentariergruppe im Beriehtszeitraum dar. Aktu- 
elle politisehe Entwicklungen, wie zum Beispiel im Kon- 
flikt um das Gebiet der Westsahara, wurden intensiv ver- 
folgt. Eine Delegation von sieben Abgeordneten erhielt 
im September 2007 die Möglichkeit, diese Themen in Al- 
gerien und Tunesien zu vertiefen. So wurde zum Beispiel 
in Algerien die Justizreform unter Gesichtspunkten der 
Demokratieentwicklung diskutiert. Mit Vertretern der Zi- 
vilgesellschaft wurden Pressefreiheit und Frauenrechte 
thematisiert. Gegenstand der Gespräche waren auch die 
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Algerien und 
Deutschland bzw. der Europäischen Union, vor allem im 
Energiesektor. In Tunesien standen die bilateralen Bezie- 
hungen sowie das Verhältnis Tunesiens zur Europäischen 
Union im Mittelpunkt der Gespräche. Dabei wurden vor 
allem die wirtschaftliche Zusammenarbeit im Tourismus- 
sektor, die Kulturarbeit sowie Frankreichs Vorschlag ei- 
ner „Mittelmeerunion“ behandelt. Von den Bundestagsab- 
geordneten wurde die Menschenrechtslage immer wieder 
angesprochen und mit Vertretern der Zivilgesellschaft 
ausführlich erörfert. 

Deutsch-Maltesische Parlamentariergruppe 

Die erst seit dieser Wahlperiode bestehende Parlamen- 
tariergruppe empfing im September 2007 eine Parlamen- 
tarierdelegation aus Malta. Der Besuch stand sowohl im 
Zeichen von Treffen und Gesprächen mit verschiedenen 
Ausschüssen wie dem Auswärtigen Ausschuss, dem Aus- 
schuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
und dem Ausschuss für Tourismus als auch mit hochran- 
gigen Vertretern verschiedener Ministerien. Ein Schwer- 
punkt der Diskussionen war die Flüchtlinsproblematik, da 
Malta als kleine Inselrepublik unter dem Zustrom von 
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Flüchtlingen aus Afrika leidet, die über das Mittelmeer 
meist aus Libyen kommen. Weitere Themen waren die 
Brückenfünktion Maltas in den Beziehungen zwischen 
der EU und den südlichen Mittelmeeranrainem sowie der 
Ausbau der Zusammenarbeit im Bereich des Tourismus. 

Deutsch-Mexikanische Parlamentariergruppe 

Vor dem Hintergrund des traditionell engen deutsch-me- 
xikanischen Verhältnisses und der intensiven Beobach- 
tung der innenpolitischen Situation seit der Präsident- 
schaftswahl im Jahr 2006 fand eine Delegationsreise 
dieser Parlamentariergruppe im September/Oktober 2007 
nach Mexiko statt. Dabei waren die anstehenden Refor- 
men des Steuersystems, der Polizei sowie der Justiz wich- 
tige Themen der Gespräche mit Vertretern der mexikani- 
schen Regierung und des Parlaments. Im Mittelpunkt bei 
allen Treffen stand jedoch die Bekämpfung der Armut, 
unter der überproportional stark die indigene Bevölke- 
rung zu leiden hat. Als Haupttransitland in die USA ist 
Mexiko außerdem von Drogenhandel und sich ausbrei- 
tender organisierter Kriminalität betroffen. Präsident Cal- 
derön setzt zu ihrer Bekämpfung verstärkt das Militär ein, 
was aus Sicht von Menschenrechtsvertretem nicht unpro- 
blematisch ist, wie der Delegation vor Ort erläutert 
wurde. Reformen stehen darüber hinaus auch in der Ener- 
gieversorgung an, da die bislang erschlossenen Ölquellen 
voraussichtlich nur noch sieben bis zehn Jahre reichen, ln 
Gesprächen mit der Delegation machte die Regierung 
deutlich, dass sie für die Zukunft auf die Erschließung 
neuer Ölquellen in der Tiefsee einerseits sowie den Aus- 
bau emeuerbarer Energien andererseits setze. Bei einem 
Besuch von Ciudad Juärez an der Grenze zu den USA 
konnten sich die Mitglieder der Delegation vor Ort ein 
Bild von der Situation in den zahlreichen Montagefabri- 
ken (maquiladoras) machen. Sie informierten sich zudem 
über die erschreckende Anhäufung von Frauenmorden in 
dieser Stadt und die staatlichen Maßnahmen zur Aufklä- 
rung und Verbrechensbekämpfung. 

Deutsch-Mittelamerikanische Parlamentariergruppe 

(Belize, Costa Rica, Dominikanische Republik, 

El Salvador, Guatemala, Haiti, Honduras, Jamaika, 

Kuba, Nicaragua, Panama) 

Eine Delegationsreise der Parlamentariergruppe nach Ja- 
maika im Dezember 2007 war der erste parlamentarische 
Besuchskontakt aus Deutschland seit 15 Jahren und 
wurde von der jamaikanischen Seite daher entsprechend 
gewürdigt, ln ihren Gesprächen informierten sich die Ab- 
geordneten über die ehrgeizigen Ziele der neuen Regie- 
rung Jamaikas hinsichtlich der politischen wie wirtschaft- 
lichen Erneuerung des Landes. Dazu gehört neben der 
Verbesserung des Bildungs- und Gesundheitssystems der 
Abbau der extremen Staats Verschuldung. Jamaika bemüht 
sich zudem um die Erschließung emeuerbarer Energien 
wie Wind und Solarthermie, um eine weniger große Ab- 
hängigkeit von den immer teurer werdenden Ölimporten 
zu erreichen, ln mehreren Gesprächen wurde deutlich, 
wie sehr Jamaika dabei an der Zusammenarbeit mit 


Deutschland interessiert ist. Die Delegationsmitglieder 
verwiesen mit Blick auf den Wegfall der deutschen bilate- 
ralen Entwicklungszusammenarbeit auf die Aktivitäten 
der Europäischen Union, an deren Finanziemng Deutsch- 
land mit 20 Prozent beteiligt ist. ln Panama, der zweiten 
Station dieser Reise, wächst die dortige Wirtschaft, die 
von der Brückenstellung zwischen Nord- und Südamerika 
profitiert und stark auf Dienstleistungen wie Transport 
und Logistik ausgerichtet ist, seit einigen Jahren um 
öuoten zwischen sieben und acht Prozent. Beim Zusam- 
mentreffen der Delegation sowohl mit Vertretern der pa- 
namaischen Regiemng als auch der deutschen Außenhan- 
delskammer wurde bestätigt, dass kein Mangel an 
Investitionen besteht. Auch deutsche Firmen partizipieren 
an dem Boom, der durch die geplante Erweiterung des 
Panama-Kanals noch belebt wird. Hierdurch ergibt sich 
jedoch dringender Handlungsbedarf im Bereich der Ener- 
gieversorgung, die mit der Nachfrage kaum Schritt halten 
kann. Daher sucht man auch hier eine kostengünstige und 
umweltschonende Alternative zu importierten Energieträ- 
gern bei den emeuerbaren Energien. Als wichtige He- 
rausforderung für die Zukunft des Landes bezeichneten 
viele Gesprächspartner zudem die Überwindung der Kluft 
zwischen Arm und Reich. 

Deutsch-Niederländische Parlamentarier gruppe 

Mit der Kontaktgruppe Deutschland der Zweiten Kam- 
mer des niederländischen Parlaments pflegt die Deutsch- 
Niederländische Parlamentariergruppe einen intensiven 
Erfahrungs- und Meinungsaustausch über gesellschaftli- 
che und politische Entwicklungen in beiden Ländern. 
Während eines Delegationsbesuchs in Den Haag im 
Oktober 2007 wurden in verschiedenen Gesprächskreisen 
gemeinsam mit niederländischen Parlamentariern, Regie- 
rungsvertretem und Sachverständigen Fragen der 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, der Integrations- und Fa- 
milienpolitik sowie der Außenwirtschaftsbeziehungen 
diskutiert, wobei in zahlreichen Punkten Übereinstim- 
mungen festgestellt wurden, ln Rotterdam informierte 
sich die Delegation vor Ort an einem sozialen Brennpunkt 
über ein neues Konzept zur Problemlösung im Rahmen 
des öuartiersmanagements. Im Hafen von Rotterdam 
standen verkehrspolitische Themen von bilateralem und 
europäischem Interesse, die Klimaschutzpolitik sowie die 
Wirtschafts- und Handelsbeziehungen im Mittelpunkt der 
Gespräche. 

Deutsch-Nordische Parlamentariergruppe 

(Dänemark, Finnland, Island, Norwegen, Schweden) 

Die Deutsch-Nordische Parlamentariergruppe widmete 
einen erheblichen Teil ihrer Gespräche dem Thema 
„Nördliche Dimension“ und der Kooperation der Ostsee- 
anrainerstaaten. Die Nördliche Dimension umfasst heute 
nationale, internationale und transnationale Organisatio- 
nen und folgt dem Ansatz von „Multilevel Govemance“. 
Im Rahmen der Nördlichen Dimension ist es möglich, ei- 
nen Prozess niedrigschwelliger Integration Russlands vo- 
ranzutreiben. 
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Während einer Delegationsreise der Parlamentarier- 
gmppe naeh Norwegen und Sehweden im Juni 2007 
wurde die „Nördliehe Dimension“ als Politikfeld und als 
Herausforderung erfahrbar. Im Mittelpunkt der Gesprä- 
ehe mit Parlamentariern, Regierungsmitgliedem und 
Nieht-Regierungsorganisationen standen die Arbeits- 
marktpolitik, die Betreuungsinfrastruktur für Kinder, Fra- 
gen des Sehutzes der Ostsee und insbesondere die Bezie- 
hungen beider Staaten zu Russland. Sowohl in Norwegen 
als aueh in Sehweden informierten sieh die Abgeordneten 
über die gut ausgebauten Mögliehkeiten zur Kinderbe- 
treuung. Die Gespräehspartner aus beiden Ländern waren 
übereinstimmend der Ansieht, eine gut ausgebaute Be- 
treuungsinfrastruktur für Kinder helfe Frauen und Män- 
nern Berufstätigkeit und Kindererziehung besser zu ver- 
einbaren und trage zur Erhöhung der Frauenerwerbsquote 
bei, die angesiehts eines herrsehenden Arbeitskräfteman- 
gels erwünseht sei. 

Deutsch-Österreichische Parlamentariergruppe 

Der Sehwerpunkt der Arbeit dieser Parlamentariergruppe 
liegt auf einem intensiven Informations- und Meinungs- 
austauseh mit österreiehisehen Partnern zu bilateralen, in- 
nen-, außen- europa-, wirtsehafts- und verkehrspoliti- 
sehen Fragen. Während einer Delegationsreise naeh Wien 
im Oktober 2007 wurde sowohl von deutseher als aueh 
von österreiehiseher Seite der Wunseh unterstriehen, bei 
Themen von gleiehgeriehtetem Interesse auf den Gebie- 
ten von Verkehr und Umwelt sowie der Einhaltung von 
Sozialstandards aueh auf parlamentariseher Ebene zu 
frühzeitiger und substanzieller Abstimmung zu gelangen. 
Vertieft wurde in Gespräehen mit Vertretern der Außen- 
handelskammer das Thema der wirtsehaflliehen Zusam- 
menarbeit beider Länder, die vor allem mittelständisehen 
Firmen Perspektiven eröffnet. 

Parlamentarier gruppe Östliches Afrika 

(Äthiopien, Burundi, Dschibuti, Eritrea, Kenia, Ruanda, 
Somalia, Sudan, Uganda) 

Viele Mitgliedstaaten dieser Parlamentariergruppe leiden 
an den Folgen von Kriegen und Bürgerkriegen oder be- 
finden sieh naeh Friedensvereinbarungen in einem 
sehwierigen Wiederaufbau- und Transformationsprozess. 
Zur Stabilisierung der Region soll aueh ein ostafrikani- 
sehes Staatenbündnis beitragen, über dessen Gründung 
sehon seit langem diskutiert wird. Die Prozesse werden 
darüber hinaus dureh den Energiemangel in fast allen 
Staaten verzögert. 

Eine Delegation der Parlamentariergruppe konnte sieh im 
November 2006 bei einer Reise naeh Uganda und Ruanda 
einen unmittelbaren Eindruek von der Situation in den 
beiden Staaten versehaffen, ln Uganda führten die Parla- 
mentarier Gespräehe über den Stand der bilateralen Zu- 
sammenarbeit in der Entwieklungshilfe und informierten 
sieh über den Friedensprozess im Norden des Landes. 
Alle Gespräehspartner begrüßten, dass Deutsehland mit 
derartigen Parlamentarierbesuehen entseheidende Zei- 
ehen seines Engagements in Ostafrika setze. Beim Be- 


sueh des Zentralgefängnisses in Kigali und der Beobaeh- 
tung eines Geriehtsprozesses erhielf die Delegafion einen 
Einbliek in die jurisfisehe Aufarbeitung des Genozids in 
Ruanda. Aueh hier standen die politisehen, wirtsehaftli- 
ehen und sozialen Herausforderungen bei der Armutsbe- 
kämpfung im Mittelpunkt der Gespräehe mit ruandisehen 
Parlamentariern und Vertretern der Regierung. 

Deutsch-Polnische Parlamentariergruppe 

Schwerpunkt der Arbeit der Parlamentariergruppe ist die 
Aufarbeitung der gemeinsamen Vergangenheit, aber auch 
das derzeitige politische Verhältnis zwischen Deutschland 
und Polen. Darüber hinaus war der Berichtszeitraum ge- 
prägt von der Rolle Polens in der EU wegen des Streits 
mit Russland und der Befürwortung einer schnellen EU- 
Osterweiterung von polnischer Seite. Während der Dele- 
gationsreise der Parlamentariergruppe im Dezember 2006 
machten die zahlreichen Gesprächspartner aus Parlament 
und Regierung ihre Entschlossenheit in Fragen der EU 
deutlich. Bei der Aufarbeitung der gemeinsamen Vergan- 
genheit trat hingegen ein differenziertes Bild von Distanz 
über Furcht vor einer einseitigen Darstellung bis zur vor- 
behaltlosen Unterstützung der Idee des „Netzwerkes Er- 
innerung und Solidarität“ zutage, für dessen Einrichtung 
die Delegation ebenso nachhaltig warb wie für die Prä- 
senfation von Aussfellungen zu diesen Themen in beiden 
Sfaaten. Die Deufsch-Polnische Parlamentariergruppe 
und die Polnisch-Deutsche Freundschaftsgruppe sind sich 
nicht nur über die Intensivierung der Kontakte beider Par- 
lamente, sondern darüber hinaus über die Forderung nach 
einer Zukunftsorientiertheit im gegenseitigen politischen 
Dialog einig. 

Deutsch-Portugiesische Parlameutariergruppe 

Die Delegation der Deutsch-Portugiesischen Parlamen- 
tariergruppe konnte auf ihrer Reise nach Portugal im Sep- 
tember 2006 einen umfassenden Meinungsaustausch mit 
portugiesischen Parlamentariern und Vertretern aus Re- 
gierung und Wirtschaft führen. Im Vordergrund der Ge- 
spräche sfanden die Probleme beider Sfaafen bei den nof- 
wendigen Reformen zur Umstrukturierung der Sozial- 
und Rentensysteme. Ein weiteres Thema war die Zusam- 
menarbeit bei der Vorbereitung der EU-Ratspräsident- 
schaften Deutschlands, Portugals und Sloweniens in den 
Jahren 2007 und 2008. Des Weiteren wurden die bisheri- 
gen Ergebnisse und die zukünftigen Entwicklungen in der 
deutsch-portugiesischen Zusammenarbeit auf wissen- 
schaftlichem und kulturellem Sektor diskutiert. Beide 
Parlamentariergruppen kamen zu dem Schluss, dass der 
Besuch das sehr gute Verhältnis zwischen beiden Ländern 
vertiefen konnte. 

Deutsch-Rumänische Parlamentariergruppe 

Der Beitrittsprozess Rumäniens in die EU war das zen- 
trale Thema der Gespräche im Rahmen des Besuches ei- 
ner rumänischen Delegation im September 2006 in Ber- 
lin. Vornehmlich ging es dabei um den Ausbau der 
politischen Stabilität, die ökonomische und soziale Situa- 
tion des Landes, insbesondere die Bekämpfung der Ar- 
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mut und der hohen Arbeitslosigkeit, notwendige In- 
frastrukturmaßnahmen sowie Entwieklungsdefizite im 
ländliehen Raum Rumäniens. Daneben wurde aueh über 
die in Rumänien durehgeführte Gesundheitsreform ge- 
sproehen, die zwar zu einem Ausbau der Krankenversor- 
gung im Allgemeinen, jedoeh nieht zu einer fläehende- 
ekenden Versorgung von mit dem Hl- Virus infizierten 
oder an AIDS erkrankten Mensehen geführt habe. Von 
deutseher Seite wurde zudem der Wunseh naeh der Bil- 
dung eines Rumäniseh-Deutsehen Forums in Anlehnung 
an das Deutseh-Rumänisehe Forum geäußert, um die Zu- 
sammenarbeit beider Länder weiter vertiefen zu können. 

Deutsch-Russische Parlameutariergruppe 

Im Mittelpunkt der Gespräehe zur russisehen Innenpolitik 
standen während eines Delegationsbesuehes der Deutseh- 
Russisehen Parlamentariergruppe in Moskau im April 
2007 die Übergriffe von russisehen Sieherheitskräflen auf 
Demonstranten des Oppositionsbündnisses „Anderes 
Russland“. Die Delegationsmitglieder malmten eine ra- 
sehe Aufklärung der Vorfälle an und wiesen auf die nega- 
tiven Folgen für das Ansehen Russlands im Ausland hin. 
Daneben wurden in den Gespräehen die Zusammenarbeif 
auf dem Ener-giesektor und die Weigerung Russlands 
thematisierf, die Energieeharfa zu unferzeiehnen. Im Be- 
reieh der Außen- und Wirfsehaffspolitik waren die Ein- 
bindung Russlands in infemationale Organisafionen wie 
die OSZE, die NATO oder den Europarat Themen der 
Gespräehe. Diskussionsbedarf bestand aueh bezüglieh 
der Situation der Religionsgemeinsehaften, die sieh dureh 
die Verabsehiedung eines entspreehenden Gesetzes einer 
erhöhten staatliehen Kontrolle und der Behinderung ihrer 
Arbeit dureh die Zunahme bürokratiseher Hürden ausge- 
setzt sehen. Die Gespräehe mit den regionalen politisehen 
Vertretern konzentrierten sieh hingegen auf die wirt- 
sehaflliehe Zusammenarbeit im regionalen Bereieh, die 
Kooperation im Bau- und Wohnungswesen und den Ju- 
gendaustauseh auf regionaler und kommunaler Ebene. 
Die bilateralen parlamentarisehen Beziehungen zwisehen 
Russland und Deutsehland wurden von beiden Seiten 
wiederholt als positiv bewertet und kamen aueh darin 
zum Ausdruck, dass die Delegation zu allen Terminen 
von Mitgliedern der Russisch-Deutschen Parlamentarier- 
gruppe begleitet wurde. 

Dcutsch-Schwcizcrischc Parlamcntaricrgruppc 

Anknüpfend an die in der 15. Wahlperiode durchgeführte 
Reise der seinerzeit neu gegründeten Deutsch-Schweize- 
rischen Parlamentariergruppe kamen im November 2006 
Parlamentarier aus National- und Ständerat als Vertreter 
der Eidgenössischen Delegation für die Beziehungen zum 
Deufschen Bundesfag zu Gesprächen nach Berlin. Bei 
verschiedenen Begegnungen wurde mit Parlaments- und 
Regierungsvertretem über Verkehrs-, Kultur- und Wirt- 
schaftspolitik sowie europapolitische Angelegenheiten 
diskutiert. Das sehr gute Verhältnis beider Seiten zueinan- 
der spiegelte sich insbesondere bei den offen angespro- 
chenen ungelösten Fragen im Zusammenhang mit der 
Anfiugsregelung für den Flughafen Zürich-Klofen wider. 


Darüber hinaus fand ein Meinungsausfausch über die eu- 
ropäische Erweiterungspolitik und die Möglichkeit einer 
vermehrten Einbindung der Schweiz in europäische Be- 
lange statt. Die schweizerische Seite interessierte sich zu- 
dem für die Organisation der Zuständigkeiten in der Kul- 
turpolitik im föderalen Sysfem der Bundesrepublik 
Deufschland. 

Dcutsch-Slowcnischc Parlamcntaricrgruppc 

Im Zuge gemeinsamer Vorbereitungen auf die EU-Rats- 
präsidentschaft Sloweniens konnte eine Delegation der 
Deutsch-Slowenischen Parlamentariergruppe auf ihrer 
Reise in ihren Partnerstaat im Oktober 2007 einen unfas- 
senden Meinungsaustausch mit slowenischen Parlamen- 
tariern und Vertretern aus Regierung und Wirtschaft füh- 
ren. Im Vordergrund der Gespräche sfanden die 
beabsichtigfen Schwerpunkte für die slowenische EU- 
Rafspräsidenfschaft im ersfen Halbjahr 2008 sowie der 
Ausfausch über einen möglichen EU-Beitritt Kroatiens 
und die Zukunft des Kosovo. Ferner wurden verkehrspo- 
litische Fragen wie die Situation des LKW-Güterverkehrs 
und die des Hafens Köper erörtert. Weitere Themen wa- 
ren die Entwicklungen im Energiesektor und beim Klima- 
schutz. 

Dcutsch-Spanischc Parlamcntaricrgruppc 

Die Chancen auf die Verabschiedung eines neuen europä- 
ischen Verfassungsvertrages und das Wiederaufleben der 
Verhandlungen im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsi- 
dentschaft sowie die europäische Zuwanderungspolitik 
und die besondere Rolle Spaniens in diesem Kontext 
prägten die Diskussion in zwei Kolloquien, zu denen sich 
spanische und deutsche Abgeordnete Ende Januar 2007 in 
Berlin trafen. Spaniens Bevölkerung hatte sich in einem 
Referendum im Jahr 2005 für den Verfassungsverfrag 
ausgesprochen, demenfsprechend warb die spanische 
Seife für eine zügige Fortsetzung der Verhandlungen. Die 
spanische Delegation forderte bei der Bewertung des Um- 
gangs Spaniens mit Zuwanderem vor allem aus den afri- 
kanischen Ländern eine ehrliche und ausführliche Be- 
richfersfaftung ein. Weiferhin erörterten die Abgeordneten 
die Föderalismusreform in Deutschland. Der Besuch ei- 
nes spanischen Stahlwerks in Thüringen vertiefte die Ge- 
spräche, die die Delegation in Erfurt zu Themen der Glo- 
balisierung und der internationalen Handelsbeziehungen 
führte. Insgesamt zeigte der Besuch, wie gut und intensiv 
die persönlichen Kontakte zwischen den beiden Parla- 
mentariergruppen sind. 

Dcutsch-Südamcrikanischc Parlamcntaricrgruppc 

(Argentinien, Bolivien, Chile, Ecuador, Guyana, 
Kolumbien, Paraguay, Peru, Suriname, Uruguay, 
Venezuela) 

Die Parlamentariergruppe bemüht sich um die Pflege und 
Vertiefung der traditionell guten Kontakte zwischen 
Deutschland und den Ländern Südamerikas. Die regio- 
nale Zusammenarbeit wie beispielsweise in der Andenge- 
meinschaft und im Mercosur soll unterstützt werden. Da- 
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her war die Zukunft des Mereosur und seiner 
institutioneilen Verankerung einer der Schwerpunkte der 
Gespräche bei der Delegationsreise der Parlamentarier- 
gruppe im August/September 2007 nach Bolivien, Para- 
guay und Uruguay. Insbesondere bei den Gesprächen in 
Montevideo mit dem Ratspräsidenten des Mereosur und 
uruguayischen Abgeordneten und Senatoren, die dem neu 
gegründeten Mercosur-Parlament angehören, wurde die 
starke Asymmetrie innerhalb des Bündnisses als Hemm- 
nis für die weitere Entwicklung deutlich. Umso wichtiger 
erscheint vor diesem Hintergrund die Zusammenarbeit 
mit bislang assoziierten Mitgliedstaaten wie Bolivien und 
auch dem Beitrittskandidaten Venezuela. Ein weiteres 
wichtiges Thema der politischen Gespräche mit Abgeord- 
neten und Regierungsvertretem war in allen drei Staaten 
die politische Zukunft Lateinamerikas. Bolivien hat nach 
den Wahlen von 2006 und dem erfolgten Machtwechsel 
mit großen innenpolitischen Auseinandersetzungen zu 
kämpfen, wie Staatspräsident Evo Morales in einer aus- 
führlichen Unterredung mit der deutschen Delegation ein- 
räumte. ln Paraguay steht mit den Wahlen im kommen- 
den Jahr möglicherweise eine Ablösung der seit 60 Jahren 
ununterbrochen regierenden Partei bevor, wobei sich 
schon jetzt bei der Benennung von Präsidentschaftskandi- 
daten in beiden Lagern, Regierung und Opposition, juris- 
tische Bedenken gegen den möglichen Kandidaten der je- 
weils anderen Seite abzeichnen. 

ln zwei Staaten, Bolivien und Paraguay, war es vor dem 
Besuch der deutschen Delegation zur Gründung jeweili- 
ger Partnergruppen im Parlament gekommen, was die gu- 
ten interparlamentarischen Beziehungen nachhaltig unter- 
stützen dürfte und auch die Bedeutung unterstreicht, die 
dem Besuch von der Seite des Gastlandes zugemessen 
wurde. 

Deutsch-Südasiatische Parlamentariergruppe 

(Afghanistan, Bangladesch, Nepal, Pakistan, Sri Lanka) 

Einen umfassenden Einblick in die nach der Entmachtung 
des absolutistisch herrschenden Königs Gyanendra sehr 
komplizierte politische Lage in Nepal erhielten Mitglie- 
der der Deutsch-Südasiatischen Parlamentariergruppe bei 
ihrer Delegationsreise im Februar 2007. Dementspre- 
chend konnten sich die Delegationsmitglieder bei politi- 
schen Gesprächen nicht nur einen Eindruck vom Voran- 
schreiten des Friedensprozesses, sondern auch von den 
Fortschritten auf dem Weg zu einer verfassungsgebenden 
Versammlung verschaffen. Bei dem Besuch zeigte sich 
weiterhin, dass sich die Infrastruktur des Landes in einem 
desolaten Zustand befindet. Das betrifft nicht nur den Be- 
reich des Gesundheitssystems, sondern auch die man- 
gelnde Energieversorgung der Bevölkerung. Im wirt- 
schaftlichen Bereich ist Nepal wie im Bereich der 
Infrastruktur auf nachhaltige Hilfe und Investitionen aus 
dem Ausland und auf Entwicklungshilfeprojekte ange- 
wiesen, damit sich in den nächsten Jahren Wachstums- 
chancen entwickeln können. Die nepalesische Seite si- 
gnalisierte, dass die deutsche Unterstützung für den De- 
mokrafisierungs- und Enfwicklungsprozess Nepals sfabi- 


lisierend wirken könne und dass sie auf den Ausbau der 
gewährten Hilfe hoffe. 

Deutsch-Südkaukasische Parlameutariergruppe 

(Armenien, Aserbaidschan, Georgien) 

Die Themen dieser Parlamentariergruppe reichen vom 
Stand des Transformationsprozesses in den drei Ländern 
über den Energiereichtum der Region, die dortige dauer- 
hafte Präsenz der USA bis zum Verhältnis zu den Nach- 
barstaaten Russland, Türkei, Iran sowie zur Europäischen 
Union. Während einer Delegationsreise nach Armenien 
und Aserbaidschan im Oktober 2007 wurde der gute 
Stand der langjährigen Beziehungen in einem intensiven 
Informations- und Meinungsaustausch deutlich. Schwer- 
punkte der Gespräche mit Parlamentariern und Regie- 
rungsvertretem waren mögliche Visaerleichterangen, das 
Freihandelsabkommen, die Reformen im Justizwesen so- 
wie die Angleichung an internationale Standards. Ebenso 
thematisiert wurde der Konflikt um Berg-Karabach und 
die Bemühungen Deutschlands, im Rahmen der OSZE- 
Minsk-Gmppe zu einer friedlichen Lösung des Konflikts 
beizutragen. Die Gespräche zeigten, dass Deutschland als 
bedeutende europäische Nation wahrgenommen wird und 
die gegenseitigen Beziehungen im politischen und wirt- 
schaftlichen Bereich zunehmend an Dynamik gewinnen. 
Die Mitglieder der Delegation machten deutlich, dass die 
Intensivierung der Kontakte zu den Freundschaftsgrup- 
pen des Südkaukasus einen wichtigen Beitrag zur Förde- 
rung des Demokratisierungsprozesses leistet. 

Dcutsch-Südostcuropäischc Parlamcntaricrgruppc 

(Albanien, Mazedonien, Montenegro, Serbien) 

Der Schwerpunkt der Arbeit dieser Parlamentariergmppe 
liegt in der Unterstützung des Demokratisierungsprozes- 
ses in der Region sowie ihrer europäischen Einbindung. 
Während einer Delegationsreise nach Serbien, Montene- 
gro und in den Kosovo im November 2006 konnte sich 
die Deutsch-Südosteuropäische Parlamentariergruppe ein 
differenziertes Bild von der dortigen politischen Lage 
machen. Bei anhaltend komplizierter innen- und außen- 
politischer Situation in Serbien erhielten die Bundestags- 
abgeordneten einen Eindruck von den Fortschritten im 
Demokratisierungsprozess sowie bei der Aufarbeitung 
der Auflösung Jugoslawiens, aber auch von Serbiens Ein- 
stellung zur Auslieferung Verdächtiger an das Haager 
Kriegsverbrechertribunal und der kompromisslosen 
Haltung zum künftigen Status des Kosovos. Nach Dar- 
stellung von Parlaments- und Regierungsvertretem in 
Montenegro arbeitete man nach der Erlangung der Unab- 
hängigkeit von Serbien intensiv am Aufbau eigener staat- 
licher Strakturen sowie an der Annäherang an EU und 
NATO. Ähnlich wie bei den Gesprächen in Serbien befür- 
worteten auch die politischen Vertreter in Montenegro 
eine schnelle Lösung hinsichtlich des Status des Kosovos. 
Dort konzentrierte sich der Delegationsbesuch auf die 
Entwicklung der Region. Trotz beachtlicher Fortschritte 
bei der Erfüllung der von der Konfakfgrappe vorgegebe- 
nen Sfandards in den Bereichen Finanzen, Milifär und 
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Aufbau von staatlichen Strukturen werde der Kosovo 
aber noch lange von der internationalen Gemeinschaft ab- 
hängig bleiben, lautete ein Fazit der Reise. Der ungeklärte 
Status der Region zeigte sich zunehmend als Problem für 
dringend benötigte Investitionen und der Entwicklung der 
Infrastruktur. 

Auch während einer Delegationsreise nach Albanien und 
Mazedonien im Mai 2007 wurde der Hoffnung auf eine 
positive Lösung der Kosovo-Frage deutlich Ausdruck ge- 
geben. ln beiden Staaten waren Fortschritte im Prozess 
der EU-lntegration und des NATO-Beitritts zu verzeich- 
nen. Bekräftigt wurde der Wunsch nach Aufrechterhal- 
tung und Förderung stabiler multi-ethnischer Beziehun- 
gen. Vertreter beider Staaten formulierten ihr starkes 
Interesse an der Ansiedlung ausländischer, insbesondere 
deutscher Unternehmen. Von mehreren Gesprächspart- 
nern wurde eindringlich der Wunsch nach einer Liberali- 
sierung der Visa-Politik der Europäischen Union vorge- 
bracht. 

Ein Delegationsbesuch mazedonischer Abgeordneter im 
November 2007 stand ganz im Zeichen der Themen 
Wahlrecht der Bundesrepublik Deutschland, Geschäfts- 
ordnung des Bundestages und Aufgaben und Arbeitsmög- 
lichkeiten von Bundestagsabgeordneten. Die mazedoni- 
schen Gäste waren daran interessiert, von den deutschen 
Erfahrungen für ihre eigene Tätigkeit als Parlamentarier 
zu lernen. Die zum Teil krisenhafte Lage auf dem Balkan 
und die Zukunft des Kosovo waren weitere Gesprächsthe- 
men. Die Delegationsmitglieder brachten fraktionsüber- 
greifend und unabhängig von großen Differenzen in in- 
nenpolitischen Fragen den starken Wunsch nach einer 
baldigen Mitgliedschaft Mazedoniens in der Europäi- 
schen Union und einer Aufnahme in die NATO zum Aus- 
druck. 

Parlamentarischer Freundeskreis Berlin-Taipei 

Der Delegationsbesuch taiwanischer Abgeordneter im 
Oktober 2007 ermöglichte eine Vielzahl parlamentari- 
scher Kontakte. Gespräche über die deutsche Wiederver- 
einigung und die in diesem Zusammenhang noch zu be- 
wältigenden Aufgaben standen im Mittelpunkt des 
Interesses und wurden von den taiwanischen Gästen im- 
mer wieder mit der Situation zwischen Taiwan und China 
kontrastiert. Bei einem Aufenthalt in Sachsen konnten 
sich die Gäste über die Entwicklungen eines östlichen 
Bundeslandes insbesondere im Bereich der Infrastruktur- 
politik informieren. 

Deutsch-Türkische Parlamentariergruppe 

Deutschland und die Türkei haben aufgrund der hohen 
Anzahl türkeistämmiger Menschen in der Bundesrepublik 
eine besondere Beziehung, was auch in der Arbeit der 
Parlamentariergruppe deutlich zum Ausdruck kommt. So 
sind neben dem Beitrittswunsch der Türkei zur Europäi- 
schen Union und dem damit verbundenen Reformprozess 
auch Integration und Zuwanderung immer wieder The- 
men, die von den Bundestagsabgeordneten kritisch be- 
gleitet und diskutiert werden. Sicherheits- und außenpoli- 


tische Fragestellungen, der Umgang mit der 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) sowie der Irakkrieg ste- 
hen nicht zuletzt wegen der geostrategisch wichtigen 
Lage der Türkei häufig auf der Tagesordnung der Parla- 
mentariergruppe. Im Rahmen einer Delegationsreise nach 
Istanbul und Ankara im April 2007 konnten die oben ge- 
nannten Themen vertieft werden. Bezeichnend war, dass 
es die große Bandbreite der Gesprächspartner erlaubte, 
umstrittene Themen wie etwa die Zehn-Prozent-Klausel 
bei Parlamentswahlen oder den Strafrechtstatbestand 
„Verunglimpfung des Türkentums“ differenziert zu be- 
handeln. Die Bundestagsabgeordneten zeigten ebenfalls 
Interesse am Engagement der türkischen Menschen- 
rechtsvereine sowie an der durch die Gesprächspartner 
unterschiedlich bewerteten Gefahr von nationalistischen 
Strömungen, ln diesem Zusammenhang wurde auch die 
Redaktion der armenisch-türkischen Zeitung AGOS be- 
sucht, deren Herausgeber Hrant Dink im Januar 2007 er- 
mordet worden war. 

Deutsch-Ungarische Parlamentariergruppe 

Während der Vorbereitungen der ungarischen Gesund- 
heitsreform hat ein intensiver Erfahrungsaustausch 
zwischen deutschen und ungarischen Parlamentariern 
stattgefünden. ln Fortführung dieses Dialogs hat eine 
Delegation der Deutsch-Ungarischen Parlamentarier- 
gruppe im Rahmen einer Reise nach Ungarn im Novem- 
ber 2007 Gespräche über die weiteren Reformpläne im 
Gesundheitswesen geführt und sich über die innenpoliti- 
sche Lage Ungarns informiert. Von besonderem Inte- 
resse waren dabei die Entwicklungen seit dem Beitritt in 
die Europäische Union generell sowie die Fortschritte im 
Hinblick auf die Erfüllung der Konvergenzkriterien. 
Weitere Themen waren die Erweiterung der Europäi- 
schen Union sowie das gemeinsame Verhältnis zu Russ- 
land. Die Delegation hatte während ihres Aufenthaltes 
darüber hinaus auch Gelegenheit, sich über die Situation 
der deutschen Minderheit in Ungarn durch Gespräche 
mit der Landesselbstverwaltung zu informieren. Schließ- 
lich nahm die Delegation an der 17. Jahrestagung des 
Deutsch-Ungarischen Forums teil, auf der ein Aus- 
tausch zwischen Vertretern aus Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft über die Herausforderungen für ein sozia- 
les Europa, die östlichen Nachbarn unter dem Fokus der 
Energiepolitik sowie die Transformation der europäi- 
schen Gesellschaft stattfand. 

Parlamentariergruppe USA 

Im April 2007 fand das 24. Congress-Bundestag Seminar 
in Hamburg und Berlin statt. Das Congress-Bundestag 
Seminar, eine Aktivität der Parlamentariergruppe USA 
und der Congressional Study Group on Germany, wird 
jährlich wechselweise in den USA oder Deutschland or- 
ganisiert. Es garantiert nun bereits seit 24 Jahren einen 
kontinuierlichen Prozess des Meinungsaustausches zwi- 
schen Parlamentariern aus den USA und Deutschland. 
Das 24. Seminar stand im Zeichen des Klimawandels und 
von Fragen der internationalen Politik. Die Beziehungen 
beider Staaten zu China wurden auf einem Forum mit 
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deutschen und chinesischen Experten diskutiert. Anläss- 
lich eines Besuchs der Führungsakademie der Bundes- 
wehr wurden die Kooperation der NATO-Staaten und die 
Zukunft der europäischen Verteidigungspolitik ausführ- 
lich erörtert. 

Parlamentariergruppe West- und Zentralafrika 

(Aquatorialguinea, Benin, Burkina Faso, Cöte d’Ivoire, 
Gabun, Gambia, Ghana, Guinea, Guinea-Bissau, 
Kamerun, Kap Verde, Kongo/Brazzaville, Liberia, 

Mali, Niger, Nigeria, Senegal, Sierra Leone, Togo, 

Tschad, Zentralafrikanische Republik) 

Die Mitgliedstaaten dieser Parlamentariergruppe zeichnet 
ein sehr unterschiedlicher politischer, wirtschaftlicher 
und kultureller Entwicklungsstand aus. So wird für Kap 
Verde, das eine Delegation neben Senegal und Benin im 
April 2007 besuchte, im Jahr 2008 wegen seiner funktio- 
nierenden Demokratie und seines wirtschaftlichen Fort- 
schritts die finanzielle und technische Zusammenarbeit 
eingestellt. Das Land wirbt für eine Übergangsregelung, 
um weiterhin notwendige Projekte durchführen zu kön- 
nen, zum Beispiel im Bildungs- und Ausbildungssektor. 
Kap Verde strebt wegen seiner geostrategischen Lage, die 
von Flüchtlingen aus Afrika und Rauschgiftschmugglem 
aus Südamerika auf ihrem Weg nach Europa genutzt 
wird, eine Privilegierte Partnerschaft mit Europa an. Im 
Senegal standen Fragen demokratischer Wahlen, die Aus- 
wirkungen der Korruption und die Ergebnisse des Einsat- 
zes von Entwicklungshilfe im Vordergrund. Die Delega- 
tion äußerte sich sehr zurückhaltend zu dem Vorhaben der 
Opposition, bei der für Juni 2007 geplanten Parlaments- 
wahl nicht anzutreten, weil sie die Präsidentenwahl vom 
Februar 2007 zumindest für manipuliert ansieht. Sie 
konnte sich vor Ort über gelungene Entwicklungshilfe- 
projekte, aber auch über die Schwierigkeiten bei deren 
Umsetzung informieren. Die Zukunft von Benin wurde 
nach der Wahl des neuen Präsidenten, der den Kampf ge- 
gen die weit verbreitete Korruption bereits aufgenommen 
hat, als zurückhaltend optimistisch eingestuft. Von der 
Parlamentariergruppe im Berichtszeitraum stets aufge- 
griffenes Thema war die Energieknappheit in allen Mit- 
gliedstaaten, zu deren Verringerung die Nutzung emeuer- 
barer Energien beitragen soll. Dabei ist insbesondere 
deutsches Know-how und Engagement gefragt. 

Deutsch-Zentralasiatische Parlamentarier gruppe 

(Kasachstan, Kirgistan, Mongolei, Tadschikistan, 
Turkmenistan, Usbekistan) 

Die wachsende Bedeutung der Mongolei für Deutschland 
und die wichtige geografische Lage zwischen den Part- 
nern China und Russland kam bei dem Besuch einer De- 
legation der mongolisch-deutschen Freundschaftsgruppe 
im September 2006 zum Ausdruck. Schwerpunkte der 
Gespräche waren sowohl die Fortschritte, die etwa durch 
die Einführung des Rechts auf Schulbildung erzielt wur- 
den, aber auch die immer noch bestehenden Problemfel- 
der wie (Kinder-)Armut, Menschenhandel und Verstöße 
gegen die Menschenrechte. Gesprächsthemen waren zu- 


dem die seinerzeit aktuelle Parlamentskonstellation im 
Großen Staatschural der Mongolei, die Ergebnisse der 
Landtagswahlen in Berlin und Mecklenburg- Vorpom- 
mern und der Einsatz der Bundeswehr im Libanon. Die 
Delegation interessierte sich darüber hinaus für die Funk- 
tionsweise des Deutschen Bundestages und das deutsche 
Rechtssystem, welches teilweise als Vorbild für die Mon- 
golei gelten könne. Beide Seiten sprachen sich für eine 
versfärkte parlamentarische und wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit aus. 

Neben dem Ziel, sich mit den politischen, rechtlichen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Verhältnissen 
in beiden Staaten Zentralasiens vertraut zu machen, war 
die Sondierung wesentlicher Elemente und Inhalte für die 
auszuarbeifende Zenfralasiensfrafegie (ZAS) der EU zen- 
frales Thema der Delegationsreise nach Tadschikistan 
und Kirgistan im März 2007. ln beiden Staaten zeigte sich 
ein ausgeprägtes Interesse für die Funktionsweise des 
Deutschen Bundestages. Um einen größtmöglichen Er- 
fahrungsaustausch erreichen zu können, wurde in beiden 
Gastländern eine Gesprächsrunde mit Parlamentsvertre- 
tem durchgeführt. Immer wurden die guten bilateralen 
Beziehungen mit dem Ziel der Intensivierung der Kon- 
takte angesprochen. Zudem förderte nach Ansicht der Ge- 
sprächspartner der Besuch der Delegation während der 
Zeit der deutschen EU-Präsidentschaft genau die Art des 
politischen Dialogs, die im Rahmen der EU-ZAS intensi- 
viert werden soll. 

Deutsch-Zyprische Parlamentariergruppe 

Zentrale Themen des Besuchs einer zyprischen Delega- 
tion im Juni 2007 in Deutschland waren die Problematik 
des geteilten Landes und das daraus resultierende ange- 
spannte Verhältnis zur Türkei. Dementsprechend nutzte 
man für die Idee einer möglichen sfaaf liehen Neuordnung 
im Falle einer Wiedervereinigung der Republik Zypern 
die Gelegenheif, um über Föderalismus und die bei einer 
Wiedervereinigung nofwendig werdenden Maßnahmen 
zu sprechen. Dabei wurde deutlich, dass in Zypern eine 
föderative Struktur angestrebt wird, für die der Föderalis- 
mus in der Bundesrepublik Deufschland als Vorbild gel- 
len soll. Weifere Gespräche konzentrierfen sich auf die 
Verfahren des Deutschen Bundestages bei der Wahlprü- 
fung und der Aufhebung der Immunität von Abgeordne- 
ten sowie Fragen aus dem Bereich Tourismus, der für Zy- 
pern von zentraler Bedeutung ist. 

6 Einzeldienstreisen der Abgeordneten 

Wie die Delegationsreisen der Ausschüsse sind auch die 
Einzeldienstreisen der Abgeordneten vorrangig auf die 
Informationsgewinnung sowie den Erfahrungs- und Mei- 
nungsaustausch gerichtet. Diese Reisen dienen außerdem 
der Stärkung der Wahrnehmung der Kontrollftmktion ge- 
genüber der Regierung durch die Abgeordneten. Denn 
eine unmittelbare und möglichst wenig gefilterte Infor- 
mationsgewinnung zur politischen, wirtschaftlichen und 
sozialpolitischen Lage in den jeweiligen Staaten und Re- 
gionen ist häufig nur auf diese Weise erreichbar. 
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Die im Berichtszeitraum von den Mitgliedern des Deut- 
schen Bundestages durchgefiihrten Einzeldienstreisen 
sind angesichts der Themen, mit denen sich die Abgeord- 
neten im Rahmen ihrer Mandatsausübung befassen, viel- 
fältig und weit gefasst. Zunehmend bilden die Einladun- 
gen zu Kolloquien und Konferenzen zu einer Vielzahl 
von Themen den Anlass für Einzeldienstreisen von Abge- 
ordneten. Zudem haben Abgeordnete immer wieder Gele- 
genheit, Reisen des Bundespräsidenten, der Bundeskanz- 
lerin oder anderer Mitglieder der Regierung zu begleiten. 

Aufgrund der Vielzahl und der großen Themenbreite wer- 
den die Einzeldienstreisen des Berichtszeitraums im Fol- 
genden nur exemplarisch und nach regionalen Aspekten 
grob gegliedert dargestellt. 

Europa 

Wie bereits in den vorherigen Berichtszeiträumen lagen 
der Schwerpunkt und der überwiegende Teil der Einzel- 
dienstreisen in der ersten Hälfte der 16. Legislaturperiode 
bei Reisen in die europäischen Partnerstaaten. So gaben 
die Erweiterung der Europäischen Union und die deut- 
sche EU-Ratspräsidentschaft Anlass zu Einzeldienstrei- 
sen. Daneben wurden vielfach Fragen der bilateralen und 
europäischen Zusammenarbeit sowie der aktuellen inter- 
nationalen Politik im Rahmen der Einzeldienstreisen er- 
örtert. 

Brüssel blieb eines der Hauptziele der Reisen der Abge- 
ordneten, wobei diese vor allem das Ziel verfolgten, mit 
den Vertretern der EU-lnstitutionen die gemeinsame Zu- 
sammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten weiter voranzu- 
bringen. ln Gesprächen mit Vertretern der EU-Kommis- 
sion und des Europäischen Parlaments wurden unter 
anderem die Schwerpunkte der deutschen EU-Ratspräsi- 
dentschaft, künftige Erweiterungen der EU, die Vielspra- 
chigkeit in der EU, die zukünftige Meerespolitik sowie 
die Situation auf dem westlichen Balkan erörtert. Viel- 
fach nahmen Abgeordnete des Bundestages an gemeinsa- 
men Sitzungen von Mitgliedern der nationalen Aus- 
schüsse mit dem korrespondierenden europäischen 
Ausschuss teil. Der Deutsche Bundestag war ebenfalls 
vertreten in der interparlamentarischen Diskussionsrunde 
„Parlamente auf dem Weg nach Lissabon“ im Januar 
2006. Anlass für Einzeldienstreisen nach Brüssel waren 
darüber hinaus Sitzungen des Weltdirektoriums und des 
Europäischen Präsidiums der Global Parliamentarians on 
Habitat und die Teilnahmen an der Vlll. Europäischen In- 
terparlamentarischen Weltraumkonferenz im Juni 2006, 
an einer Konferenz, die kulturelle, wirtschaftliche und 
politische Aspekte der Zusammenarbeit der Anrainerstaa- 
ten entlang der Donau behandelte, sowie an einer um- 
weltpolitischen Konferenz des Parlamentariemetzwerkes 
GLOBE Europe zum Thema „Strategien für ein Post- 
Kyoto-Abkommen gegen den Klimawandel“. 

Umfangreich und vielfältig waren auch die Themen, zu 
denen Einzeldienstreisen nach Frankreich erfolgten. So 
ging es um Konsultationen und einen Erfahmngsaus- 
tausch im Zusammenhang mit der deutschen EU-Ratsprä- 
sidentschaft im Rahmen eines Besuchs in Paris im Früh- 
jahr 2007. Abgeordnete nahmen an der zweiten 


Parlamentarischen Konferenz für Sfraßensicherheif der 
Französischen Nationalversammlung sowie an einer 
deutsch-französischen Energiekonferenz teil. Arbeitsge- 
spräche zum Thema Sekten und Psychogmppen waren 
Gegenstand einer Einzeldienstreise in die französische 
Hauptstadt. Die deutsch-französischen Kulturbeziehun- 
gen, die Vereinbarkeit von Familien- und Bemfsleben, die 
Abfallentsorgung sowie die internationale Migration 
standen im Mittelpunkt anderer Einzeldienstreisen. 

Zu politischen Gesprächen mit Vertretern des Parlaments 
und der Regierang reiste im Berichtszeitraum erstmals 
seit langer Zeit ein Ausschussvorsitzender nach London. 
Hauptgesprächsthemen waren das weitere Schicksal des 
EU-Verfassungsvertrages, die Beziehungen zu Russland, 
den Balkanstaaten, Afghanistan, Irak und Iran sowie das 
amerikanische Vorhaben eines Raketenabwehrsystems. 
Bilaterale Gespräche mit Vertretern des Parlaments, der 
Regierung, der Verwaltung und der Wissenschaft lieferten 
aktuelle Einblicke in die britische Außen- und Sicher- 
heitspolitik im Rahmen einer weiteren Einzeldienstreise. 
Die Fragestellung, wie die europäischen Staaten ihren 
Verpflichtungen gegenüber der Dritten Welt gerecht wer- 
den können, stand im Mittelpunkt der Konferenz der Vor- 
sitzenden der Entwicklungsausschüsse der Parlamente 
der EU-Mitgliedstaaten, des Europäischen Parlamentes 
und der Beitrittsstaaten in London im November 2005, 
bei der auch der Deutsche Bundestag vertreten war. 

Die Teilnahme an einer Konferenz in Warschau, auf der 
es um europapolitische Fragestellungen ging, bildete den 
Hintergrund für eine Einzeldiensfreise nach Polen im Ok- 
tober 2006. Ebenfalls nach Warschau führte eine Reise im 
Juni 2007, zwei Tage nach dem Europäischen Rat von 
Brüssel, ln Gesprächen mit der polnischen Außenministe- 
rin, Vertretern des Parlaments und mit Journalisten wur- 
den die Ergebnisse des Europäischen Rates erörtert und 
bewertet. Auf Einladung der Stadt führte eine Einzel- 
dienstreise im Mai 2006 zu Gesprächen nach Danzig. 

Bei Reisen nach Rumänien und Bulgarien standen zu Be- 
ginn des Berichtszeitraums der bevorstehende Beitritt zur 
Europäischen Union sowie die von der Europäischen 
Kommission festgestellten Defizite in den Bereichen Jus- 
tiz, Inneres und Umwelt im Zentrum der Gespräche. 
Während sich Rumänien vor dem EU-Beitritt bemühte, 
durch zügige Reformen das Niveau der EU zu erreichen, 
ist bei einem späteren Besuch der Eindruck entstanden, 
dass das Land das bisherige Reformtempo nach dem 
1 . Januar 2007 deutlich zurückgeführt hat. 

Die politische und gesellschaftliche Entwicklung in Russ- 
land gehört zu den interessantesten Beratungsthemen der 
zuständigen Gremien des Bundestages. So reisten auch 
im zurückliegenden Berichtszeitraum Abgeordnete nach 
Russland, um sich über die politische Entwicklung vor 
den Duma-Wahlen 2007, die Lage der Zivilgesellschafl 
nach dem Inkrafttreten des NGO-Gesetzes, die Lage in 
Tschetschenien sowie die Beziehungen Russlands zu eu- 
ropäischen Institutionen zu informieren. Aber auch die 
deutsch-rassischen Wirtschaftsbeziehungen sowie der in 
Russland noch unterentwickelte Umweltbereich waren 
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Gegenstand von politischen Gesprächen und Anlass für 
die Teilnahme an Konferenzen. 

Politische Gespräche mit belarussischen Oppositionellen 
sowie die Teilnahme an dem von der Stiftung Wissen- 
schaft und Politik veranstalteten „Minsk-Forum“ führte 
Abgeordnete im November 2007 nach Minsk. 

Im Oktober 2006 begleiteten Mitglieder des Bundestages 
die Bundeskanzlerin auf ihrer Reise in die Türkei. Der 
Reformprozess in der Türkei sowie das Verhältnis zwi- 
schen der Europäischen Union und der Türkei standen im 
Mittelpunkt der mit hochrangigen Vertretern der Regie- 
rung und des Parlamentes geführten Gespräche. Auch im 
Jahr 2007 reisten Abgeordnete in die Türkei, um sich 
während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft einen 
Eindruck von den Fortschritten der Beitritts Verhandlun- 
gen zur Europäischen Union zu verschaffen. 

Themen der Europapolitik wurden auf der Konferenz der 
Vorsitzenden der Landwirtschaftsausschüsse der Europäi- 
schen Union in Helsinki behandelt. Darüber hinaus führ- 
ten Fragen der Familienpolitik, der sozialen Sicherung 
und der Lebensqualität in ländlichen Gebieten Abgeord- 
nete nach Finnland. 

Das Nachbarland Österreich wurde überwiegend von 
Ausschussvorsitzenden besucht, die sich in Wien bei in- 
ternationalen Konferenzen mit ihren europäischen Amts- 
kollegen trafen. Die Vorsitzende des Petitionsausschusses 
nahm an der Tagung der europäischen Ombudsleute so- 
wie an der Generalversammlung des Internationalen 
Ombudsmann-Instituts teil. Weitere Einzeldienstreisen 
nach Österreich fanden zu europa-, Verkehrs- und wirt- 
schaftspolitischen Themen statt. 

Gespräche über die damals bevorstehenden Parlaments- 
wahlen, die positive und friedliche Atmosphäre im Vor- 
feld der Wahlen und die möglichen Entwicklungen da- 
nach standen im Mittelpunkt einer Reise nach Bosnien- 
Herzegowina im September 2006. 

Reisen nach Pristina und Belgrad im Oktober 2006 sowie 
im Dezember 2007 dienten der Informationsgewinnung 
durch politische Gespräche über die aktuelle Situation im 
Kosovo. 

Die Teilnahme an internationalen Konferenzen führte Ab- 
geordnete nach Norwegen. Auf einer 2006 in Oslo abge- 
haltenen Parlamentarierkonferenz des Netzwerkes von 
16 europäischen Institutionen für Technikfolgenabschät- 
zung, auf der unter anderem Fragen des Klimaschutzes in 
Europa, der emeuerbaren Energien und der Atomenergie 
erörtert wurden, war der Bundestag ebenso vertreten wie 
auch auf der jährlichen Europakonferenz des norwegi- 
schen Außenministeriums, an der ein Bundestagsabge- 
ordneter als Vertreter des Landes teilnahm, das die EU- 
Ratspräsidentschaft inne hatte. 

Die Teilnahme an den Feierlichkeiten zum 50. Jahrestag 
der Unterzeichnung der Römischen Verträge im März 
2007 war Anlass für eine Einzeldienstreise nach Florenz. 
Sitzungen des Ausschusses für Weltemährungssicherheit 
und des Ausschusses für Landwirtschaft der Ernähmngs- 
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen 


in Rom, die Vertiefung der bilateralen Kontakte mit den 
Auswärtigen Ausschüssen der Parlamente der EU-Part- 
nerstaaten sowie Gespräche zur Förderang deutscher Kul- 
tureinrichtungen, Fragen der Bauinstandhaltung von Ge- 
bäuden deutscher Einrichtungen und die finanziellen 
Leistungen an die NATO sowie die 20. Weltenergiekonfe- 
renz „Energy Future in an Interdependent World“ standen 
im Mittelpunkt von weiteren Einzeldienstreisen nach Ita- 
lien. 

Nordamerika 

Im Verlauf der ersten Hälfte der 16. Wahlperiode fanden 
Einzeldienstreisen von Abgeordneten in die Vereinigten 
Staaten von Amerika aus den unterschiedlichsten Anläs- 
sen statt. Übereinstimmend verzeichneten Abgeordnete 
eine positive Entwicklung des deutsch-amerikanischen 
Verhältnisses bei ihren Aufenthalten in Washington. Zahl- 
reiche Gesprächstermine und Treffen mit Vertretern der 
Regierung, des Kongresses und angesehenen Analytikern 
des transatlantischen Verhältnisses dienten dem Ausbau 
der Netzwerke und der Vertiefung des Dialogs mit den 
amerikanischen Partnern. Es wurde mit den Bundestags- 
abgeordneten unter anderem das iranische Nuklearpro- 
gramm, die Lage in Afghanistan und im Irak sowie der 
Konflikt zwischen Israel und den Palästinensern disku- 
tiert. Innenpolitische Experten des Bundestages führten 
Gespräche über die Terrorismusbekämpfung und infor- 
mierten sich bei einem Besuch des weltweit größten 
Grenzüberganges in San Ysidro und bei einer Besichti- 
gung der Grenzanlagen zwischen den USA und Mexiko 
bei San Diego über die Probleme der illegalen Immigra- 
tion in die USA. 

Einzeldienstreisen in die USA fanden auch aus Anlass der 
Teilnahme von Bundestagsabgeordneten an internationa- 
len Konferenzen statt. So gab es eine deutsche Beteili- 
gung an der 5-Jahres-Überprüfungskonferenz zur Umset- 
zung der Beschlüsse der HlV/AlDS-Konferenz der 
Vereinten Nationen aus dem Jahr 2001. Der Bundestag 
war ebenfalls auf der Nachhaltigkeitskonferenz der Ver- 
einten Nationen in New York im Mai 2006 vertreten, auf 
der es um die Überprüfung der gesetzten Nachhaltigkeits- 
ziele ging. 

Mitglieder des Deutschen Bundestages reisten ebenfalls 
auf Einladung von wissenschaftlichen Foren, der 
Deutsch-Amerikanischen Handelskammer und anderer 
Organisationen in die USA und nach Kanada, um dort aus 
deutscher Perspektive über eine Vielzahl internationaler 
Themen zu referieren und zu diskutieren. 

Mittel- und Südamerika 

Vielfältige politische Themen wurden von den Abgeord- 
neten auch auf Dienstreisen nach Südamerika behandelt. 
Während es in Gesprächen in Argentinien um Fragen des 
„Bürgerschaftlichen Engagements“ ging, standen bei Rei- 
sen nach Brasilien Themen des Umweltschutzes im Vor- 
dergrund. So bildete die Teilnahme an der achten Ver- 
tragsstaatenkonferenz Biologische Vielfalt in Curitiba im 
März 2006 den Hintergrund für eine Einzeldiensfreise. 
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Für die Zusammenarbeit mit Entwieklungs- und Sehwel- 
lenländem stellt die Konvention über den Erhalt Biologi- 
seher Vielfalt ein wesentliehes Element naehhaltiger Poli- 
tik dar. Im Rahmen der bilateralen und multilateralen 
Entwieklungszusammenarbeit unterstützt die Bundesre- 
publik Deutsehland weltweit Projekte zum Sehutz der na- 
türliehen Ressoureen, insbesondere der biologisehen 
Vielfalt. 

Auf Kuba wurden im Rahmen einer Einzeldienstreise 
Gespräehe mit Vertretern der Regierung über die Ent- 
wieklung der Beziehungen zwisehen der Europäisehen 
Union sowie der Bundesrepublik Deutsehland und La- 
teinamerika geführt. Gespräehe mit Abgeordneten der 
Nationalversammlung, der Besueh eines Workshops von 
Niehtregierungsorganisationen zur Naehhaltigkeit von 
Entwieklungshilfeprojekten und Informationsgespräehe 
über das kubanisehe Sportsystem bildeten Anlässe für 
weitere Besuehe Kubas. 

Gegenstand einer Reise naeh Uruguay waren Themen der 
auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik. Zudem war der 
Bundestag bei den Feierliehkeiten des 150. Jubiläums der 
Deutsehen Sehule Montevideo vertreten, die die älteste 
deutsehe Begegnungssehule auf dem südamerikanisehen 
Kontinent ist und ein Pilotprojekt zum bi-kulturellen 
Sehulabsehluss ins Leben gerufen hat. 

Die Amtseinführung des neu gewählten Präsidenten Eeua- 
dors im Januar 2007 bildete den Anlass für eine weitere 
Einzeldienstreise. Am Rande der Amtseinführungszere- 
monie wurden unter anderem Gespräehe mit der ebenfalls 
anwesenden Präsidentin Chiles, dem niearaguanisehen 
Präsidenten, dem bolivianisehen Außenminister sowie 
dem eeuadorianisehen Energieminister über die innenpo- 
litisehe Lage in den jeweiligen Ländern, über das Verhält- 
nis zwisehen Andenpakt und Mereosur sowie über ener- 
giepolitisehe Fragen geführt. 

Afrika 

ln der ersten Hälfte der 16. Wahlperiode fanden aueh 
zahlreiehe Einzeldienstreisen in Staaten des afrikanisehen 
Kontinents statt. 

So reisten Abgeordnete in den Sudan, um sieh dureh poli- 
tisehe Gespräehe einen Eindruek von der dortigen innen- 
politisehen Lage zu versehaffen. Die aktuelle humanitäre 
Lage in der Darfur-Region war ebenso Gegenstand der 
vor Ort geführten Gespräehe wie Fragen naeh den Mitteln 
für eine gesellsehaftliehe Stabilisierung, ln Äthiopien 
wurden im Rahmen einer Einzeldienstreise mit Vertretern 
der Afrikanisehen Union Gespräehe über die aktuellen 
Entwieklungen des Kontinents und über die Mandate der 
Afrikanisehen Union diskutiert. 

ln der Demokratisehen Republik Kongo besuehten Abge- 
ordnete die zur Sieherstellung des Friedens stationierten 
Einsatzkontingente der Bundeswehr. Darüber hinaus war 
der Deutsehe Bundestag aueh auf der Internationalen 
Konferenz der Großen-Seen-Region in Kinshasa vertre- 
ten. 


Fragen der wirtsehaftliehen Zusammenarbeit und Ent- 
wieklung standen im Mittelpunkt einer Reise naeh Ma- 
rokko. Im Rahmen von politisehen Gespräehen und Pro- 
jektbesuehen vor Ort maehte man sieh ein Bild davon, 
wie mit deutseher Entwieklungszusammenarbeit verstärkt 
zur Armutsbekämpfung beigetragen werden kann. An- 
dere Parlamentarier führten Informationsgespräehe mit 
der marokkanisehen Mensehenreehtskommission sowie 
mit staatliehen Institutionen und Niehtregierungsorgani- 
sationen über Mensehenreehtsfragen. 

Tourismusexperten des Bundestages nahmen in Tunesien 
am Fünften Internationalen Tourismus Forum für Parla- 
mentarier teil. 

Anlässe für Einzeldiensfreisen naeh Südafrika waren bei- 
spielsweise der zweife Weltkongress deutseher Auslands- 
sehulen, eine Konferenz zum Thema Korruptionsbe- 
kämpfung, das Jahrestreffen des Parlamentarisehen 
Netzwerkes der Weltbank sowie die deutseh-südafrikani- 
sehe Berufsbildungskonferenz „Qualifieation Afriea 
2007“. 

Mitglieder der im Bundestag vertretenen Fraktionen er- 
hielten die Gelegenheit, den Bundespräsidenten auf sei- 
ner Reise naeh Ghana zu begleiten und an der zweiten 
Konferenz der vom Bundespräsidenten ins Leben gerufe- 
nen „Partnersehaft mit Afrika“ teilzunehmen. 

Insgesamt dienten die vielen naeh Afrika durehgeführten 
Reisen dem Zweek, das Interesse des deutsehen Parla- 
mentes an Afrika zu dokumentieren und einen Beitrag zur 
Verbesserung der Lebensverhältnisse der afrikanisehen 
Bevölkerung zu leisten. 

Asien und Naher Osten 

Eine außergewöhnliehe Wertsehätzung des deutsehen 
Engagements erfuhren Abgeordnete auf ihren Informati- 
onsreisen dureh Afghanistan. Die meisten Abgeordneten 
kamen auf ihren Reisen zu dem Ergebnis, dass sieh die 
internationale Staatengemeinsehaft nieht aus Afghanistan 
zurüekziehen dürfe, zumal der Wiederaufbau angesiehts 
des Ausmaßes der Zerstörungen, der Traumatisierung der 
Bevölkerung und der fehlenden staatliehen Strukturen nur 
langsam vorankommt. Im Rahmen von Einzeldienstrei- 
sen wurde das deutsehe Einsatzkontingent ISAF (Interna- 
tional Seeurity Assistanee Foree) in Kabul, Kunduz, 
Feyzabad und Masar-el-Sharif besueht. 

Einzeldienstreisen wurden aueh in die Krisengebiete des 
Nahen Ostens durehgeführt. Abgeordnete informierten 
sieh über die Lage in der Kurdenregion im Irak. Sie 
stellten fest, dass sie trotz ökonomiseher Probleme und 
Defizite in den Bereiehen Justiz, Reehtsstaatliehkeit und 
Mensehenreehte nieht nur im Vergleieh zum restliehen 
Irak, sondern aueh mit anderen Spannungsgebieten als re- 
lativ stabil einzusehätzen ist. 

Im Iran diskutierten Mitglieder des Bundestages mit 
hoehrangigen Vertretern der Regierung, des Parlamentes 
und der Geistliehkeit über den andauernden Konflikt um 
das iranisehe Atomprogramm und über die deutseh-irani- 
sehen Beziehungen. 
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Bei Reisen naeh Israel und in die palästinensisehen Auto- 
nomiegebiete standen die Beziehungen zwisehen Israel 
und den Palästinensern und die Lage in den palästinensi- 
sehen Gebieten im Mittelpunkt der Gespräehe. Zudem 
wurden die Themenkomplexe Innere Sieherheit, Terroris- 
musabwehr, Integrationspolitik und die Bekämpfung des 
Antisemitismus erörtert. 

Die rasante wirtsehaftliehe Entwieklung Chinas wird von 
den Mitgliedern des Deutsehen Bundestages mit großem 
Interesse beobaehtet. Im Rahmen von Einzeldienstreisen 
im Mai 2006 erhielten die Abgeordneten Einbliek in die 
politisehe, soziale und wirtsehaftliehe Situation Chinas. 
Andere Abgeordnete diskutierten mit Vertretern der ehi- 
nesisehen Regierung und des Parlamentes in Peking die 
aus dem Wirtsehaftswaehstum resultierenden Umwelt- 
probleme Chinas. Bei Einzeldienstreisen naeh Shanghai 
gehörten Gespräehe über die Sehwebebahnteehnik und 
den Einsatz des Transrapid zum Programm. Während die 
meisten politisehen Gespräehe in den ehinesisehen Me- 
tropolen Peking und Shanghai stattfanden, besuehten ei- 
nige Abgeordnete aueh ehinesisehe Provinzen, um sieh 
über die Lebensverhältnisse außerhalb der Großstädte zu 
informieren. 

Das Interesse der deutsehen Parlamentarier konzentrierte 
sieh jedoeh nieht nur auf das sehnell waehsende China, 
sondern aueh auf Länder im asiatisehen Raum wie Indien, 
Indonesien und Japan. 

In Indien diskutierten Abgeordnete sowohl in Konferen- 
zen als aueh in politisehen Gespräehen mit Regierungs- 
Vertretern und Vertretern von Niehtregierungsorganisatio- 
nen vor allem über Probleme des Klimawandels, des 
Umweltsehutzes sowie über emeuerbare Energien. 

Auf ihren Reisen in die vom Tsunami betroffenen Gebiete 
Indonesiens informierten sieh Experten für wirtsehaftli- 
ehe Zusammenarbeit und Entwieklung über die Wirksam- 
keit und Zielgenauigkeit der Not- und Aufbauhilfe in den 
betroffenen Regionen sowie über den Stand der Aufbau- 
arbeiten im Zusammenhang mit einem Tsunami-Früh- 
wamsystem. 

Die Teilnahme am 40. Jahrestreffen der Asiatisehen Ent- 
wieklungsbank sowie Gespräehe mit Vertretern des japa- 
nisehen Parlaments und der japanisehen Regierung, in de- 
nen es insbesondere um einen noeh intensiveren 
Austauseh zwisehen der EU und Japan ging, waren An- 
lässe für Einzeldienstreisen naeh Japan. 

7 Internationale Austauschprogramme 

Der Deutsehe Bundestag arbeitet aueh auf Ebene seiner 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eng mit den Verwaltun- 
gen anderer Parlamente zusammen. Dabei dienen die je- 
weiligen Austausehprogramme und weehselseitigen Be- 
suehe untersehiedliehen Zweeken. 

Ein politiseher Austauseh wird zwisehen dem US-Kon- 
gress, dem Deutsehen Bundestag und dem Deutsehen 
Bundesrat im Rahmen des International Visitor Leader- 
ship Program des US-Department of State durehgeführt. 
An dem jährlieh in beide Riehtungen stattfindenden zehn- 


tägigen Programm nehmen jeweils zehn Personen teil: 
auf amerikaniseher Seite aeht Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeiter von Kongressabgeordneten oder Senatoren sowie 
zwei Angehörige des Congressional Researeh Serviee, 
auf deutseher Seite zwei Angehörige der Bundestagsver- 
waltung, ein Angehöriger der Verwaltung des Bundesra- 
tes und sieben Mitarbeiter der Fraktionen. Im Beriehts- 
zeitraum besuehten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
US-Kongresses den Deutsehen Bundestag in Berlin sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Deutsehen Bundes- 
tages und des Deutsehen Bundesrates den US-Kongress 
in Washington. 

Auf Verwaltungsebene werden mit den Parlamenten von 
Großbritannien, Frankreieh, Irland, Israel, Italien und 
Polen jährlieh im Weehsel jeweils einwöehige Mitarbei- 
teraustausehprogramme durehgeführt. Die Verwaltungs- 
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter, die an diesem Erfah- 
rungsaustauseh zwisehen den Parlamentsverwaltungen 
teilnehmen, lernen in Gespräehen mit ihren Faehkollegen 
Aufbau und Arbeitsweise der Verwaltung des Partnerpar- 
laments kennen, die dabei entstehenden persönliehen 
Kontakte festigen zudem naehhaltig die Arbeitsbeziehun- 
gen zwisehen den Parlamentsverwaltungen. 

Im Beriehtszeitraum informierten sieh Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Parlamente Frankreiehs, Italiens und 
Polens über Struktur und Arbeitsweise der Verwaltung 
des Deutsehen Bundestages. Im Gegenzug besuehten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Deutsehen Bundes- 
tages die Parlamente Frankreiehs, Großbritanniens, 
Irlands, Israels, Italiens und Polens. 

Der Deutsehe Bundestag führt zur Unterstützung auslän- 
diseher Parlamente Informationsprogramme dureh. Ziel- 
gruppe sind Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbei- 
ter afrikaniseher, asiatiseher, lateinamerikaniseher und 
europäiseher Parlamente. Zu einem höehstens einwöchi- 
gen Informationsprogramm werden je zwei Mitarbeiter 
von drei bis vier Parlamenten eingeladen, insbesondere 
aus Ländern, die sich in einer Phase des demokratischen 
Neuaufbaus oder der Umstrukturierung befinden. Die 
Programme informieren über Struktur und Arbeitsweise 
der Bundestagsverwaltung sowie über Stellung und Auf- 
gaben des Parlaments in einer modernen parlamentari- 
schen Demokratie. Inhaltliche Wünsche der eingeladenen 
Parlamente werden berücksichtigt, um den Gästen praxis- 
nahe Anregungen für die organisatorische Ausgestaltung 
ihrer parlamentarischen Arbeit geben zu können. Im 
Berichtszeitraum haben Parlamentsmitarbeiterinnen und 
-mitarbeiter aus Litauen, Benin, Kamerun, Kongo, Indo- 
nesien, Laos, Vietnam, Ghana, Namibia, Malawi, 
Ukraine, Georgien, Estland, Lettland, Litauen, Rumänien, 
Dänemark, Italien, Serbien, Thailand und der Mongolei 
an Informationsprogrammen des Deutschen Bundestages 
in Berlin teilgenommen. 

Die regionale Schwerpunktsetzung des Deutschen Bun- 
destages bei diesen Programmen folgt insbesondere dem 
Engagement Deutschlands im internationalen Bereich. 
Regionale Schwerpunkte im Berichtszeitraum waren Af- 
ghanistan, der Irak, der Kosovo sowie Albanien, Bulga- 
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rien, Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, Serbien und 
Rumänien. 

Eine weitere Form der Unterstützung ausländiseher Parla- 
mente ist die Entsendung von Verwaltungsmitarbeitem 
des Deutsehen Bundestages, die als Kurzzeitexperten 
Programme zur Parlamentsberatung durehführen. Im Be- 
riehtszeitraum wurden die Versammlung des Kosovo so- 
wie die Parlamente von Afghanistan, Albanien und Ru- 
mänien dureh Verwaltungsmitarbeiter des Deutsehen 
Bundestages beraten. 

Der Deutsehe Bundestag führt darüber hinaus Austauseh- 
programme für junge Mensehen dureh. ln den frühen 
90er Jahren naeh Ende des Kalten Krieges hat der Ältes- 
tenrat entsehieden, ein Programm für demokratiseh enga- 
gierte Naehwuehskräfte zur Stärkung des Demokratieauf- 
baus in Mittel-, Ost- und Südosteuropa aufzulegen. Das 
Projekt ergänzte bereits bestehende Programme mit den 
USA und Frankreieh. 

So gibt der Deutsehe Bundestag im Rahmen des Interna- 
tionalen Parlaments-Stipendiums (IPS) (vormals Interna- 
tionales Parlaments-Praktikum) in Zusammenarbeit mit 
der Freien Universität Berlin, der Humboldt-Universität 
zu Berlin und der Teehnisehen Universität Berlin 97 (ab 
2008: 115) ausländisehen Hoehsehulabsolventen aus 
21 (ab 2008: 25) Ländern die Gelegenheit, das parlamen- 
tarisehe Regierungssystem der Bundesrepublik Deutseh- 
land sowie Entseheidungsinhalte und -prozesse deutseher 
Politik kennenzulemen. Das IPS riehtet sieh an hoehqua- 
lifizierte, engagierte und politiseh interessierte junge 
Frauen und Männer, die den Willen haben, die demokrati- 
sehe Zukunft ihres Landes aktiv und verantwortlieh mit- 
zugestalten. Ziel des Programms, das unter der Sehirm- 
herrsehafl des Präsidenten des Deutsehen Bundestages 
steht, ist es, die Beziehungen Deutsehlands mit den teil- 
nehmenden Ländern zu fördern und zu festigen. 

Das IPS-Programm dauert vom 1 . März bis zum 3 1 . Juli 
eines jeden Jahres. Kemstüek des IPS ist eine 15-wöehige 
Tätigkeit bei einem Mitglied des Deutsehen Bundestages. 
Die Stipendiatinnen und Stipendiaten werden dabei aktiv 
in die Arbeit eines Abgeordnetenbüros eingebunden. Sie 
begleiten ihre Abgeordneten zu Sitzungen der Aus- 
sehüsse, Fraktionen und anderer Gremien und gewinnen 
dadureh Einblieke in die internen Funktionsweisen, Zu- 
sammenhänge und Verfahrensabläufe des Parlaments. 
Ergänzend hierzu besuehen die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer im Laufe des Stipendiums regelmäßig Infor- 
mationsprogramme und Seminare, die der Deutsehe Bun- 
destag und die politisehen Stiftungen veranstalten. Die 
Stipendiatinnen und Stipendiaten sind außerdem während 
des Sommersemesters an der Humboldt-Universität ein- 
gesehrieben und können aueh an Vorlesungen und Lehr- 
veranstaltungen an der Freien Universität und der Teehni- 
sehen Universität teilnehmen. 

Es nehmen jährlieh Stipendiatinnen und Stipendiaten aus 
folgenden Ländern am IPS teil: Albanien, Bosnien und 
Herzegowina, Bulgarien, Estland, Georgien, Kasaehstan, 
Kroatien, Lettland, Litauen, Mazedonien, Polen, Rumä- 
nien, Russland, Serbien, Slowakei, Slowenien, Tsehe- 


ehien, Ukraine, Ungarn, USA. Ab dem Jahrgang 2008 
wird das Programm um Armenien, Aserbaidsehan, 
Belarus und Moldau erweitert. Im Rahmen des Deutseh- 
Französisehen Parlaments-Stipendiums nehmen zudem 
französisehe Stipendiatinnen und Stipendiaten an allen 
Programmpunkten des IPS teil. 

Regelmäßige IPS-Partnerprogramme für deutsehe Hoeh- 
sehulabsolventinnen und Hoehsehulabsolventen bieten 
das französisehe und das polnisehe Parlament an. 

Das Parlamentarisehe Patensehaftsprogramm (PPP), ein 
deutseh-amerikanisehes Austausehprojekt, riehtet sieh an 
Sehülerinnen und Sehüler bzw. junge Berufstätige. Aus 
Anlass des 300. Jahrestages der ersten deutsehen Einwan- 
derer in Amerika wurde im Jahre 1983 das PPP gemein- 
sam vom Kongress der Vereinigten Staaten von Amerika 
und dem Deutsehen Bundestag ins Leben gerufen. Dieses 
Austausehprogramm soll der jungen Generation in beiden 
Ländern die Bedeutung freundsehaftlieher Zusammenar- 
beit, die auf gemeinsamen politisehen und kulturellen 
Wertvorstellungen beruht, auf ansehauliehe Weise ver- 
mitteln. Jährlieh wird 350 Sehülerinnen, Sehülem und 
jungen Berufstätigen ein einjähriger Aufenthalt naeh dem 
Prinzip der Gegenseitigkeit in den USA und in Deutseh- 
land ermöglieht, wo sie in Gastfamilien leben. Eine Be- 
sonderheit, die dieses Programm von anderen Austauseh- 
programmen unterseheidet, ist die für jeden Stipendiaten 
übernommene Patensehaft dureh ein Mitglied des Deut- 
sehen Bundestages. Der Deutsehe Bundestag erwartet, 
dass die Stipendiaten als junge „Botsehafter“ ihres Lan- 
des einen dauerhaften Beitrag zur besseren Verständigung 
zwisehen Deutsehen und Amerikanern leisten. 

8 Grundlage der Berichtspflicht 

Der Deutsehe Bundestag hat in seiner 118. Sitzung am 
6. November 1992 eine Empfehlung des Ältestenrates 
(Bundestagsdrueksaehe 12/2665) angenommen und fol- 
genden Besehluss gefasst: 

„Der Präsident des Deutsehen Bundestages erstellt in der 
Mitte und zum Ende einer Wahlperiode einen Berieht 
über Auslandsdienstreisen der Mitglieder des Deutsehen 
Bundestages. Dieser Berieht enthält Angaben über die 
Anzahl und die Zielländer der Reisen von Aussehussdele- 
gationen, offiziellen Delegationen, Parlamentariergrup- 
pendelegationen sowie Einzeldienstreisen und die damit 
verbundenen Kosten je Haushaltsjahr.“ 

Auf dieser Grundlage sind bisher sieben Beriehte über 
Auslandsdienstreisen von Mitgliedern des Deutsehen 
Bundestages vorgelegt worden (Bundestagsdrueksaehen 
12/4945, 12/8584, 13/6959, 13/11449, 14/4851, 14/9997 
und 15/5056). Der vorliegende Berieht umfasst den Zeit- 
raum vom 18. Oktober 2005 bis zum 31. Dezember 2007. 
Er legt Reehensehaft über die im Beriehtszeitraum dureh- 
geführten Auslandsreisen und internationalen Aktivitäten 
ab. Die Reisen sind naeh regionalen oder politisehen 
Sehwerpunkten geordnet und werden exemplariseh dar- 
gestellt. Die vollständigen Zahlen der Reisen und sämtli- 
ehe Ziele ergeben sieh aus den Anlagen 1 bis 4 der statis- 
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tischen Übersicht, die diesem Bericht am Ende beigefugt 
sind. 

9 Rechtsgrundlagen und Genehmigungs- 
ver-fahren für die Durchführung von 
Auslandsdienstreisen 

Die rechtlichen Grundlagen für die Durchführung von 
Auslandsdienstreisen sind: 

das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des 
Deutschen Bundestages (Abgeordnetengesetz - AbgG) 
vom 18. Februar 1976 (BGBl. 1 S. 297) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Februar 1996 (BGBl. 1 
S. 326), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 22. August 2005 (BGBl. 1. S. 2482) und 

die Ausführungsrichtlinien für Reisen von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages nach § 17 AbgG in der Fas- 
sung vom 18. Dezember 2005 nebst der in der Anlage be- 
findlichen Regelungen zum Antrags- und Genehmigungs- 
verfahren. 

Gemäß § 17 Abs. 1 AbgG bedürfen Auslandsdienstreisen 
der vorherigen Zustimmung des Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages. Anträge auf Genehmigung von 
Dienstreisen sind schriftlich an den Bundestagspräsiden- 
ten zu stellen und ausführlich zu begründen. 

Bei Dienstreisen wird zwischen Delegations- und Einzel- 
dienstreisen unterschieden. Um Delegationen handelt es 
sich, wenn sie aus mindestens drei Abgeordneten beste- 
hen, ansonsten handelt es sich um Einzeldienstreisen. Bei 
den Delegationsreisen der Mitglieder der Ausschüsse, 
Enquete-Kommissionen und Parlamentariergruppen des 
Deutschen Bundestages ist für die 16. Wahlperiode eine 
maximale Delegafionssfärke von sieben Abgeordnefen 
fesfgelegf worden. Bei der Zusammensefzung von Dele- 
gationen soll das Stärkeverhältnis der Fraktionen im 
Deutschen Bundestag nach Möglichkeit im Haushalts- 
jahr, zumindest aber in der Wahlperiode berücksichtigt 
werden. Die Entscheidung über die Anträge auf Geneh- 
migung von Delegationsreisen trifft der Präsident des 
Deutschen Bundestages nach eingehender Erörterung und 
Beratung im Präsidium. 

Die bilateralen Parlamentariergruppen können im Verlauf 
der Wahlperiode jeweils eine Delegationsreise durchfüh- 
ren, multilaferale Parlamenfariergruppen haben die Mög- 
lichkeif, jeweils zwei Delegafionsreisen in Sfaafen aus der 
„Partnerregion“ zu unternehmen. Delegationsreisen der 
Ausschüsse müssen in direktem Zusammenhang mit den 
konkreten Beratungsgegen- ständen des jeweiligen Aus- 
schusses stehen. Eine Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über Ziel und Inhalte einer Delegationsreise erfolgt in der 
Regel in Form einer Pressemitteilung vor Reiseantritt. 
Jede Delegation ist außerdem verpflichtet, dem Bundes- 
tagspräsidenten bis spätestens vier Wochen nach Ende der 
Reise einen schriftlichen Bericht über deren Ablauf und 
Ergebnisse vorzulegen. 

Auslandsdienstreisen einzelner Abgeordneter sind dann 
genehmigungsfähig, wenn die Vorsifzenden und Obleufe 


der Ausschüsse, in denen der Abgeordnefe Mifglied isf 
und in dessen fachlichen Konfexf die Reise fällf, der 
Durchführung der Einzeldiensfreise zugesfimmf haben. 
Darüber hinaus isf bei Auslandsdiensfreisen von Abge- 
ordnefen die Zusfimmung der Parlamenfarischen Ge- 
schäftsführung der Fraktion des jeweiligen Abgeordneten 
erforderlich. Ebenso wie die Delegationsreisen unterlie- 
gen auch die Einzeldienstreisen der Abgeordneten der 
Verpflichtung, dem Bundestagspräsidenten bis spätestens 
vier Wochen nach Abschluss der Reise einen Bericht vor- 
zulegen. 

Zur Reduzierung der Flugkosten werden Dienstreisen mit 
der Maßgabe genehmigt, dass kostengünstige Flugverbin- 
dungen zu nutzen sind. Außerdem sind die Abgeordneten 
durch einen Beschluss des Ältestenrates vom September 
2002 verpflichtet, dienstlich erworbene Bonusmeilen aus 
entsprechenden Programmen der Fluggesellschaften wie- 
der für Dienst- und Mandatsreisen einzusetzen. Neben 
der Beachtung des Prinzips der Kostengünstigkeit und 
dem vorrangigen Einsatz von Bonusmeilen trägt auch die 
Nutzung von Sonderkonditionen der Fluggesellschaften 
dazu bei, dass Kosten eingespart werden können. 

10 Erläuterungen zur statistischen Übersicht 
der Auslandsdienstreisen 

Der Bericht unterscheidet zwischen Ausschussdelegatio- 
nen (AD), Einzeldienstreisen von Präsidiumsmitgliedem 
(PM), offiziellen Delegationsreisen unter Leitung des 
Präsidenten oder eines Präsidiumsmitglieds (OD), Reisen 
von Parlamentariergruppen (PG), Einzeldienstreisen (ED) 
sowie Reisen zu den Konferenzen und Sitzungen der in- 
terparlamentarischen Organisationen, einschließlich 
Wahlbeobachtungen (IP). 

Im Berichtszeitraum haben 1 574 Reisen stattgefunden: 

171 Reisen von Ausschussdelegationen (AD) 

(Oktober bis Dezember 2005: 1; 2006: 84; Januar bis De- 
zember 2007: 86) 

8 Reisen offizieller Delegationen (OD) 

(Oktober bis Dezember 2005: 0; 2006: 2; Januar bis De- 
zember 2007 : 6) 

33 Delegationsreisen der Parlamentariergruppen (PG) 
(Oktober bis Dezember 2005: 0; 2006: 8; Januar bis De- 
zember 2007: 25) 

1191 Einzeldienstreisen (ED) 

(Oktober bis Dezember 2005: 68; 2006: 556; Januar bis 
Dezember 2007: 567) 

60 Einzeldienstreisen von Präsidiumsmitgliedem (PM) 
(Oktober bis Dezember 2005:1; 2006: 36; Januar bis De- 
zember 2007: 23) 

114 Reisen zu den Konferenzen und Sitzungen der inter- 
parlamentarischen Organisationen, einschließlich Wahl- 
beobachtungen (IP) 

(Oktober bis Dezember 2005: 13; 2006: 57; Januar bis 
Dezember 2007 : 44) 
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Unterteilt naeh Erdteilen sind in den Anlagen 1 , 2 und 3 
die Anzahl und die Ziele der Reisen von Aussehussdele- 
gationen (AD), offiziellen Delegationen (OD), Parlamen- 
tariergruppen (PG), Einzeldienstreisen (ED) sowie der 
Reisen zu den Konferenzen und Sitzungen der interparla- 
mentarisehen Organisationen, einsehließlieh Wahlbeob- 
aehtungen (IP) für den Zeitraum vom 18. Oktober 2005 
bis zum 3 1 . Dezember 2007 aufgesehlüsselt. 


Die Anlage 4 weist die Gesamtkosten der im Beriehtszeit- 
raum zulasten der Haushaltsjahre 2005, 2006 und 2007 
durehgeführten Reisen aus. 

Berlin, den 23. Januar 2008 


Dr. Norbert Lammert 
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11 Statistische Übersicht 
Aniage 1 

Angaben über Anzahl nnd Ziele der vom 18. Oktober 2005 bis 31. Dezember 2005 dnrcbgefübrten Reisen 

- Ausschussdelegationen (AD) 

- Einzeldienstreisen (ED) 

- Einzeldienstreisen von Präsidiumsmitgliedem (PM) 

- Reisen offizieller Delegationen (OD) 

- Parlamentariergruppen (PG) - Delegationsreisen 

- Interparlamentarische Organisationen (IP) - Konferenzen, 

Sitzungen sowie Wahlbeobachtungen 


Europa 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Aserbaidschan 


1 




2 

Armenien 






1 

Belarus 


2 





Belgien 


34 





Dänemark 






1 

Frankreich 






2 

Georgien 


1 





Griechenland 


1 





Großbritannien 


1 





Italien 


2 




1 

Niederlande 


1 





Österreich 


1 





Rumänien 


1 

1 




Schweiz 


1 





Spanien 


3 





Türkei 






1 

Ungarn 


1 





Zypern 


1 
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Kroatien, Slowenien, Serbien-Montenegro 


Lettland, Litauen, Polen 


Rumänien, Bulgarien, Ukraine 


Russisehe Föderation, Estland 


Tseheehisehe Republik, Slowakei, Ungarn 


Afrika 




Amerika 




USA, Niearagua 


Mehrländerreisen 


AD ED 


Asien nnd Naher Osten 




Anstralien/Nenseeland 

Mehrländerreisen 


Australien, China 
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Anlage 2 

Angaben über Anzahl nnd Ziele der vom 1. Jannar 2006 bis 31. Dezember 2006 dnrcbgefübrten Reisen 

- Ausschussdelegationen (AD) 

- Einzeldienstreisen (ED) 

- Einzeldienstreisen von Präsidiumsmitgliedem (PM) 

- Reisen offizieller Delegationen (OD) 

- Parlamentariergruppen (PG) - Delegationsreisen 

- Interparlamentarische Organisationen (IP) - Konferenzen, Sitzungen sowie Wahlbeobachtungen 


Europa 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Albanien 






1 

Aserbaidschan 


3 




2 

Belarus 

1 





2 

Belgien 

6 

257 

2 



9 

Bosnien-Herzegowina 


2 




1 

Bulgarien 


2 





Dänemark 



1 



2 

Estland 






1 

Finnland 

3 

8 

2 



2 

Frankreich 

1 

11 

2 


1 

9 

Georgien 

1 

2 





Griechenland 

1 

2 





Großbritannien 


4 





Island 






2 

Italien 

3 

12 

2 



2 

Kroatien 

1 




1 


Liechtenstein 


1 





Litauen 


1 





Moldau 


3 




1 

Montenegro 






1 

Niederlande 

4 

1 





Norwegen 


2 

1 




Polen 


5 



1 

1 

Portugal 


1 



1 

2 

Österreich 

4 

10 

3 



1 

Rumänien 

1 


5 




Russische Föderation 


6 

1 



2 

Serbien/Kosovo 

2 

3 





Schweden 


5 

1 
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noch Europa 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Schweiz 

2 

9 

2 



2 

Slowakische Republik 


1 





Spanien 

1 

4 




1 

Tschechische Republik 

1 

2 

1 



1 

Türkei 

1 

7 

1 



1 

Ukraine 


2 

3 



3 

Ungarn 


2 

3 



1 


Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Bulgarien, Rumänien 

3 

4 





Bosnien-Herzegowina, 

Tschechische Republik 


1 





Dänemark, Schweden 

1 






Estland, Lettland, Litauen 

3 






Estland, Norwegen 


1 





Finnland, Schweden 

1 






Georgien, Aserbaidschan 


1 





Großbritannien, Irland 

2 






Lettland, Estland 


1 





Lettland, Ukraine 


1 





Litauen, Estland 


1 





Luxemburg, Belgien 


2 





Moldau, Georgien 



1 




Moldau, Rumänien 


2 





Moldau, Rumänien, Bulgarien 


1 





Niederlande, Großbritannien 

1 






Österreich, Schweiz 

1 






Österreich, Serbien, Montenegro 






1 

Russische Föderation, Estland 

1 






Russische Föderation, Ukraine 


1 





Serbien/Kosovo, Montenegro 


1 



1 


Serbien, Montenegro, Mazedonien 


1 





Slowakei, Polen 


1 





Slowenien, Kroatien 


1 





Ukraine, Belarus 

1 

1 





Ungarn, Albanien 


1 





Ungarn, Bosnien-Herzegowina 


2 
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Afrika 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Ägypten 


1 





Äthiopien 


1 





Burkina Faso 


1 





Djibouti 


1 





Kenia 

1 





1 

Kongo 


2 





Marokko 


7 





Nigeria 


1 





Südafrika 

1 

2 





Sudan 


4 





Tansania 

1 

1 





Tunesien 


1 





Uganda 

1 







Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Angola, Namibia 

1 






Djibouti, Gabun, Kongo 

1 






Kenia, Ruanda, Burundi 


3 





Kongo, Gabun 


2 





Marokko, Libyen, Tunesien, Algerien, 
Mauretanien 


2 





Mosambik, Madagaskar 


1 





Südafrika, Botsuana 


1 





Südafrika, Malawi 

1 






Sudan, Uganda 

1 






Tansania, Südafrika 


1 

1 




Uganda, Ruanda 





1 



Amerika 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Argentinien 


1 





Brasilien 

1 

1 





Bolivien 


2 





Kanada 


6 

1 



2 

Kuba 


3 





Uruguay 


1 





USA 

7 

22 



1 

2 
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Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Argentinien, Chile 

1 

3 





Argentinien, Uruguay 

1 






Argentinien, Uruguay, Paraguay, Kolumbien 


1 





Bolivien, USA 


1 





Chile, Argentinien, Brasilien 


2 





Venezuela, Kolumbien 

1 







Asien nnd Naher Osten 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Afghanistan 

1 

2 





China 

2 

22 





Indien 

1 

5 





Indonesien 


3 





Israel 

1 

5 





Iran 


5 





Japan 

3 

5 





Kasaehstan 


1 





Katar 


1 





Kuwait 


1 





Laos 


1 





Mongolei 




1 



Oman 






1 

Pakistan 


1 





Saudi-Arabien 


3 





Singapur 

1 






Sri Lanka 


1 





Südkorea 


1 





Vereinigte Arabisehe Emirate 


2 

1 

1 



Vietnam 


1 





Usbekistan 

1 

1 

1 
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Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Afghanistan, Usbekistan 


1 





China, Vietnam 


1 





Iran, Österreieh 

1 






Iran, Pakistan 


4 





Israel, Jordanien, Ägypten 


4 





Israel, Palästinensisehe Gebiete 

1 






Japan, Südkorea 


1 





Kambodseha, Vietnam 

1 






Kasaehstan, Tadsehikistan, Kirgisistan, 
Usbekistan, Turkmenistan 


6 





Kuwait, Oman, Vereinigte Arabisehe Emi- 
rate, Saudi-Arabien, Bahrain, Katar 


1 





Kuwait, Vereinigte Arabisehe Emirate 


2 





Libanon, Israel 

1 






Libanon, Syrien 


1 





Libyen, Algerien 



1 




Libyen, Tunesien, Algerien, Marokko, 
Mauretanien 


2 





Malaysia, Indien 


4 





Malediven, Sri Lanka, Thailand 

1 






Pakistan, Afghanistan 


1 





Saudi-Arabien, Jemen 





1 


Singapur, Japan 

1 






Tadsehikistan, Kirgisistan, Kasaehstan 







Vereinigte Arabisehe Emirate, Indien 

1 







Anstralien/Nenseeland 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Neuseeland 

1 
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Anlage 3 

Angaben über Anzahl nnd Ziele der vom 1. Jannar 2007 bis 31. Dezember 2007 dnrcbgefübrten Reisen 

- Ausschussdelegationen (AD) 

- Einzeldienstreisen (ED) 

- Einzeldienstreisen von Präsidiumsmitgliedem (PM) 

- Reisen offizieller Delegationen (OD) 

- Parlamentariergruppen (PG) - Delegationsreisen 

- Interparlamentarische Organisationen (IP) - Konferenzen, Sitzungen sowie Wahlbeobachtungen 


Europa 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Albanien 


1 





Belarus 


5 





Belgien 

9 

206 

1 



4 

Bosnien-Herzegowina 


3 





Bulgarien 



2 




Dänemark 


1 





Estland 


1 

1 




Finnland 

1 

1 





Frankreich 

2 

17 

2 

1 

1 

7 

Georgien 


1 




1 

Griechenland 


1 

1 




Großbritannien 

3 

6 





Island 






1 

Italien 


16 

1 

1 


3 

Kroatien 


3 

1 



1 

Lettland 


2 

1 




Liechtenstein 


1 





Litauen 


1 





Luxemburg 


1 



1 


Malta 


1 





Moldau 


1 





Niederlande 


5 



1 


Norwegen 


1 




1 

Österreich 


9 



1 

1 

Polen 


12 

2 

1 


1 

Portugal 

3 

11 




3 

Rumänien 


6 

2 
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noch Europa 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Russische Föderation 

3 

13 



1 

2 

Schweden 


6 




1 

Schweiz 

2 

2 




1 

Serbien 


2 




1 

Slowakei 


1 




1 

Slowenien 

1 


1 


1 

2 

Spanien 

4 

4 





Tschechische Republik 

1 


1 




Türkei 

1 

13 



1 

1 

Ukraine 


3 




2 

Ungarn 


5 

1 


1 

1 

Vatikanstaat 



1 




Zypern 

1 







Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Albanien, Mazedonien 





1 


Aserbaidschan, Armenien 





1 


Belgien, USA 


1 





Belgien, Luxemburg, Frankreich 


1 





Bosnien-Herzegowina, Serbien, 

Mazedonien, Albanien 

1 






Bosnien-Herzegowina, 

Tschechische Republik 


1 





Finnland, Dänemark 

1 






Georgien, Aserbaidschan 


1 





Griechenland, Zypern 


1 





Großbritannien, Belgien 


1 





Irland, Großbritannien 

1 






Kroatien, Slowenien, Italien 

1 






Lettland, Armenien 


1 





Litauen, Estland 


1 





Litauen, Lettland 

1 






Litauen, Lettland, Estland 

1 
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noch Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Litauen, Polen 



1 




Niederlande, Frankreich 

1 






Norwegen, Schweden 

1 




1 


Österreich, Belarus 


1 





Österreich, Italien 


2 





Polen, Slowakei 


1 





Polen, Ukraine 


1 





Portugal, Spanien 

1 






Rumänien, Bulgarien 

3 


1 




Rumänien, Bulgarien, Bosnien-Herzegowina 


2 





Rumänien, Polen 


1 





Rumänien, Moldau 


2 





Serbien/Kosovo, Bosnien-Herzegowina 

1 

1 





Serbien/Kosovo, Kroatien, Mazedonien, 
Albanien 

1 






Serbien, Mazedonien 


1 





Slowenien, Kroatien 


1 





Spanien, Andorra, Portugal 


1 





Spanien, Marokko 

1 






Tschechische Republik, Slowakei 


1 





Ukraine, Belarus 


1 





Ukraine, Moldau 


1 





Ukraine, Russische Föderation 

1 

2 





Ungarn, Albanien 


1 





Ungarn, Bulgarien, Rumänien 


1 






Afrika 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Ägypten 


1 





Äthiopien 


2 





Benin 


1 





Burkina Faso 


1 





Ghana 


4 
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noch Afrika 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Kamerun 


1 





Kenia 


2 





Kongo 


2 





Namibia 


1 





Marokko 


1 





Mosambik 


1 





Ruanda 


1 





Senegal 


1 





Simbabwe 


1 





Südafrika 

1 

4 





Sudan 


1 





Tansania 


1 





Tschad 


1 





Tunesien 


2 




1 


Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Ägypten, Saudi Arabien, Vereinigte Arabi- 
sche Emirate, Kuwait 


4 





Algerien, Mauretanien, Malta 


2 





Algerien, Tunesien 





1 


Angola, Gabun 


2 





Burkina Faso, Senegal 

1 






Ghana, Nigeria 


3 





Kap Verde, Senegal, Benin 





1 


Kongo, Äthiopien 


3 





Libyen, Algerien 

1 



1 



Mali, Ghana 

1 






Malawi, Mosambik 

1 






Südafrika, Äthiopien, Liberia 


4 





Sudan, Djibouti 


1 





Tschad, Kamerun 


2 
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Amerika 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Argentinien 


1 





Brasilien 


1 



1 


El Salvador 


1 





Kolumbien 

1 

1 





Kuba 


2 





Mexiko 


2 



1 


Paraguay 


1 





Peru 


1 





USA 

7 

28 


1 


3 

Venezuela 


1 






Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Argentinien, Uruguay, Brasilien 

1 






Argentinien, Brasilien, Chile, Paraguay 


2 





Brasilien, Argentinien 

1 






Brasilien, Argentinien, Chile 


4 





Bolivien, Paraguay, Uruguay 





1 


Bolivien, Peru 

1 






Chile, Argentinien 

1 

1 





Costa Riea, Mexiko 

1 






Haiti, Niearagua 

1 






Jamaika, Panama 





1 


Kanada, USA 

3 






Kolumbien, Peru 

1 






Paraguay, Brasilien, Kolumbien 


1 





Venezuela, Kuba, Panama 


1 
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Asien und Naher Osten 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Afghanistan 

2 

11 

1 




Bahrain 






1 

China 

3 

5 



1 


Indien 

5 

7 


1 



Indonesien 


3 




1 

Irak 


1 





Iran 


1 





Israel 

1 






Japan 


5 



1 


Kasaehstan 


1 




2 

Kirgisistan 






1 

Libanon 


1 





Nepal 





1 


Palästinensisehe Gebiete 


1 





Singapur 


1 





Südkorea 


6 





Syrien 


2 





Thailand 


2 





Turkmenistan 

1 

1 





Usbekistan 


2 





Vereinigte Arabisehe Emirate 


3 






Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Afghanistan, Iran 


1 





Afghanistan, Großbritannien 


1 





China, Japan 

1 

2 





China, Mongolei 


4 





China, Vietnam 


2 





Israel, Libanon, Vereinigte Arabisehe 

Emirate 


3 





Israel, Palästinensisehe Gebiete 

1 

2 





Katar, Oman 


1 





Katar, Vereinigte Arabisehe Emirate 

1 
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noch Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Kirgisistan, Tadschikistan 





1 


Indonesien, Australien 


2 





Iran, Saudi-Arabien 


1 





Libanon, Iran 


1 





Libanon, Israel 


1 

1 




Libanon, Syrien, Jordanien, Palästinensische 
Gebiete 





1 


Pakistan, Afghanistan 


1 





Singapur, Brunei, Indonesien 





1 


Singapur, Indonesien 

1 






Südkorea, Japan 


1 





Südkorea, Nordkorea 





1 


Thailand, Indonesien 


2 





Thailand, Kambodscha, Vietnam 


1 





Vietnam, Laos, Kambodscha 


2 





Zypern, Israel 



1 





Australien/Neuseeland 

Mehrländerreisen 


Ziel 

AD 

ED 

PM 

OD 

PG 

IP 

Australien, Neuseeland 





1 
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Anlage 4 

1. Gesamtkosten der vom 18. Oktober 2005 bis 31. Dezember 2005 durcbgefübrten Reisen 


1 

Ausschussdelegationsreisen (AD) 

20.664,72 

Euro 

0 

Offizielle Delegationsreisen (OD) 

0,00 

Euro 

0 

Parlamentariergruppen (PG) 

Delegationsreisen 

0,00 

Euro 

69 

Einzeldienstreisen einschließlich Präsidium (ED/PM) 

92.094,18 

Euro 

13 

Interparlamentarische Organisationen (IP) 

Konferenzen, Sitzungen sowie Wahlbeobachtungen 

167.547,77 

Euro 

Gesamtkosten 


280.306,67 

Euro 

2. Gesamtkosten 

der im Haushaltsjahr 2006 durchgeführten Reisen 



84 

Ausschussdelegationsreisen (AD) 

1.240.215,30 

Euro 

2 

Offizielle Delegationsreisen (OD) 

17.302,14 

Euro 

8 

Parlamentariergruppen (PG) 

Delegationsreisen 

111.964,36 

Euro 

592 

Einzeldienstreisen einschließlich Präsidium (ED/PM) 

503.758,05 

Euro 

57 

Interparlamentarische Organisationen (IP) 

Konferenzen, Sitzungen sowie Wahlbeobachtungen 

507.856,95 

Euro 

Gesamtkosten 


2.381.096,80 

Euro 

3. Gesamtkosten 

der im Haushaltsjahr 2007 durchgeführten Reisen 



86 

Ausschussdelegationsreisen (AD) 

1.392.962,18 

Euro 

6 

Offizielle Delegationsreisen (OD) 

23.864,50 

Euro 

25 

Parlamentariergruppen (PG) 

Delegationsreisen 

518.917,12 

Euro 

593 

Einzeldienstreisen einschließlich Präsidium (ED/PM) 

779.192,24 

Euro 

44 

Interparlamentarische Organisationen (IP) 

Konferenzen, Sitzungen sowie Wahlbeobachtungen 

395.263,69 

Euro 


3.110.199,73 Euro 


Gesamtkosten 
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